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ZUSAMMENFASSUNG 

Am 17. April 2019 wurden zwei EU-Richtlinien im Bereich Urheberrecht im Amts-
blatt der Europäischen Union veröffentlicht. Einerseits die Richtlinie (EU) 2019/790 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. April 2019 über das Urheber-
recht und die verwandten Schutzrechte im digitalen Binnenmarkt und zur Ände-
rung der Richtlinien 96/9/EG und 2001/29/EG und andererseits die Richtlinie (EU) 
2019/789 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. April 2019 mit Vor-
schriften für die Ausübung von Urheberrechten und verwandten Schutzrechten in 
Bezug auf bestimmte Online-Übertragungen von Sendeunternehmen und die Wei-
terverbreitung von Fernseh- und Hörfunkprogrammen sowie zur Änderung der 
Richtlinie 93/83/EWG. 

Die Richtlinie (EU) 2019/790 möchte mehr Auswahl und einen leichteren Zugang 
zu digital verfügbaren Inhalten ermöglichen sowie einen gerechten und tragfähi-
gen Markt für Urheber, Presse, Kultur- und Kreativwirtschaft schaffen. Zur Verbes-
serung des Online-Zugangs zu urheberrechtlich geschützten Werken werden Aus-
nahmetatbestände geschaffen. Durch Ausnahmen für Text und Data Mining oder 
zur Verwendung vergriffener Werke werden Bereiche der Forschung, Innovation, 
Bildung und Erhaltung des Kulturerbes begünstigt. Haftungsregelungen von On-
linediensteanbietern stärken die Position der Rechtsinhaber in Bezug auf die Nut-
zung von Inhalten auf deren Plattformen. Durch die Einführung eines Leistungs-
schutzrechtes für Presseverleger soll die Position der Rechtsinhaber verbessert 
werden, eine Vergütung für ihre Werke auszuhandeln. 

Die Richtlinie (EU) 2019/789 bezweckt eine Vereinfachung des Erwerbs für Lizenzen 
zur Online-Verbreitung von Fernseh- und Hörfunkprogrammen. Unter anderem soll 
es Rundfunkveranstaltern erleichtert werden, ihr Online-Angebot über Grenzen 
hinweg auszubauen. Damit wird den Interessen von Rechtsinhabern, Sendeunter-
nehmen und Weiterverbreitungsdiensten Rechnung getragen. 

Die zur Durchführung beider Richtlinien erforderlichen Gesetzesanpassungen erfol-
gen durch ein neues Gesetz (Urheberrechts-Diensteanbieter-Gesetz; URDAG) sowie 
durch Abänderungen des Urheberrechtsgesetzes (URG) und des Verwertungsge-
sellschaftengesetzes (VGG). 
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Vaduz, 3. Oktober 2023 

LNR 2023-1408 

P 

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident, 

Sehr geehrte Frauen und Herren Abgeordnete 

Die Regierung gestattet sich, dem Hohen Landtag nachstehenden Bericht und An-

trag betreffend der Schaffung eines Gesetzes über die urheberrechtliche Verant-

wortlichkeit von Diensteanbietern für das Teilen von Online-Inhalten (Urheber-

rechts-Diensteanbieter-Gesetz; URDAG), die Abänderung des Urheberrechts-

gesetzes (URG)1 sowie die Abänderung des Verwertungsgesellschaftengesetzes 

(VGG)2 (Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/789 sowie der Richtlinie (EU) 

2019/790 zu unterbreiten. 

I. BERICHT DER REGIERUNG 

1. AUSGANGSLAGE 

1.1 Richtlinie (EU) 2019/790 

Die rasanten Entwicklungen der Medientechnologien der letzten Jahre haben zu 

einem ständigen Wandel in der Art und Weise geführt, wie urheberrechtlich 

                                                      
1 Gesetz vom 19. Mai 1999 über das Urheberrecht und verwandte Schutzrechte (Urheberrechtsgesetz; URG), 

LGBl. 1999 Nr. 160. 
2 Gesetz vom 29. März 2018 über die Wahrnehmung von Urheberrechten und verwandten Schutzrechten 

durch Verwertungsgesellschaften (Verwertungsgesellschaftengesetz; VGG), LGBl. 2018 Nr. 111. 
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geschützte Werke und sonstige Schutzgegenstände geschaffen, erzeugt, vertrie-

ben, verwertet und vom Publikum genutzt werden. Der europäische Gesetzgeber 

hat mit der Richtlinie (EU) 2019/7903 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 17. April 2019 über das Urheberrecht und die verwandten Schutzrechte im 

digitalen Binnenmarkt und zur Änderung der Richtlinien 96/9/EG und 2001/29/EG 

einen umfangreichen Rechtsetzungsauftrag erteilt. Diese Richtlinie adressiert als 

Querschnitts-Richtlinie eine Vielzahl urheberrechtlicher Fragen wie eine gesetzli-

che Erlaubnis u. a. für das Text und Data Mining, nicht verfügbare Werke, kollek-

tive Lizenzvergaben mit erweiterter Wirkung, Reproduktionen von gemeinfreien 

visuellen Werken, Presseverleger-Leistungsschutzrechte, Verlegerbeteiligungen, 

Verantwortlichkeiten von Diensteanbietern für das Teilen von Online-Inhalten und 

für Urhebervertragsrechte. Zu ihrer Umsetzung sind umfassende Gesetzesände-

rungen erforderlich. 

1.2 Richtlinie (EU) 2019/789 

Ebenso ist die Richtlinie (EU) 2019/7894 des Europäischen Parlaments und des Ra-

tes vom 17. April 2019 mit Vorschriften für die Ausübung von Urheberrechten und 

verwandten Schutzrechten in Bezug auf bestimmte Online-Übertragungen von 

Sendeunternehmen und die Weiterverbreitung von Fernseh- und Hörfunkpro-

grammen und zur Änderung der Richtlinie 93/83/EWG des Rates umzusetzen. 

Diese ordnet insbesondere die Online-Verwertung von Rundfunkprogrammen teil-

weise neu. Diese Vorlage adressiert auch die hierzu erforderlichen Änderungen. 

                                                      
3 ABl. L 130 vom 17.5.2019, S. 92. 
4 ABl. L 130 vom 17.5.2019, S. 82. 
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2. BEGRÜNDUNG DER VORLAGE 

Die Richtlinien haben eine Frist bis zum 7. Juni 2021 vorgesehen, innerhalb derer 

die EU-Mitgliedstaaten ihre nationalen Umsetzungsvorschriften zu erlassen hat-

ten. Beide Richtlinien befinden sich derzeit im Prozess der Übernahme in das EWR-

Abkommen.5 Die Umsetzungsfrist für Liechtenstein bestimmt sich nach dem Da-

tum des Inkrafttretens des Beschlusses des Gemeinsamen EWR-Ausschusses zur 

Übernahme der Richtlinien in das EWR-Abkommen. Wann dies der Fall sein wird, 

ist aufgrund von Umsetzungsverzögerungen in Norwegen und Island derzeit noch 

nicht absehbar.  

3. SCHWERPUNKTE DER VORLAGE 

3.1 Richtlinie (EU) 2019/790 

Die Richtlinie (EU) 2019/790 (im Folgenden: DSM-RL) verfolgt folgende Ziele: 

• Anpassung bestimmter grundlegender Ausnahmen des Urheberrechts an 

das digitale und grenzüberschreitende Umfeld; 

• Verbesserung der Lizenzierungsverfahren und Sicherstellung eines einfache-

ren Zugangs zu Inhalten; und 

• Erreichung eines gut funktionierenden Urheberrechtsmarkts. Die Richtlinie 

vereinfacht die Nutzung urheberrechtlich geschützter Werke für verschie-

dene Zwecke, insbesondere im Zusammenhang mit Zugang zu Wissen durch 

die Einführung verbindlicher Ausnahmen des Urheberrechts, um Folgendes 

zu fördern: 

- Text und Data Mining; 

                                                      
5 Abkommen vom 2. Mai 1992 über den Europäischen Wirtschaftsraum (EWR-Abkommen), LGBl. 1995 Nr. 

68. 
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- die digitale Nutzung von Werken zu Zwecken der Veranschaulichung des 

Unterrichts; und 

- den Erhalt des Kulturerbes. 

Sie vereinfacht die Lizenzierungsmassnahmen durch die Bereitstellung eines 

neuen Systems, welches es den Einrichtungen des Kulturerbes wie Bibliotheken, 

Museen und Archiven erleichtert, die in ihren Sammlungen befindlichen vergriffe-

nen Werke zu digitalisieren und zu verbreiten, insbesondere online und grenz-

überschreitend im EWR. Die DSM-RL stellt zudem eine spezifische Vorschrift be-

reit, die eine erweiterte kollektive Lizenzvergabe und ähnliche Mechanismen 

ermöglicht. Zudem soll ein Verhandlungsmechanismus interessierten Parteien 

helfen, Vereinbarungen über die Zugänglichmachung audiovisueller Werke auf 

Plattformen für Videoabrufdienste6 (z.B. YouTube) zu erzielen. Mit der DSM-RL 

wird zudem klargestellt, dass jeder ohne Einschränkung die Vervielfältigungen von 

gemeinfreien Kunstwerken unter bestimmten Bedingungen nutzen und teilen 

kann (z.B. ein Bild oder eine Skulptur, die urheberrechtlich geschützt sind). Weiters 

werden den im EWR ansässigen Presseverlagen neue Rechte – die digitale Nutzung 

ihre Presseveröffentlichungen betreffend – gewährt. Diese Rechte gelten aus-

schliesslich für die Nutzung durch Anbieter von Online-Diensten, aber nicht für die 

private bzw. nicht kommerzielle Nutzung durch individuelle Nutzer. Die Verwen-

dung von Hyperlinks und sehr kurzen Auszügen von Presseveröffentlichungen sind 

nicht Gegenstand dieser neuen Rechte. 

Zusätzlich sollen Diensteanbieter für das Teilen von Online-Inhalten von den 

Rechtsinhabern künftig die Erlaubnis erwerben, die Werke, die von ihren Nutzern 

hochgeladen werden, der Öffentlichkeit zugänglich machen zu können. Wird keine 

                                                      
6 Bestimmte Plattformen, die ihren Nutzern den massenhaften Upload von Inhalten ermöglichen, sollen da-

für verantwortlich sein, wenn besagte Nutzer urheberrechtlich geschützte Werke hochladen. Die Plattform-
betreiber werden verpflichtet, Lizenzen für die öffentliche Wiedergabe solcher Werke zu erwerben. 
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individuelle Lizenz erworben, profitieren die betroffenen Plattformen von einer 

Haftungsbeschränkung, sofern sie «alle Anstrengungen» unternehmen, um sicher-

zustellen, dass nur lizenzierte Inhalte auf ihren Webseiten verfügbar sind. Den 

Nutzern ist es erlaubt, die Inhalte zu spezifischen Zwecken, etwa des Zitierens, der 

Kritik, Rezension, Karikatur, Parodie oder des Pastiche zu «posten» (im Internet zu 

veröffentlichen, teilen). In Streitfällen bezüglich eines fälschlich blockierten oder 

von den Plattformen entfernten Inhalts stehen Beschwerde- und Rechtsbehelfs-

verfahren bereit. 

3.1.1 Text und Data Mining7 

Text und Data Mining bezeichnet die Technik der automatisierten Analyse von di-

gitalisierten Texten und Daten. Mit dieser Technik können in digitaler Form vorlie-

gende Informationen wie Texte, Töne, Bilder oder Daten mit Computern in gros-

sen Mengen automatisch ausgewertet werden, um neue Erkenntnisse zu 

gewinnen und Trends zu erkennen. Für Forschungsorganisationen und Einrichtun-

gen des Kulturerbes werden so Ausnahmen vom ausschliesslichen Recht auf Ver-

vielfältigung sowie vom Recht, Entnahmen aus einer Datenbank zu untersagen, 

eingeführt. 

3.1.2 Nutzung von Werken und sonstigen Schutzgegenständen für digitale Unter-

richts- und Lehrtätigkeiten8 

Die Weiterentwicklung digital gestützter Lehrtätigkeiten und des digital gestützten 

Fernunterrichts erfordert eine Anpassung der bereits bestehenden Ausnahmen 

und Beschränkungen vom Vervielfältigungsrecht und dem Recht der Zugänglich-

machung zugunsten von Bildungseinrichtungen. Damit sollen Unterricht, Lern- 

                                                      
7 Art. 3 und 4 DSM-RL. 
8 Art. 5 DSM-RL. 
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und Lehrtätigkeit bereichert und Rechtssicherheit für die digitale, grenzüber-

schreitende Nutzung für die Lehrtätigkeit geschaffen werden. 

3.1.3 Erhaltung des Kulturerbes 

Für Einrichtungen des Kulturerbes (öffentliche Bibliotheken, Museen, Archive so-

wie im Bereich des Film- oder Tonerbes tätige Einrichtungen) soll die Vervielfälti-

gung zum Zwecke der Erhaltung von Werken, die sich dauerhaft in ihrem Bestand 

befinden, durch eine entsprechende Ausnahme ermöglicht werden. 

3.1.4 Kollektive Lizenzvergabe mit erweiterter Wirkung 

Ein kollektives Lizenzvergabeverfahren mit erweiterter Wirkung soll nur in genau 

bestimmten Bereichen der Nutzung Anwendung finden, in denen die Einholung 

der Erlaubnis der Rechtsinhaber beschwerlich und praxisfern ist. Verfahren für die 

kollektive Lizenzvergabe mit erweiterter Wirkung ermöglichen es einer Verwer-

tungsgesellschaft, Lizenzen für Werke als Instanz für die kollektive Lizenzvergabe 

im Namen von Rechtsinhabern anzubieten, unabhängig davon, ob diese die Ge-

sellschaft dazu ermächtigt haben. Die Rechtsinhaber können ihre Werke jederzeit 

einfach von diesem Lizenzverfahren ausschliessen. Damit soll die Rechtssicherheit 

für Nutzer gesteigert werden und Rechtsinhabern die Möglichkeit eröffnet wer-

den, Vorteile aus der rechtmässigen Nutzung ihrer Werke zu ziehen. 

3.2 Richtlinie (EU) 2019/789 

Die Richtlinie (EU) 2019/789 (im Folgenden: Online-SatCab-RL) verfolgt das Ziel, 

den Erwerb EWR-weiter Lizenzen für die Online-Verbreitung von Fernseh- und 

Hörfunkprogrammen zu erleichtern und damit den Verbrauchererwartungen so-

wie den Interessen von Sendeunternehmen, Weiterverbreitungsdiensten und 

Rechtsinhabern besser gerecht zu werden. Als Vorbild dienen die Regelungen zur 

Weiterverbreitung von Fernseh- und Hörfunkprogrammen durch 
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Kabelnetzbetreiber (Richtlinie 93/83/EWG9 – Satelliten- und Kabelrichtlinie). Für 

die öffentliche Ausstrahlung von Fernseh- und Hörfunkprogrammen erwerben 

Sendeunternehmen die Erstnutzungsrechte bei den jeweiligen Inhabern der Urhe-

berrechte und verwandten Schutzrechte. Speist ein Kabelnetzbetreiber diese Pro-

gramme in sein Kabelnetz ein und stellt sie seinen Abonnenten gegen Entgelt zur 

Verfügung, handelt es sich um eine Form der Zweitverwertung, die in das aus-

schliessliche Verwertungsrecht des Urhebers oder sonstigen Schutzrechtsinhabers 

eingreift. 

Eine Ausnahme gilt für die Sendeunternehmen selbst, die ihre Urheberrechte und 

verwandten Schutzrechte selbst wahrnehmen dürfen. Sie unterliegen jedoch ei-

nem Kontrahierungszwang mit den Kabelnetzbetreibern und müssen der Verbrei-

tung ihrer Programme zu angemessenen Bedingungen zustimmen. Umgekehrt 

muss der Kabelnetzbetreiber auf Wunsch des Sendeunternehmens Zugang zu sei-

nem Kabelnetz gewähren. 

Die neue Online-SatCab-RL leistet einen wesentlichen Beitrag zu mehr Rechtssi-

cherheit für die Anbieter von Online-Diensten. Dabei wird zwischen drei Varianten 

unterschieden. 

3.2.1 Ergänzende Online-Dienste10 

Machen Sendeunternehmen ihre Programme und begleitendes Material zeitgleich 

mit der Erstausstrahlung oder im Anschluss daran online zugänglich, beispiels-

weise in einer Mediathek, gilt künftig hierfür der Grundsatz der freien Abrufbarkeit 

innerhalb des Europäischen Wirtschaftsraums. Bei Fernsehprogrammen ist die 

neue Freiheit aber auf Nachrichtensendungen, Sendungen zum aktuellen 

                                                      
9 Richtlinie 93/83/EWG des Rates vom 27. September 1993 zur Koordinierung bestimmter urheber- und leis-

tungsschutzrechtlicher Vorschriften betreffend Satellitenrundfunk und Kabelweiterverbreitung, ABl. L 248 
vom 6.10.1993, S. 15. 

10 Art. 3 Online-SatCab-RL. 
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Geschehen und vollständig finanzierte Eigenproduktionen beschränkt. Fernseh-

übertragungen von Sportveranstaltungen sind gemäss Art. 3 Abs. 1 der Online-

SatCab-RL ausdrücklich ausgenommen. 

3.2.2 Direkteinspeisung11 

Bei der Direkteinspeisung übermittelt das Sendeunternehmen sein programmtra-

gendes Signal an einen Signalverteiler, ohne dass die programmtragenden Signale 

während dieser Übertragung der Öffentlichkeit zugänglich sind. Der Signalverteiler 

macht das Programm erstmalig seinen Abonnenten zugänglich. Art. 8 Abs. 1 der 

Online-SatCab-RL stellt klar, dass Sendeunternehmen und Signalverteiler gemein-

sam einen einzigen Akt der öffentlichen Wiedergabe vollziehen. Die Mitgliedstaa-

ten können für die Einholung der Erlaubnis der Rechtsinhaber selbst die Modalitä-

ten festlegen. Erwägungsgrund 20 der Online-SatCab-RL enthält insoweit den 

Vorschlag, dass den Signalverteilern «ein Mechanismus der obligatorischen kol-

lektiven Rechtewahrnehmung zugutekommt», also Verwertungsgesellschaften 

mit der Wahrnehmung beauftragt werden und ein Kontrahierungszwang besteht. 

Ist der Signalverteiler ein rein technischer Dienstleister, der nicht über Auswahl 

und Inhalt des Programms bestimmt, soll er hingegen nicht als Mitwirkender an 

der öffentlichen Wiedergabe angesehen werden.12 

3.2.3 Weiterverbreitung13 

Die Weiterverbreitung linear erstverbreiteter14 Fernseh- und Hörfunkprogramme 

durch einen Internet-Service-Provider wird im Wesentlichen entsprechend den 

                                                      
11 Art. 8 Online-SatCab-RL. 
12 Vgl. EuGH, Urteil vom 19. November 2015, C-325/14 – SBS/SABAM. 
13 Art. 7 Online-SatCab-RL. 
14 «Linear verbreitet» bedeutet, dass die Zuschauer die Fernsehinhalte nicht beliebig je nach individuellem 

Interesse abrufen können. Im Gegensatz dazu bedeutet «nicht-linear verbreitet», dass die Zuschauer, über 
das Fernsehgerät oder auch andere Empfangsgeräte audiovisuelle Inhalte zu beliebigen Zeitpunkten abru-
fen können, sich also vom linearen Programm unabhängig machen können und Fernsehangebote dann 
nutzen, wenn es den individuellen Interessen und Alltagsbedingungen am besten entspricht. 
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Regelungen zur Kabelweiterverbreitung geregelt. Die Rechtewahrnehmung er-

folgt nach Art. 4 Abs. 1 und Abs. 2 der Online-SatCab-RL ausschliesslich durch die 

Verwertungsgesellschaften. Sendeunternehmen sind nach Art. 5 der Online-Sat-

Cab-RL wiederum vom Verwertungsgesellschaftszwang ausgenommen. Es gilt al-

lerdings die Vorgabe, dass zwischen Sendeunternehmen und Betreibern von Wei-

terverbreitungsdiensten (wie z.B. Video-on-Demand-Diensten oder Streaming-

Angebote) Verhandlungen «nach Treu und Glauben» zu führen sind. 

Entscheidendes Kriterium ist nach Art. 2 Ziff. 2 Bst. b der Online-SatCab-RL, dass 

die Weiterverbreitung über einen Internet-Zugangsdienst «in einer geordneten 

Umgebung» stattfindet. Gemäss Art. 2 Ziff. 3 der Online-SatCab-RL liegt eine «ge-

ordnete Umgebung» vor, wenn «der Betreiber von Weiterverbreitungsdiensten 

berechtigten Nutzern einen sicheren Weiterverbreitungsdienst erbringt». Hinter-

grund ist, dass nach Erwägungsgrund 14 der Online-SatCab-RL nur bestimmte On-

line-Weiterverbreitungsdienste privilegiert werden sollen. Die Erleichterungen 

sollen nur solchen Diensten zugutekommen, die in einer Umgebung angeboten 

werden, in der nur vertraglich berechtigte Nutzer Zugang zu den Weiterverbrei-

tungen haben und das Sicherheitsniveau zum Schutz der bereitgestellten Inhalte 

mit dem Sicherheitsniveau von Kabelnetzen oder geschlossenen internetproto-

kollgestützten Netzwerken vergleichbar ist, in denen weiterverbreitete Inhalte 

verschlüsselt werden. 

3.3 Umsetzung in Liechtenstein 

Mit der weiteren Harmonisierung des Urheberrechts durch diese beiden Richtli-

nien soll dazu beigetragen werden, dass ein zukunftstauglicher Rechtsrahmen ge-

schaffen wird, der den rasanten technologischen Entwicklungen entspricht. Zu-

dem soll die kulturelle Vielfalt gewahrt und gefördert werden. 
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Aufgrund der Tatsache, dass insbesondere die DSM-RL das Ziel einer unionsweiten 

Vollharmonisierung verfolgt, werden die Vorgaben der DSM-RL, insbesondere die 

Regelungen des komplexen Art. 17 der DSM-RL (zentrale Neuerung für die Platt-

formhaftung), in ein eigenes Gesetz aufgenommen. Art. 17 DSM-RL enthält eine 

Vielzahl höchst unterschiedlicher urheberrechtlicher Massgaben, nämlich ein im 

Vergleich zu Art. 3 der Richtlinie 2001/29/EG (InfoSoc-RL)15 modifiziertes Konzept 

der öffentlichen Wiedergabe, Bestimmungen zum Haftungsausschluss des 

Diensteanbieters sowie Regelungen zu Rechtsbehelfen und anderes mehr. Eine 

schlüssige Integration in das dogmatische Konzept des URG16 ist problematisch 

und wenig anwenderfreundlich. Die gegenständlichen Vorlagen zur Umsetzung 

der Richtlinien in nationale Rechtsvorschriften orientieren sich an der deutschen 

Umsetzung der beiden EU-Rechtsakte, die im Rahmen des deutschen Urheber-

rechtsgesetzes17 sowie des Urheberrechts-Diensteanbieter-Gesetzes18 und des 

Verwertungsgesellschaftengesetzes19 erfolgte. 

Die Bestimmungen beider Richtlinien werden sohin einerseits in ein neues Gesetz, 

dem Urheberrechts-Diensteanbieter-Gesetz (URDAG) aufgenommen. Dieses Ge-

setz regelt die urheberrechtliche Verantwortlichkeit von Diensteanbietern für das 

Teilen von Online-Inhalten sowie Rechte der Nutzer von solchen Diensten der 

Diensteanbieter und die Vergütungsansprüche der Urheber für die Nutzung sol-

cher Dienste. Damit wird insbesondere Art. 17 DSM-RL umgesetzt. Im URDAG wird 

                                                      
15 Richtlinie 2001/29/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. Mai 2001 zur Harmonisierung 

bestimmter Aspekte des Urheberrechts und der verwandten Schutzrechte in der Informationsgesellschaft, 
ABl. L 167 vom 22.6.2001, S. 1. 

16 Gesetz vom 19. Mai 1999 über das Urheberrecht und verwandte Schutzrechte (Urheberrechtsgesetz, 
URG), LGBl. 1999 Nr. 160. 

17 Urheberrechtsgesetz vom 9. September 1965 (BGBl. I S. 1273), das zuletzt durch Artikel 25 des Gesetzes 
vom 23. Juni 2021 (BGBl. I S. 1858) geändert worden ist. 

18 Urheberrechts-Diensteanbieter-Gesetz vom 31. Mai 2021 (BGBl. I S. 1204, 1215). 
19 Verwertungsgesellschaftengesetz vom 24. Mai 2016 (BGBl. I S. 1190), das zuletzt durch Artikel 2 des Ge-

setzes vom 31. Mai 2021 (BGBl. I S. 1204) geändert worden ist. 
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das Rechtsverhältnis zwischen Urhebern und sog. Diensteanbietern umfassend 

geregelt. 

Andererseits sind zusätzlich weitere ergänzende Anpassungen im geltenden Recht 

– wie im URG und im VGG – einzufügen. 

4. VERNEHMLASSUNG 

Die Regierung hat den Vernehmlassungsbericht betreffend die Schaffung eines 

Gesetzes über die urheberrechtliche Verantwortlichkeit von Diensteanbietern für 

das Teilen von Online-Inhalten (Urheberrechts-Diensteanbietergesetz; URDAG), 

die Abänderung des Gesetzes über das Urheberrecht und verwandte Schutzrechte 

sowie Abänderung weiterer Gesetze (Umsetzung Richtlinie (EU) 2019/789 sowie 

die Richtlinie (EU) 2019/790 am 16. August 2022 genehmigt und folgenden inte-

ressierten Organisationen mit Frist bis zum 23. November 2022 zur Stellungnahme 

unterbreitet: 

• allen Gemeinden 

• Wirtschaftskammer Liechtenstein für Gewerbe, Handel und Dienstleistung 

• Liechtensteinische Industrie- und Handelskammer 

• Liechtensteinische Rechtsanwaltskammer 

• Liechtensteinischer Patentanwaltsverband 

• Fürstliches Landgericht 

• Staatsanwaltschaft 

• Radio Liechtenstein 

• SUISA 

• Suissimage 

• ProLitteris 
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• Swissperform 

• SESAC Digital Licensing AG 

• SUISA Digital Licensing AG 

• Universität Liechtenstein 

• Liechtenstein Institut 

• PEN-Club Liechtenstein 

• IG Wort Autorenverband Liechtenstein 

• 1FL TV 

• Liechtensteinische Landesbibliothek 

4.1 Eingegangene Stellungnahmen 

Die Vernehmlassungsvorlage wurde allgemein positiv aufgenommen und be-

grüsst. Neben den offiziell mit Regierungsbeschluss vom 16. August 2022 eingela-

denen Vernehmlassungsteilnehmern sind ergänzend keine Stellungnahmen einge-

gangen. 

4.2 Ergebnisse der Vernehmlassung 

Sämtliche Gemeinden, die Wirtschaftskammer Liechtenstein, die Liechtensteini-

sche Staatsanwaltschaft, das Fürstliche Landgericht, die Liechtensteinische Indust-

rie- und Handelskammer, die Datenschutzstelle und der Liechtensteinische Pa-

tentanwaltsverband haben auf eine inhaltliche Stellungnahme verzichtet. 

Inhaltliche Stellungnahmen der Verwertungsgesellschaften SUISA, ProLitteris, 

Suissimage und Swissperform sowie der Liechtensteinischen Landesbibliothek zu 

einzelnen Artikeln werden direkt in den nachfolgenden Erläuterungen behandelt. 
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5. ERLÄUTERUNGEN ZU DEN EINZELNEN BESTIMMUNGEN UNTER BERÜCK-

SICHTIGUNG DER VERNEHMLASSUNG 

5.1 Urheberrechts-Diensteanbieter-Gesetz (URDAG) 

Zu Art. 1 – Gegenstand und Zweck 

Abs. 1 beschreibt den Geltungsbereich des Gesetzes. Diese Vorschrift dient der 

Umsetzung von Art. 17 DSM-RL, welcher die Verantwortlichkeit von Diensteanbie-

tern für die Nutzung urheberrechtlich geschützter Inhalte im Internet neu justiert. 

Dadurch erfolgt eine verbesserte Adressierung innerhalb des Rechtsrahmens, 

wann Diensteanbieter für das Teilen von Online-Inhalten für Urheberrechtsverlet-

zungen haften: Dienste wie YouTube (aber auch kleine Special-Interest-Plattfor-

men) sind weder typische «schwarze Bretter im Internet» (Host-Provider mit Haf-

tungsprivilegien), noch sind sie typische «Sender im Internet» (Content-Provider 

mit voller Haftung für die Inhalte ihrer Programme). Sie haben sich vielmehr als 

eine neue Kategorie zwischen Host-Providern und Content-Providern herausgebil-

det. Im Zuge des Teilens von Online-Inhalten und deren Nutzung findet Wert-

schöpfung statt, an der diejenigen, deren urheberrechtlich geschützte Inhalte ge-

nutzt werden, partizipieren sollen. 

Mit Abs. 2 wird aus Gründen der Transparenz festgehalten, dass das Gesetz der 

Umsetzung der Richtlinie (EU)2019/790 dient. 

In Abs. 3 wird klargestellt, dass sich die gültige Fassung der EWR-Rechtsvorschrif-

ten, auf die im Gesetz Bezug genommen wird, aus der Kundmachung der Be-

schlüsse des Gemeinsamen EWR-Ausschusses im Liechtensteinischen Landesge-

setzblatt nach Art. 3 Bst. k Kundmachungsgesetz ergibt. 

Zu Art. 2 – Anwendung auf verwandte Schutzrechte 

Art. 2 bestimmt, dass dieses Gesetz auch auf verwandte Schutzrechte im Sinne des 

URG und ihrer Inhaber sinngemäss anzuwenden ist. 
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Zu Art. 3 – Zwingendes Recht 

Art. 3 stellt klar, dass die Bestimmungen des URDAG zwingendes Recht darstellen, 

welches weder individualvertraglich noch im Wege allgemeiner Geschäftsbedin-

gungen abbedungen werden kann. 

Zu Art. 4 – Begriffsbestimmungen und Bezeichnungen 

Die DSM-RL enthält diverse Begriffsbestimmungen20, die für das Verständnis der 

einzelnen Richtlinienregelungen von Bedeutung sind. In Abs. 1 werden entspre-

chend Begriffsbestimmungen aufgenommen, welche sich ausdrücklich im Gesetz 

neu finden. Allerdings ist festzuhalten, dass es grundsätzlich nicht erforderlich ist, 

alle Definitionen im Rahmen der Umsetzung explizit in liechtensteinisches Recht 

zu übernehmen, weil sie zum Teil ohnehin mit nationalen Rechtsbegriffen de-

ckungsgleich sind. Darüber hinaus hat eine allfällige Auslegung richtlinienkonform 

zu erfolgen. 

Abs. 2 verweist auf die ergänzende Anwendung der Begriffsbestimmungen der 

Richtlinie. 

Abs. 3 schreibt fest, dass unter den im Gesetz verwendeten Personenbezeichnun-

gen alle Personen unabhängig ihres Geschlechts zu verstehen sind. 

Zu Art. 5 – Öffentliche Wiedergabe; Verantwortlichkeit des Diensteanbieters 

Abs. 1 dient der Umsetzung von Art. 17 Abs. 1 Unterabs. 1 DSM-RL. Die Regelung 

stellt klar, dass ein Diensteanbieter unter bestimmten Voraussetzungen eine öf-

fentliche Wiedergabehandlung vornimmt. Diensteanbieter haften daher im 

Grundsatz unmittelbar für hierdurch verursachte Rechtsverletzungen. Die Rege-

lung hat den Charakter einer lex specialis zu Art. 3 Abs. 1 InfoSoc-RL mit der Folge, 

dass für die Haftung von Diensteanbietern im Sinne der DSM-RL sowie für deren 

                                                      
20 Art. 2 DSM-RL. 
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Nutzer in erster Linie die Regelungen des Art. 17 DSM-RL massgeblich sind, nicht 

aber Art. 3 Abs. 1 oder Art. 5 InfoSoc-RL.21 

Abs. 2 bestimmt in Umsetzung von Art. 17 Abs. 4 DSM-RL, dass der Diensteanbie-

ter dann urheberrechtlich nicht verantwortlich ist, also weder für Unterlassung 

noch für Schadenersatz haftet, wenn er seinen Pflichten im Hinblick auf den Er-

werb von vertraglichen Nutzungsrechten (Art. 7 URDAG), qualifizierte Blockierung 

(Art. 10 URDAG), einfache Blockierung (Art. 11 URDAG) und der öffentlichen Wie-

dergabe bei mutmasslich erlaubten Nutzungen (Art. 12 bis 14 URDAG) nachge-

kommen ist. Voraussetzung ist hierbei, dass der Diensteanbieter hohe branchen-

übliche Standards einhält, wobei der Grundsatz der Verhältnismässigkeit zu 

beachten ist. In Umsetzung von Art. 17 Abs. 5 DSM-RL stellt Art. 5 Abs. 2 Satz 2 

eine nicht abschliessende Liste der in diesem Zusammenhang zu beachtenden Kri-

terien auf. Das URDAG konkretisiert diesen Pflichtenkatalog teilweise in den nach-

folgenden Bestimmungen, soweit dies auf gesetzlicher Ebene zweckmässig und 

möglich ist. Diese Konkretisierung soll den Normadressaten ein möglichst hohes 

Mass an Rechtssicherheit vermitteln.  

Soweit der Diensteanbieter urheberrechtlich verantwortlich ist, etwa weil er sei-

nen Verhaltenspflichten nicht nachkommt, sind die Bestimmungen des Abschnitts 

VI des Urheberrechtsgesetzes anzuwenden, insbesondere auch Art. 57 URG. 

Abs. 3 greift die Regelung auf, wonach Diensteanbieter, deren Hauptzweck darin 

besteht, sich an Urheberrechtsverletzungen zu beteiligen oder sie zu erleichtern, 

von vornherein keine Privilegierung durch dieses Gesetz erfahren und die Mög-

lichkeit der Enthaftung für sie ausgeschlossen ist. Sie sind demnach immer für 

Handlungen der öffentlichen Wiedergabe verantwortlich, sofern sie zu den Diens-

ten gehören, die mit diesem Gesetz reguliert werden. 

                                                      
21 Vgl. Erwägungsgrund 64 DSM-RL. 
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Zu Art. 6 – Nicht erfasste Dienste 

Im Einklang mit Art. 2 Ziff. 6 Unterabs. 2 DSM-RL führt Art. 6 Diensteanbieter auf, 

die nicht von der Begriffsdefinition in Art. 4 Abs. 1 URDAG erfasst sind. Die nicht 

abschliessende Regelung betrifft insbesondere solche Dienste, bei denen Nutzer 

zwar unter Umständen auch urheberrechtlich geschützte Inhalte Dritter öffentlich 

zugänglich machen, aber deren Hauptzweck nicht darauf gerichtet ist, aus einer 

grossen Menge solcher Inhalte Gewinne zu ziehen.22 

Zu Art. 7 – Pflicht zum Erwerb vertraglicher Nutzungsrechte; Direktvergütungs-

anspruch des Urhebers 

Nach Abs. 1 Satz 1 muss ein Diensteanbieter «bestmögliche Anstrengungen» un-

ternehmen, vertragliche Nutzungsrechte für die öffentliche Wiedergabe zu erlan-

gen. Bei der Beurteilung der zu erwartenden Anstrengungen von Seiten der 

Diensteanbieter ist stets der Grundsatz der Verhältnismässigkeit zu beachten.  

Abs. 1 Satz 2 konkretisiert die erforderlichen Bemühungen der Diensteanbieter 

und statuiert eine (einseitige) Obliegenheit: Diensteanbieter sind danach ver-

pflichtet, nach Abs. 2 näher bestimmte Nutzungsrechte zu erwerben, die ihnen 

entweder angeboten werden (Abs. 1 Bst. a), über repräsentative Rechtsinhaber 

verfügbar sind, die der Diensteanbieter kennt (Abs. 1 Bst. b) oder über im Inland 

tätige Verwertungsgesellschaften sowie abhängige Verwertungseinrichtungen er-

worben werden können (Abs. 1 Bst. c). Soweit auch einzelne Rechtsinhaber über 

relevante Repertoires verfügen, etwa grosse Labels oder Filmstudios, ist es nach 

Abs. 1 Bst. b erforderlich, dass die jeweiligen Rechtsinhaber dem Diensteanbieter 

bekannt sind, beispielsweise aus einer vorbestehenden Geschäftsbeziehung. 

Abs. 2 bestimmt, welche Lizenzangebote eine Verpflichtung zur Lizenzierung aus-

lösen. Nach Bst. a muss sich das Angebot auf Inhalte beziehen, die durch den 

                                                      
22 Vgl. Erwägungsgrund 62 Unterabs. 1 Satz 3 DSM-RL. 
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Diensteanbieter ihrer Art nach offensichtlich in mehr als geringfügigen Mengen 

öffentlich wiedergegeben werden. Ein Diensteanbieter ist hingegen nicht ver-

pflichtet, Inhalte online zu stellen, wenn diese für den Diensteanbieter unattraktiv 

sind. Zudem besteht für Diensteanbieter, die sich auf Inhalte eines bestimmten 

Genres – wie z.B. eine bestimmte Musikrichtung – spezialisiert haben, keine Ver-

pflichtung, Werke anderer Genres zu lizenzieren. Das Lizenzangebot muss ausser-

dem ein hinsichtlich der Anzahl der Werke und Rechtsinhaber erhebliches Reper-

toire umfassen (Bst. b). Hiermit soll vermieden werden, dass sich der 

Diensteanbieter mit einer Vielzahl von einzelnen Rechtsinhabern auseinanderset-

zen muss, was angesichts der damit einhergehenden Transaktionskosten unver-

hältnismässig wäre. 

Ferner muss sich das Angebot auf den Geltungsbereich dieses Gesetzes erstrecken 

(Bst. c). Eine Pflicht zur Annahme eines Lizenzangebots besteht daher nur für 

Rechte, die sich auf das liechtensteinische Territorium beziehen. 

Schliesslich muss das Lizenzangebot auch die Nutzung zu angemessenen Bedin-

gungen ermöglichen (Bst. d). 

Der in Abs. 3 geregelte Direktvergütungsanspruch des Urhebers ist erforderlich, 

um eines der Ziele des neuen Haftungsregimes von Art. 17 DSM-RL zu erreichen. 

Diensteanbieter, welche für das Teilen von Online-Inhalten verantwortlich sind, 

sollen hiernach urheberrechtlich geschützte Inhalte vorrangig auf Lizenzbasis nut-

zen. Sie sind deshalb gehalten, sich um geeignete Lizenzen zu bemühen (siehe Abs. 

1 und 2), da sie ansonsten nach Art. 57 URG für die zugänglich gemachten Inhalte 

auf Unterlassung und Schadenersatz haften, soweit keine gesetzlichen Erlaubnis-

tatbestände eingreifen. Rechtsinhaber, die Lizenzen vergeben können, sind in der 

Praxis jedoch regelmässig nicht die Urheber oder die ausübenden Künstler selbst, 

sondern die verwertenden Unternehmen der Kulturwirtschaft. 
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Gerade bei komplexen digitalen Verwertungen kann das Urheberrecht nicht auto-

matisch gewährleisten, dass die Kreativen fair an den Einnahmen beteiligt werden, 

die die verwertenden Unternehmen als derivative Rechtsinhaber mit der Lizenzie-

rung erzielen. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn die Kreativen ein Pau-

schalhonorar erhalten, eine faire Beteiligung an jeder weiteren Verwertung also 

nicht garantiert ist. Hier schafft der Direktvergütungsanspruch nach Abs. 3 Abhilfe: 

Er garantiert eine Beteiligung der Kreativen an den Einnahmen der Diensteanbie-

ter. 

Der in Abs. 3 geregelte Direktvergütungsanspruch setzt damit den in Art. 18 DSM-

RL verankerten Grundsatz der angemessenen und verhältnismässigen Vergütung 

um. Nach Art. 18 Abs. 1 DSM-RL haben die Mitgliedstaaten das Recht der Kreativen 

auf eine angemessene und verhältnismässige Vergütung sicherzustellen. Art. 18 

Abs. 2 DSM-RL stellt es den Mitgliedsstaaten insofern frei, auf verschiedene Me-

chanismen zurückzugreifen. 

Abs. 3 bestimmt, dass dem Urheber ein Anspruch auf angemessene Vergütung für 

Nutzungen von Diensteanbietern auch dann zusteht, wenn er diese Online-Rechte 

einem Dritten (z.B. einem Produzenten oder einem Label) eingeräumt hat und die-

ser (oder ein weiterer Lizenznehmer in der Lizenzkette) dem Diensteanbieter das 

Nutzungsrecht nach Abs. 1 und 2 verschafft. 

Eine wirtschaftliche Mehrbelastung für den Diensteanbieter ergibt sich aus Abs. 3 

nicht, denn der hierdurch bedingte Zahlungsstrom, der unmittelbar insbesondere 

die Kreativen erreicht, kann bei der Bestimmung des Lizenzentgelts im Vertrag mit 

dem Rechtsinhaber (Dritter im Sinne des Abs. 3) berücksichtigt werden. 

In der Vernehmlassung wurde zu Abs. 4 von den Verwertungsgesellschaften aus-

geführt, dass der Aufwand für eine Tarifaufstellung und Tarifverhandlung bzw. 

dessen Durchsetzung einer wirtschaftlichen Verwaltung entgegenstünde. Daher 
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müsste von den Verwertungsgesellschaften darauf verzichtet werden, wobei dies 

unter Umständen aufgrund der Tarifpflicht nach Art. 33 VGG problematisch sein 

könnte. 

Die Regierung berücksichtigt diese Bedenken der Verwertungsgesellschaften zu 

Abs. 4, welcher statuierte, dass der Urheber auf den Direktvergütungsanspruch 

nach Abs. 3 nicht verzichten und diesen im Voraus nur an eine Verwertungsgesell-

schaft abtreten sowie diesen nur durch eine solche geltend gemacht werden 

könne. Abs. 4 wird ohne Verletzung der Umsetzungspflicht gestrichen, wodurch 

auf die erwähnten weitergehenden Anforderungen zum Direktvergütungsan-

spruch verzichtet werden kann. 

Zu Art. 8 – Gesetzlich erlaubte Nutzungen; Vergütung des Urhebers 

Abs. 1 Bst. a und b setzen Art. 17 Abs. 7 Bst. a und b DSM-RL um. Bereits seit 

längerer Zeit existiert die gesetzliche Erlaubnis für Zitate nach Art. 27 URG und 

ebenso für Parodien oder mit ihnen vergleichbaren Abwandlungen des Werkes 

nach Art. 12 Abs. 3 URG. Art. 17 Abs. 9 Unterabs. 3 DSM-RL regelt, dass sich Nutzer 

auf die bereits im EWR-Recht existierenden gesetzlichen Erlaubnisse berufen kön-

nen. Bst. c stellt dies klar und verweist insofern auf den massgeblichen Abschnitt 

II, E. Schranken des Urheberrechts des URG (Art. 22 bis 31d URG). 

Abs. 2 regelt, dass öffentliche Wiedergaben nach Abs. 1 durch den Diensteanbie-

ter angemessen zu vergüten sind. Die Vorschrift stellt damit sicher, dass die 

Rechtsinhaber ein faires Entgelt für die Nutzung ihrer Werke auf Plattformen er-

halten. 

In der Vernehmlassung wurde zu Abs. 2 von den Verwertungsgesellschaften aus-

geführt, dass wenn der Anspruch nur durch eine Verwertungsgesellschaft geltend 

gemacht werden könne, der Aufwand für eine Tarifaufstellung und 
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Tarifverhandlung bzw. dessen Durchsetzung zu gross wäre und die Ausarbeitung 

eines eigenen Tarifs nicht wirtschaftlich und mangels Praxis nicht angemessen sei. 

Die Regierung berücksichtigt diese Bedenken und streicht die Beschränkung nach 

Abs. 2 Satz 3. 

Gemäss Abs. 3 hat der Diensteanbieter den Nutzer auf die gesetzlichen Erlaub-

nisse nach Abs. 1 in seinen Allgemeinen Geschäftsbedingungen hinzuweisen. 

Diese Regelung setzt Art. 17 Abs. 9 Unterabs. 4 DSM-RL um. 

Zu Art. 9 – Erstreckung von Erlaubnissen 

Abs. 1 dient der Umsetzung von Art. 17 Abs. 2 DSM-RL. Die vom Diensteanbieter 

erworbene Lizenz für die öffentliche Wiedergabe eines Werkes erfasst zugleich die 

hiermit verbundenen Handlungen der öffentlichen Wiedergabe des Nutzers, der 

den Inhalt hochlädt. Diese Erstreckung der vertraglichen Erlaubnis gilt indes nur, 

sofern der Nutzer nicht kommerziell handelt oder mit seiner kommerziellen Tätig-

keit keine erheblichen Einnahmen erzielt.23 

Abs. 2 stellt klar, dass eine Erlaubnis des Nutzers, ein Werk über einen Dienstean-

bieter öffentlich wiederzugeben, auch die entsprechenden Handlungen des 

Diensteanbieters erfasst und erlaubt.24 Dabei sind etwaige Beschränkungen der 

dem Nutzer erteilten Erlaubnis zu beachten. 

Zu Art. 10 – Qualifizierte Blockierung 

Abs. 1 setzt Art. 17 Abs. 4 Bst. b DSM-RL um: Wenn der Rechtsinhaber die Nutzung 

seiner Werke nicht erlauben möchte, räumt ihm Art. 10 das Recht ein, vom 

Diensteanbieter die qualifizierte Blockierung seiner Werke zu verlangen. Der 

Diensteanbieter ist dazu verpflichtet, diese bestmöglich sicherzustellen. Dabei 

                                                      
23 Vgl. Erwägungsgrund 69 Satz 1 DSM-RL. 
24 Vgl. Erwägungsgrund 69 DSM-RL. 
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umfasst der Begriff «Blockierung» sowohl die Sperrung des Zugangs oder die Ent-

fernung von Werken, die bereits öffentlich wiedergegeben werden, als auch die 

Verhinderung ihrer erneuten öffentlichen Wiedergabe («take down» bzw. «stay 

down»). 

Voraussetzung hierfür ist, dass der Rechtsinhaber in einem ersten Schritt dem 

Diensteanbieter Informationen über das zu blockierende Werk zur Verfügung 

stellt, die für die qualifizierte Blockierung erforderlich sind. Erst diese Informatio-

nen versetzen den Diensteanbieter in die Lage, unerlaubte Nutzungen zu verhin-

dern. Den Rechtsinhaber trifft also eine Mitwirkungsobliegenheit. Diese Obliegen-

heit erfüllt er, wenn die Beschaffenheit der Informationen den Diensteanbieter 

tatsächlich in die Lage versetzt, seine Blockierungspflicht zu erfüllen. Erfüllt er 

diese Verpflichtung, entfällt die strenge urheberrechtliche Haftung nach Art. 5 

Abs. 1 URDAG. Die Art der erforderlichen Informationen hängt von den beim 

Diensteanbieter eingesetzten Technologien sowie vom Stand der Technik ab. Je 

nach Werkart haben sich in der Praxis verschiedene Standards etabliert, etwa das 

Fingerprinting25 oder das Watermarking26 für audiovisuelle Inhalte. Es handelt sich 

jeweils um Methoden zur Erkennung von Dateien, die Werkinhalte beinhalten und 

einem Rechtsinhaber zuzuordnen sind. 

Die Pflicht zur qualifizierten Blockierung unterliegt zudem dem in Art. 5 Abs. 2 

URDAG konkretisierten Verhältnismässigkeitsgebot. Die Blockierungspflicht reicht 

daher nur so weit, wie geeignete und wirksame Mittel zur Verfügung stehen, de-

ren Kosten für den Diensteanbieter zumutbar sind. Im Übrigen sind die in Art. 5 

Abs. 2 URDAG genannten Kriterien bei der Bestimmung des Pflichtenmassstabs zu 

                                                      
25 Beim «Fingerprinting» werden an verschiedenen Stellen Dateielemente ausgesucht, um diese wiederzuer-

kennen und zu verfolgen (sog. mathematisch auf bestimmte Weise berechnete einzigartige Werte bzw. 
«verhashte» Versionen von Filmen, Musik, Texten, etc.). 

26 Damit urheberrechtlich geschützte digitale Mediendaten als solche erkennbar sind und nach Manipulatio-
nen erkennbar bleiben, müssen sie mit digitalen Wasserzeichen versehen werden. Bei dieser Technologie 
werden der Datei «unsichtbare» Merkmale beigefügt, nach denen automatisch gesucht werden kann. 
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beachten. Somit müssen sich nicht alle Diensteanbieter derselben technischen 

Mittel bedienen, um unerlaubte Nutzungen zu blockieren. In der Praxis ist zu er-

warten, dass sich die Diensteanbieter in einer Vielzahl von Fällen automatisierter 

Verfahren bedienen. Wo dies nicht möglich oder für den Diensteanbieter nicht 

verhältnismässig ist, sind aber auch manuelle oder teilautomatisierte Verfahren 

denkbar. Bei alledem sind die Diensteanbieter in Übereinstimmung mit Art. 17 

Abs. 4 DSM-RL verpflichtet, bestmögliche Anstrengungen zu unternehmen. 

Abs. 2 Satz 1 dient der Umsetzung von Art. 17 Abs. 7 DSM-RL. Letzterer bestimmt, 

dass die Zusammenarbeit zwischen den Diensteanbietern und den Rechtsinha-

bern nicht bewirken darf, dass von Nutzern hochgeladene Werke oder sonstige 

Schutzgegenstände, bei denen kein Verstoss gegen das Urheberrecht oder ver-

wandte Schutzrechte vorliegt, nicht verfügbar sind. Dies insbesondere dann, wenn 

die Nutzung eines Werkes oder sonstigen Schutzgegenstandes im Rahmen einer 

Ausnahme oder Beschränkung erlaubt ist. Bedient sich der Diensteanbieter auto-

matisierter Verfahren zur Erfüllung seiner Pflicht zur qualifizierten Blockierung 

nach Abs. 1, verweist Abs. 2 Satz 2 insoweit auf die Art. 12 bis 14 URDAG. Hiernach 

sind mutmasslich erlaubte nutzergenerierte Inhalte trotz eines im automatisierten 

Verfahren durchzusetzenden Blockierverlangens bis zum Abschluss eines Be-

schwerdeverfahrens öffentlich wiederzugeben, um unverhältnismässig automati-

sierte Blockierungen («Overblocking»27) zu vermeiden. 

                                                      
27 Sog. Upload-Filter (Programme, die Inhalte beim Upload ins Internet automatisch prüfen und die Veröf-

fentlichung bei Verstössen gegen Gesetze oder ähnliches verhindern) werden vor allem zur Verhinderung 
urheberrechtlich – tatsächlich und vermeintlich – unberechtigter Uploads eingesetzt. Soweit es sich um 
Pirateriebekämpfung handelt, ist dieses Mittel bei aktuellen Kinofilmen oder Serien oder bei ganzen Mu-
siktiteln, die lediglich kopiert und unverändert oder unbearbeitet im Internet verbreitet werden, legitim. 
Problematisch ist dabei, dass bisher eingesetzte Filter (Wortfilter, Wasserzeichen, usw.) nicht zwischen der 
plumpen Kopie und einer kreativen – und daher erlaubten – Bearbeitung unterscheiden kann. Hier kann 
es zur Blockade berechtigter Uploads kommen, dem sogenannten Overblocking kommen. Es muss im Sinn 
der Meinungs- und Informationsfreiheit sichergestellt werden, dass diese rechtmässigen Inhalte nicht blo-
ckiert werden. 
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Nach Abs. 3 hat der Diensteanbieter den Nutzer sofort über die qualifizierte Blo-

ckierung des von ihm hochgeladenen Inhalts zu informieren. Der Nutzer kann dann 

gegen diese Blockierung nach Art. 17 URDAG eine Beschwerde einlegen. Auch hie-

rauf hat ihn der Diensteanbieter hinzuweisen. 

Abs. 4 setzt Art. 17 Abs. 6 DSM-RL um. Die in Art. 4 Abs. 1 Bst. b URDAG definierten 

Startup-Diensteanbieter sind in den ersten drei Jahren ihrer Tätigkeit am Markt 

zur qualifizierten Blockierung von Inhalten grundsätzlich nicht verpflichtet. Dies 

gilt jedoch nur, solange die durchschnittliche monatliche Anzahl unterschiedlicher 

Besucher der Internetseiten des Diensteanbieters fünf Millionen nicht übersteigt. 

Sobald die Marke von fünf Millionen Besuchern – auch innerhalb der ersten drei 

Jahre – überschritten ist, gilt der allgemeine Verantwortungsmassstab. 

Abs. 5 nimmt kleine Diensteanbieter im Sinne des Art. 4 Abs. 1 Bst c URDAG grund-

sätzlich von der Pflicht zur qualifizierten Blockierung aus. Die Vorschrift konkreti-

siert so das Verhältnismässigkeitsgebot aus Art. 17 Abs. 5 DSM-RL, wonach hin-

sichtlich der Verhaltenspflicht unter anderem die Art des Dienstes, sein Publikum, 

der Umfang des Dienstes sowie die Art der von den Nutzern hochgeladenen In-

halte zu berücksichtigen sind. Typischerweise wird es bei Diensteanbietern dieser 

Kategorie nicht erforderlich sein, automatisierte Technologien zur Erkennung ge-

schützter Inhalte oder andere Verfahren der proaktiven Pflichterfüllung einzuset-

zen. Dessen ungeachtet sind sie nach einer entsprechenden Information zur ein-

fachen Blockierung unerlaubter Inhalte nach Art. 11 Abs. 1 URDAG verpflichtet. 

Zu Art. 11 – Einfache Blockierung 

Die Vorschrift dient der Umsetzung von Art. 17 Abs. 4 Bst. c DSM-RL. Unabhängig 

von einer qualifizierten Blockierungspflicht nach Art. 10 URDAG ist ein Dienstean-

bieter hiernach verpflichtet, ein unerlaubt wiedergegebenes Werk auf Verlangen 
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des Rechtsinhabers zu blockieren («Notice-and-take-down»28). Im Unterschied zur 

qualifizierten Blockierung genügt hier ein hinreichend begründeter Hinweis des 

Rechtsinhabers, um die Pflicht des Diensteanbieters auszulösen. Das in Art. 5 

Abs. 2 URDAG vorgesehene Verhältnismässigkeitsgebot ist auch im Rahmen des 

Art. 11 zu beachten: Ein Diensteanbieter unterliegt der Pflicht zur einfachen Blo-

ckierung daher nur insoweit, als geeignete und wirksame Mittel zur Verfügung ste-

hen und deren Kosten für den Diensteanbieter zumutbar sind. 

Nach Abs. 2 ist Art. 10 Abs. 2 Satz 1 und Abs. 3 URDAG auf die einfache Blockierung 

entsprechend anwendbar. Denn auch hier ist die Richtlinienvorgabe in Art. 17 

Abs. 7 DSM-RL zu beachten. Diese bestimmt, dass die Zusammenarbeit zwischen 

den Diensteanbietern und den Rechtsinhabern nicht bewirken darf, dass von Nut-

zern hochgeladene Werke oder sonstige Schutzgegenstände, bei denen kein 

Verstoss gegen das Urheberrecht oder verwandte Schutzrechte vorliegt, nicht ver-

fügbar sind. Dies gilt auch dann, wenn die Nutzung eines Werkes oder sonstigen 

Schutzgegenstandes im Rahmen einer Ausnahme oder Beschränkung erlaubt ist. 

Zudem ist der Nutzer über die Blockierung und das ihm hiergegen offenstehende 

Beschwerdeverfahren nach Art. 17 URDAG zu informieren. 

Nach Abs. 3 sind in Umsetzung von Art. 17 Abs. 4 Bst. c DSM-RL Diensteanbieter 

erst dann zu einer qualifizierten Blockierung künftiger unerlaubter Nutzungen 

nach Massgabe des Art. 10 URDAG verpflichtet, wenn der Rechtsinhaber zusätzlich 

zu seinem Verlangen nach einfacher Blockierung die für eine qualifizierte Blockie-

rung erforderlichen Informationen über den betroffenen Inhalt mitteilt. Für die 

qualifizierte Blockierung gelten über den Verweis auf Art. 10 URDAG die dortigen 

Einschränkungen. Folglich sind Startup-Diensteanbieter und kleine Diensteanbie-

ter zu einer qualifizierten Blockierung grundsätzlich nicht verpflichtet. 

                                                      
28 Verfahren, wonach Plattformbetreiber von einer Haftungsbefreiung Gebrauch machen können, wenn sie 

den Zugang zu rechtswidrigen Inhalten unverzüglich nach Kenntnis oder Bewusstsein über die Rechtsver-
letzung sperren bzw. die entsprechende Information entfernen. 
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Zu Art. 12 – Grundsatz 

Abs. 1 regelt den Grundsatz, dass zur Vermeidung unverhältnismässiger Blockie-

rungen beim Einsatz automatisierter Verfahren («Overblocking») die öffentliche 

Wiedergabe bei – in Abs. 2 näher definierten – mutmasslich erlaubten Nutzungen 

zulässig ist. Zugleich bestimmt die Vorschrift, dass die öffentliche Wiedergabe der-

artiger mutmasslich erlaubter nutzergenerierter Inhalte durch ein Beschwerdever-

fahren nach Art. 17 URDAG beendet werden kann. Mutmasslich erlaubte nutzer-

generierte Inhalte sind bis zum tatsächlichen Abschluss des Beschwerde-

verfahrens wiederzugeben, und zwar auch dann, wenn hierbei die Wochenfrist für 

die Entscheidung über die Beschwerde nach Art. 17 Abs. 3 Bst. c URDAG über-

schritten wird. Allerdings entfällt dann nach Art. 15 Abs. 2 URDAG die Haftungs-

privilegierung. 

Nicht automatisierte Verfahren zur Blockierung bleiben von Art. 12 bis 15 URDAG 

unberührt. Blockierungen bei mutmasslich erlaubten Nutzungen dürfen nur nach 

einer menschlichen Überprüfung des Blockierverlangens erfolgen, wobei nach 

Art. 11 Abs. 2 URDAG in Verbindung mit Art. 10 Abs. 2 Satz 1 URDAG die Nutzer-

rechte zu beachten sind. 

Die Verwertungsgesellschaft SUISA schlägt in ihrer Stellungnahme vor, Art. 12 

Abs. 1 2. Halbsatz (Vernehmlassung Art. 10 URDAG) entsprechend umzuformulie-

ren: «(…) ist die öffentliche Wiedergabe im Falle von mutmasslich erlaubten Nut-

zungen bis zum Abschluss eines Beschwerdeverfahrens (Art. 17 URDAG) zulässig». 

Die Regierung kommt diesem Vorschlag nach legistischer Überprüfung nach und 

passt Art. 12 an. 

Abs. 2 sieht für bestimmte Inhalte eine widerlegbare Vermutung einer gesetzli-

chen Nutzungserlaubnis nach Art. 8 URDAG vor. Hiernach muss es sich zunächst 

um nutzergenerierte Inhalte nach Abs. 2 Bst. a und b handeln. Bst. a gestattet die 
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Nutzung von weniger als der Hälfte eines Werkes eines Dritten oder mehrerer 

Werke Dritter, für die ein Blockierverlangen vorliegt. Abweichend von Bst. a dür-

fen Abbildungen gemäss Abs. 2 Satz 2 vollständig verwendet werden, denn Teil-

nutzungen sind insoweit nicht sinnvoll umsetzbar. 

Natürlich sind auch gesetzlich erlaubte Nutzungen möglich, die mehr als die Hälfte 

eines Werkes umfassen. Diese Entnahmen begründen nach der Konzeption der 

Art. 12 bis 15 URDAG jedoch keine Vermutung. In diesen Fällen setzt sich das Blo-

ckierverlangen des Rechtsinhabers durch. Nutzerrechte können dann nachträglich 

über das Beschwerdeverfahren nach Art. 17 URDAG geltend gemacht werden. 

Nach Bst. b müssen diese Werkteile mit mindestens einem anderen Inhalt kombi-

niert worden sein, seien es eigene Inhalte des Nutzers oder fremde Inhalte. 

Schliesslich muss nach Bst. c zusätzlich entweder eine geringfügige Nutzung nach 

Art. 13 URDAG oder eine als gesetzlich erlaubt gekennzeichnete Nutzung nach 

Art. 14 URDAG vorliegen. Nur wenn alle diese Tatbestandsmerkmale erfüllt sind, 

ist die widerlegbare Vermutung einer gesetzlich mutmasslich erlaubten Nutzung 

begründet, so dass sich die Nutzerbefugnisse vorläufig gegen ein Blockierverlan-

gen durchsetzen. 

Analog zu den Informationspflichten gegenüber Nutzern nach Art. 10 URDAG hat 

der Diensteanbieter den Rechtsinhaber nach Abs. 3 über die öffentliche Wieder-

gabe eines mutmasslich erlaubten Uploads sofort zu informieren und auf das Be-

schwerderecht nach Art. 17 URDAG hinzuweisen. Im Beschwerdeverfahren kann 

die Vermutung nach Abs. 2 überprüft werden. 

Zu Art. 13 – Geringfügige Nutzungen 

Art. 13 bestimmt für nutzergenerierte Inhalte (Art. 12 Abs. 2 URDAG), bis zu wel-

chem Umfang die Nutzung von fremden Werken noch als geringfügig (Art. 12 

Abs. 2 Bst. c URDAG) und damit als mutmasslich gesetzlich erlaubt gilt, sofern sie 
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weder kommerziellen Zwecken noch zur Erzielung nicht unerheblicher Einnahmen 

dient. Wenn kleinere Auszüge aus fremden Werken zu sonstigen Zwecken mit an-

deren Inhalten kombiniert werden (Art. 12 Abs. 2 Bst. b und c URDAG), liegt es 

nämlich nahe, dass diese Nutzung ohnehin nach Art. 8 Abs. 1 URDAG gesetzlich 

erlaubt ist, weil es sich z.B. um ein Zitat oder einen Pastiche29 handelt. Die gesetz-

liche Vermutung des Art. 12 Abs. 2 URDAG, dass es sich um eine erlaubte Nutzung 

handelt, kann im Beschwerdeverfahren überprüft werden. Bei Missbrauch erlaubt 

Art. 17 Abs. 4 URDAG zudem die sofortige Blockierung des nutzergenerierten In-

haltes. 

Von Tonspuren und Filmen (sowohl Filmwerke wie auch Laufbilder) dürfen gemäss 

Bst. a und b nicht mehr als 15 Sekunden genutzt werden, wenn die Nutzung noch 

als geringfügig gelten soll. Die durchschnittliche Länge aktueller Songs liegt derzeit 

bei ca. dreieinhalb Minuten. Ein Ausschnitt von 15 Sekunden entspricht damit ca. 

sieben Prozent dieser Werkgattung. Mit Blick auf einen typischen Spielfilm mit ei-

ner Länge von 90 Minuten entspricht eine Nutzung von 15 Sekunden gerade 

0,3 Prozent des Gesamtwerkes. Bei der Nutzung derart kleiner Auszüge aus frem-

den Tonspuren oder Filmen liegt in der Gesamtschau mit den weiteren Anforde-

rungen an mutmasslich erlaubte Nutzungen daher mit hoher Wahrscheinlichkeit 

eine gesetzliche Erlaubnis vor, etwa für die Verwendung als Parodien oder mit 

ihnen vergleichbaren Abwandlungen des Werks. 

Bst. c regelt die Obergrenze für eine mutmasslich erlaubte geringfügige Nutzung 

von Texten. Der in Bst. c festgelegte Grenzwert orientiert sich dabei an der Mass-

gabe, dass insbesondere typische Zitate erfasst sein sollten. Denn das Zitat ist die 

klassische gesetzlich erlaubte Nutzung eines Textes und unverzichtbar für den pro-

duktiven Meinungsstreit in einer demokratisch verfassten Gesellschaft. Deshalb 

                                                      
29 Eine Imitation eines vorbestehenden Werkes, die entweder als Hommage (positiv) oder Satire (negativ) in 

Erscheinung tritt. 
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erscheint es angemessen, sich für mutmasslich erlaubte Nutzungen an der hierfür 

typischerweise benötigten Grösse zu orientieren. Die durchschnittliche Länge aller 

5,6 Milliarden Wortformen im Dudenkorpus beträgt 5,99 Buchstaben. Nach Bst. c 

mutmasslich erlaubt sind also etwa 27 Wörter. Der Grenzwert von 160 Zeichen 

(ohne Leerzeichen) umfasst also Zitate, die je nach der zitierten Textsorte ein bis 

zwei Sätze umfassen. Von Bst. c unberührt bleibt die Befugnis der Nutzer, längere 

Textausschnitte nach Art. 14 URDAG als gesetzlich erlaubt zu kennzeichnen. 

Zu beachten ist bei Art. 13 Bst. a bis c zusätzlich eine relative Grenze: Denn der 

Auszug aus dem fremden Werk muss nach Art. 12 Abs. 2 Bst. a URDAG zugleich 

auch kleiner als die Hälfte des fremden Werkes sein. Umfasst etwa ein Gedicht 

300 Zeichen, so ist nach Art. 12 Abs. 2 Bst. a URDAG lediglich eine Nutzung von 

weniger als der Hälfte dieses Werkes erlaubt, also von höchstens 149 Zeichen. Zu-

gleich ist damit die Massgabe von Art. 13 Bst. c (weniger als 160 Zeichen) erfüllt. 

Praktische Bedeutung erlangen die absoluten Grenzwerte des Art. 13 Bst. a bis c 

also erst bei einem Werkumfang von mehr als 320 Zeichen beziehungsweise mehr 

als 30 Sekunden im Audio- und Videobereich. 

Für Abbildungen bestimmt Bst. d die maximal zulässige Dateigrösse mit 125 Kilo-

byte (kB). Auch dieser Wert schafft einen Ausgleich zwischen den Interessen der 

Rechtsinhaber und der Nutzer. Er erlaubt eine effektive Kommunikation der Nut-

zer, die nach Massgabe von Art. 12 Abs. 2 Satz 2 URDAG – bis zu dieser Dateigrösse 

– Fotos oder Grafiken vollständig nutzen können, denn Teilnutzungen, d.h. die 

Nutzung von Ausschnitten, wären ohne Sinnverfälschung häufig praktisch kaum 

möglich. Zugleich handelt es sich aber auch um einen Wert, der am unteren Ende 

der typischen Dateigrösse für nutzergenerierte Inhalte anzusiedeln ist. 

Zu Art. 14 – Kennzeichnung als erlaubte Nutzung 

In Ergänzung zu Art. 13 URDAG (Geringfügige Nutzungen) ermöglicht Art. 14 die 

Begründung einer Vermutung nach Art. 12 Abs. 2 URDAG, wenn ein Nutzer den 
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von ihm hochgeladenen Inhalt ausdrücklich als erlaubte Nutzung kennzeichnet. 

Der entsprechende nutzergenerierte Inhalt ist dann in Umsetzung von Art. 17 

Abs. 7 DSM-RL trotz eines Blockierverlangens öffentlich wiederzugeben; eine 

nachträgliche Kontrolle im Beschwerdeverfahren (Art. 12 Abs. 3 URDAG) ist mög-

lich. Anzuwenden ist das Verfahren, wenn die genutzten Werkteile Dritter die 

quantitativen Grenzen der geringfügigen Nutzung (Art. 13 URDAG) überschreiten 

und der Inhalt auf Grund eines Blockierverlangens automatisiert blockiert werden 

soll. Das «Flagging»30 durch den Nutzer begründet (nur) die Vermutung, dass die 

Nutzung urheberrechtlich erlaubt ist. Nur insoweit wirkt auch die Wiedergabe-

pflicht des Diensteanbieters. Davon unberührt bleibt das Recht, den Inhalt zu blo-

ckieren, weil er gegen andere gesetzliche Vorschriften verstösst, insbesondere bei 

strafbaren Inhalten. Auch ist die Plattform grundsätzlich nicht zur Wiedergabe von 

Inhalten verpflichtet, die gegen die Allgemeinen Geschäftsbedingungen des 

Diensteanbieters verstossen. 

Abs. 1 Bst. a bis c regelt das Verfahren zur Kennzeichnung als erlaubte Nutzung, 

wenn der Diensteanbieter automatisierte Verfahren zur Blockierung einsetzt und 

ein nutzergenerierter Inhalt bereits beim Hochladen wegen der Übereinstimmung 

mit einer Referenzdatei blockiert werden soll. Nach Bst. a ist der Diensteanbieter 

verpflichtet, den Nutzer im Zuge des Uploads über das Blockierverlangen des 

Rechtsinhabers zu informieren. Zugleich hat er nach Bst. b auf die Erforderlichkeit 

einer gesetzlichen Erlaubnis nach Art. 8 URDAG hinzuweisen. Darüber hinaus ist 

der Diensteanbieter nach Bst. c verpflichtet, es dem Nutzer zu ermöglichen, den 

von ihm hochgeladenen Inhalt als gesetzlich erlaubte Nutzung zu kennzeichnen 

(«Pre-flagging»31). 

                                                      
30 Nutzer können Inhalte, deren Verwendung keinen Urheberrechtsverstoss darstellen, als legal kennzeich-

nen (flaggen). 
31 Wenn Nutzer selbst erstellte Inhalte, auch unter Einbezug fremder urheberrechtlich geschützter Bestand-

teile, auf Plattformen hochladen und sie dabei als rechtlich zulässig kennzeichnen. 
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Diese Pflichten nach den Bst. a bis c bestehen nur, soweit der Diensteanbieter au-

tomatisierte Verfahren zur Umsetzung seiner Pflichten aus den Art. 10 und 11 UR-

DAG einsetzt. Verwendet der Diensteanbieter diese Verfahren, ermöglicht dies zu-

gleich einen «Pre-Check» des Uploads, der insbesondere die Nutzer entlastet: 

Denn sind die geschützten Inhalte Dritter bereits lizenziert, wie etwa weithin mu-

sikalische Inhalte bei YouTube, gibt es kein Blockierverlangen. Damit ist der Nutzer 

zugleich von der Prüfung, ob der Upload gegebenenfalls auch gesetzlich über eine 

Schranke des Urheberrechts erlaubt wäre, entbunden. 

Liegt hingegen ein Blockierverlangen vor, so erhält der Nutzer bereits während des 

Uploads eine sofortige Information. Auf Grundlage dieser Information – gegebe-

nenfalls war dem Nutzer zuvor nicht bewusst, dass sein Upload geschützte Inhalte 

Dritter enthält – kann er diesen Inhalt entweder entfernen oder aber entspre-

chend kennzeichnen, wenn er meint, sich auf eine gesetzlich erlaubte Nutzung be-

rufen zu können. 

Abs. 2 stellt klar, dass der Diensteanbieter seinen Nutzern die Kennzeichnung als 

erlaubte Nutzung nachträglich ermöglichen muss, wenn ein nutzergenerierter In-

halt erst nach dem Hochladen automatisiert blockiert werden soll («Post-flag-

ging»). Diese Pflicht entsteht, sobald die öffentliche Wiedergabe eines nutzerge-

nerierten Inhalts wegen eines Blockierverlangens automatisiert beendet werden 

soll. In diesen Fällen bestand im Moment des Hochladens kein Anlass, dem Nutzer 

eine Erklärung über eine etwaige gesetzliche Erlaubnis seiner Nutzung abzuverlan-

gen. Das ist etwa der Fall, wenn das verwendete Werk zunächst lizenziert war, die 

Lizenz aber endet oder wenn dem Diensteanbieter die zur Blockierung erforderli-

che Information über das verwendete Werk nicht zur Verfügung stand. Soll ein 

nutzergenerierter Inhalt nachträglich automatisiert blockiert werden, so ist der 

Diensteanbieter verpflichtet, das in Abs. 1 geregelte Verfahren im Nachhinein 

durchzuführen. Zugleich ist der online verfügbare Inhalt für mindestens weitere 
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48 Stunden öffentlich wiederzugeben, um dem Nutzer Gelegenheit zur Reaktion 

auf das Blockierverlangen zu geben. Für diese Zeit gilt der Inhalt auch ohne Kenn-

zeichnung durch den Nutzer als mutmasslich erlaubt. Die Frist beginnt mit Absen-

dung der Informationen nach Abs. 1 an den Nutzer. Kennzeichnet der Nutzer den 

von ihm hochgeladenen Inhalt als gesetzlich erlaubte Nutzung, so ist der Inhalt als 

mutmasslich erlaubte Nutzung nach Art. 12 Abs. 1 URDAG öffentlich wiederzuge-

ben. Hierüber hat der Diensteanbieter den Rechtsinhaber nach Art. 12 Abs. 3 UR-

DAG zu informieren. Diesem steht das Recht zu, Beschwerde nach Art. 17 URDAG 

einzulegen. Der Nutzer hat auch nach Ablauf der Frist die Möglichkeit, seine Nut-

zung als gesetzlich erlaubt zu kennzeichnen, um so die erneute öffentliche Wie-

dergabe des Inhalts zu erwirken. Alternativ kann er im Wege der Beschwerde nach 

Art. 17 URDAG gegen die Blockierung vorgehen. 

Zu Art. 15 – Vergütung durch Diensteanbieter; Verantwortlichkeit 

Nach Abs. 1 Satz 1 hat der Diensteanbieter dem Urheber eine angemessene Ver-

gütung für die öffentliche Wiedergabe bei mutmasslich erlaubten Nutzungen nach 

Art. 12 bis 14 URDAG zu zahlen. Die Vorschrift gewährleistet, dass die Rechtsinha-

ber im Anwendungsbereich dieser Vorschriften ein faires Entgelt für die Nutzung 

ihrer Werke erhalten. Insbesondere bei Kleinstnutzungen von Werken werden die 

Rechtsinhaber im Vergleich zum Status quo deutlich bessergestellt, da solche 

Kleinstnutzungen technisch oft nicht erfasst und somit nicht monetarisiert werden 

können. 

Sind die Voraussetzungen für eine mutmasslich erlaubte Nutzung nach Art. 12 

Abs. 2 Bst. a bis c URDAG gegeben, so spricht eine überwiegende Wahrscheinlich-

keit dafür, dass es sich auch tatsächlich um eine nach Art. 8 URDAG gesetzlich er-

laubte Nutzung handelt. Aus den gleichen Erwägungen, die für eine Vergütung der 

gesetzlich erlaubten Nutzungen nach Art. 8 Abs. 2 URDAG sprechen, sollen daher 

die mutmasslich erlaubten Nutzungen angemessen vergütet werden. Bei einer 
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gewissen Anzahl mutmasslich erlaubter Nutzungen wird es nicht zu einer Klärung 

der Frage kommen, ob diese tatsächlich erlaubt waren oder nicht: So mag der 

Rechtsinhaber beispielsweise den Aufwand für die Prüfung der Nutzung und die 

Durchführung des Beschwerdeverfahrens scheuen. Dem Rechtsinhaber ist eine 

Vergütung in einem solchen Fall nicht vorzuenthalten. Soweit von dem Vergü-

tungsanspruch auch Nutzungen erfasst werden, die sich nach einem Beschwerde-

verfahren als rechtswidrige Nutzungen herausstellen, handelt es sich bei der Ver-

gütung für die Dauer der Wiedergabe dann letztlich um einen pauschalierten 

Schadenersatz. 

Vergütungsschuldner ist wie nach Art. 8 Abs. 2 URDAG auch hier der Dienstean-

bieter, nicht aber der Nutzer, der das Werk hochlädt. Denn in erster Linie profitiert 

der Diensteanbieter wirtschaftlich von den Nutzungen der geschützten Inhalte, 

insbesondere von der Aufmerksamkeit, die das Publikum diesen Uploads zuwen-

det. 

Abs. 2 URDAG ist lex specialis zu Art. 5 Abs. 2 Satz 1 URDAG. Die Regelung stellt 

Diensteanbieter von der urheberrechtlichen Verantwortlichkeit für die öffentliche 

Wiedergabe bei mutmasslich erlaubten Nutzungen frei. Die Freistellung von der 

Verantwortlichkeit endet, sobald ein etwaiges Beschwerdeverfahren abgeschlos-

sen ist, spätestens aber zu dem Zeitpunkt, zu dem das Beschwerdeverfahren nach 

Art. 17 Abs. 3 Bst. c URDAG hätte abgeschlossen sein müssen. Die Regelung schafft 

damit einen Anreiz für den Diensteanbieter, Beschwerdeverfahren innerhalb der 

Wochenfrist abzuschliessen. 

Abs. 3 stellt Nutzer von der urheberrechtlichen Verantwortlichkeit für die öffent-

liche Wiedergabe bei mutmasslich erlaubten geringfügigen Nutzungen nach 

Art. 12 Abs. 2 URDAG in Verbindung mit Art. 13 URDAG frei. Die Freistellung von 

der Verantwortlichkeit endet, sobald ein etwaiges Beschwerdeverfahren abge-

schlossen ist. 
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Die Vorschrift dient der effektiven Umsetzung von Art. 17 Abs. 7 DSM-RL und 

schafft Rechtssicherheit für den Nutzer. Diese Bestimmung soll es ermöglichen, 

nutzergenerierte Inhalte («User Generated Content») hochzuladen und zu teilen. 

Dabei soll insbesondere die Meinungs- und Kunstfreiheit der Nutzer geschützt 

werden.32 

Zu Art. 16 – Rechtsbehelfe; Zugang zu den Gerichten 

Art. 16 gibt eine Übersicht über die Rechtsbehelfe, die den Beteiligten in Konflikt-

fällen zur Verfügung stehen. 

Gemäss Abs. 1 ist die Teilnahme an einem internen Beschwerdeverfahren (Art. 17 

URDAG) für Nutzer und Rechtsinhaber freiwillig. Der Diensteanbieter hingegen ist 

verpflichtet, ein internes Beschwerdeverfahren zur Verfügung zu stellen. Sofern 

sich ein Nutzer oder ein Rechtsinhaber entscheidet, eine Beschwerde einzu-

reichen, ist der Diensteanbieter verpflichtet, hierüber eine Entscheidung herbei-

zuführen. 

Hinsichtlich der Teilnahme an einer aussergerichtlichen Streitbeilegung (Art. 18 

URDAG) gilt der Grundsatz der Freiwilligkeit nach Abs. 2 für alle Akteure, also für 

Rechtsinhaber, Diensteanbieter und Nutzer. 

Abs. 3 stellt klar, dass insbesondere bei der Nutzung der gesetzlichen Erlaubnisse 

aus Art. 8 URDAG das benutzte Werk weder entstellt noch sonst in einer Weise 

beeinträchtigt werden darf, die geeignet wäre, die berechtigten Interessen des Ur-

hebers an seinem Werk wie Ehre oder Ruf zu verletzen. Streitigkeiten über die 

Zulässigkeit der öffentlichen Wiedergabe eines Werkes können zeitnah im Be-

schwerdeverfahren nach den Art. 17 URDAG geklärt werden. 

                                                      
32 Vgl. Erwägungsgrund 70 Unterabs. 1 Satz 3 DSM-RL. 
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Abs. 4 setzt Art. 17 Abs. 9 Unterabs. 1 DSM-RL um und hält fest, dass die Befugnis 

unberührt bleibt, Rechtsschutz auch bei den Gerichten zu suchen. 

Zu Art. 17 – Internes Beschwerdeverfahren 

Abs. 1 setzt Art. 17 Abs. 9 Unterabs. 1 und 2 DSM-RL um und verpflichtet die 

Diensteanbieter, ein wirksames und zügiges Beschwerdeverfahren für Streitigkei-

ten bei Blockierung und öffentlicher Wiedergabe von geschützten Werken zur Ver-

fügung zu stellen. Solche Streitigkeiten werden sich meist daran entzünden, ob der 

Upload eines geschützten Inhalts vertraglich oder gesetzlich erlaubt ist. Sie können 

sich aber z.B. auch um die Frage drehen, ob die hochgeladenen Inhalte überhaupt 

schutzfähig waren oder aber darum, ob ehemals geschützte Inhalte bereits ge-

meinfrei sind, weil die Schutzfrist abgelaufen ist. Nach Art. 17 DSM-RL ist ein sol-

ches Verfahren nur für die Nutzer verbindlich vorgesehen. Art. 17 geht hierüber 

hinaus und eröffnet auch Rechtsinhabern den Zugang zum Beschwerdeverfahren. 

Dies ist insbesondere wegen der Verpflichtung des Diensteanbieters erforderlich, 

bei automatisierten Verfahren mutmasslich erlaubte Nutzungen nach den Art. 12 

bis 14 URDAG trotz eines Sperrverlangens zugänglich zu machen. 

Nach Abs. 2 haben Nutzer und Rechtsinhaber ihre jeweiligen Beschwerden zu be-

gründen. 

Abs. 3 enthält nähere Vorgaben für die Durchführung des Beschwerdeverfahrens. 

Hiernach ist der Diensteanbieter verpflichtet, die anderen Beteiligten über die Be-

schwerde zu informieren und ihnen Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Die 

Entscheidungsfrist beträgt längstens eine Woche ab Einlegung der Beschwerde. 

Die Regelung beschränkt sich somit auf einige fundamentale Grundsätze (Gebot 

des rechtlichen Gehörs, zügige Entscheidung) und belässt den Diensteanbietern 

einen hinreichenden Spielraum zur Ausgestaltung des Verfahrens. 
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Abs. 4 trägt dem Umstand Rechnung, dass die generell-abstrakt definierten Vo-

raussetzungen für mutmasslich erlaubte Nutzungen in einem gewissen Umfang 

auch Nutzungen online verfügbar machen können, bei denen sich die Vermutung 

bei einer menschlichen Überprüfung ohne weiteres widerlegen liesse. 

Für vertrauenswürdige Rechtsinhaber stellt die Vorschrift in diesen Fällen einen 

Mechanismus bereit, um erhebliche Rechtsbeeinträchtigungen bis zum Abschluss 

des Beschwerdeverfahrens sofort unterbinden zu können, wenn das Abwarten der 

Entscheidung über die Beschwerde nicht zumutbar ist (sog. «roter Knopf»). Vo-

raussetzung für die Inanspruchnahme des Mechanismus ist, dass die Verfügbar-

keit des genutzten Inhalts innerhalb dieses Zeitraums erhebliche wirtschaftliche 

Beeinträchtigungen verursacht. In diesen Fällen überwiegt das Interesse des 

Rechtsinhabers an einer sofortigen Blockierung das Interesse des Nutzers an der 

Verfügbarkeit des Inhalts bis zur Entscheidung des Diensteanbieters über die Be-

schwerde. Die Nutzung dieses Mechanismus («roter Knopf») kommt insbesondere 

bei rechtswidrigen Nutzungen von Premiuminhalten in Betracht, die die Verwer-

tung auf den Primärmärkten erheblich stören können, etwa bei der Nutzung von 

Teilen eines aktuellen Spielfilms in willkürlicher Kombination mit einem anderen 

Inhalt, der zugleich nach Art. 14 URDAG falsch als erlaubte Nutzung gekennzeich-

net war. 

Erfolgt bei einer mutmasslich erlaubten Nutzung eine öffentliche Widergabe vom 

Diensteanbieter, erhält der betroffene Rechtsinhaber einen Hinweis nach Art. 12 

Abs. 3 URDAG. Hierauf kann er mit der Beschwerde und der Erklärung nach Art. 17 

Abs. 4 reagieren. Der Diensteanbieter ist dann zur sofortigen Blockierung bis zum 

Abschluss des Beschwerdeverfahrens verpflichtet. Ein Ermessen steht dem 

Diensteanbieter nicht zu; eine weitere Prüfung des Sachverhalts oder die Beteili-

gung des Nutzers unterbleiben. Die sofortige Blockierung ist automatisiert durch-

zuführen und hat – vorbehaltlich technischer Verzögerungen – sofort 
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stattzufinden. Ob die beanstandete mutmasslich erlaubte Nutzung über das Be-

schwerdeverfahren hinaus zu blockieren ist, hängt von der Entscheidung über die 

Beschwerde selbst ab. 

Erfasst werden sollen Fälle, in denen das Sperrverlangen des Rechtsinhabers um-

gangen wird, indem sich der Nutzer fälschlicherweise auf eine gesetzliche Erlaub-

nis gemäss Art. 8 URDAG beruft und sein Upload entsprechend kennzeichnet 

(«flaggt»). Ein wiederholter falscher Gebrauch dieses Instruments «roter Knopf» 

führt zum Ausschluss vom Verfahren gemäss Art. 19 Abs. 3 URDAG. In der Praxis 

sollte der Mechanismus daher nur in eindeutig gelagerten Fällen zur Anwendung 

gelangen. 

Um zu gewährleisten, dass auch bei dieser einschneidenden Massnahme berech-

tigte Nutzerinteressen gewahrt bleiben, steht darüber hinaus ausschliesslich ei-

nem vertrauenswürdigen Rechtsinhaber eine Intervention nach Art. 17 Abs. 4 zur 

Verfügung. Die Vertrauenswürdigkeit des Rechtsinhabers ist vom Diensteanbieter 

zu beurteilen und kann sich beispielsweise aus dem Umfang des beim Dienstean-

bieter hinterlegten werthaltigen Repertoires, dem damit verbundenen Einsatz be-

sonders qualifizierten Personals oder auch aus der erfolgreichen Durchführung et-

licher Beschwerdeverfahren in der Vergangenheit ergeben. Bei Streitigkeiten über 

die Vertrauenswürdigkeit eines Rechtsinhabers (und damit zugleich über den Zu-

gang zum Instrument «roter Knopf») kann diese Frage auch gerichtlich geklärt 

werden. Erforderlich ist immer eine Prüfung durch eine vom Rechtsinhaber beauf-

tragte, natürliche Person. Unzulässig ist es daher, den «roten Knopf» über ein au-

tomatisiertes Verfahren auszulösen. Löst der Rechtsinhaber den Mechanismus 

nach Abs. 4 dennoch automatisiert aus, kann er nicht mehr als vertrauenswürdig 

gelten. Das Verfahren nach Abs. 4 greift auch, wenn es sich um ein nachträgliches 

Blockierverlangen handelt und der Inhalt auch ohne Erklärung des Nutzers nach 

Art. 14 Abs. 2 URDAG für bis zu 48 Stunden als mutmasslich erlaubte Nutzung gilt. 
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Auch während dieser Frist kann der Rechtsinhaber nach einer Information gemäss 

Art. 12 Abs. 3 URDAG bei Einlegung einer Beschwerde die sofortige Blockierung 

verlangen, wenn die wirtschaftliche Beeinträchtigung dies rechtfertigt. 

Verstösst der Diensteanbieter gegen seine Pflicht zur sofortigen Blockierung nach 

Abs. 4, so ist er für die öffentliche Wiedergabe des Werkes vom Zeitpunkt der Ab-

gabe der Erklärung des Rechtsinhabers nach Abs. 4 an urheberrechtlich verant-

wortlich. War die Nutzung des Werkes nicht von einer gesetzlichen Erlaubnis nach 

Art. 8 URDAG gedeckt, so haftet er dem Rechtsinhaber auf Unterlassung und bei 

Verschulden auf Schadenersatz. 

Verlangt ein Rechtsinhaber wiederholt fälschlicherweise die sofortige Blockierung, 

ist er nach Art. 19 Abs. 3 URDAG zeitweise von dem Verfahren nach Abs. 4 auszu-

schliessen. Diese Regelung stellt sicher, dass der «rote Knopf», welcher nutzersei-

tigem Missbrauch begegnen soll, nicht seinerseits zur missbräuchlichen Beschnei-

dung von nutzerschützenden Bestimmungen eingesetzt wird. 

Abs. 5 setzt Art. 17 Abs. 9 Unterabs. 2 Satz 4 DSM-RL um und bestimmt, dass die 

zur Entscheidung berufenen natürlichen Personen neutral sein müssen. 

Zu Art. 18 – Aussergerichtliche Streitbeilegung  

In Umsetzung von Art. 17 Abs. 9 Unterabs. 2 Satz 3 DSM-RL sieht Art. Abs. 1 die 

Möglichkeit für Nutzer und Rechtsinhaber vor, bei Streitigkeiten über Blockierun-

gen oder öffentliche Wiedergaben von geschützten Werken durch Diensteanbie-

ter eine Schlichtungsstelle anzurufen. Darüber hinaus ist der Weg zur Schlich-

tungsstelle auch dann eröffnet, wenn es sich um Streitigkeiten über 

Auskunftsrechte nach Art. 20 URDAG handelt. 

Abs. 2 definiert die Aufgabe der Schlichtungsstelle. Ihr kommt eine vermittelnde 

Stellung zu, wodurch eine Einigung zwischen den Parteien erzielt werden soll. 
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Abs. 3 sieht den ordentlichen Rechtsweg vor, sollten sich die Parteien nicht einig 

werden. 

Weiters kommt der Regierung gemäss Abs. 4, insbesondere hinsichtlich der Orga-

nisation und der Verfahrensabläufe, die Verordnungskompetenz zu, um die Mo-

dalitäten zur Schlichtungsstelle bei Bedarf näher auszugestalten. 

Zu Art. 19 – Massnahmen gegen Missbrauch 

Die vom URDAG neu geschaffenen Möglichkeiten und Rechte im Umgang mit ur-

heberrechtlich geschützten Inhalten im Internet bergen auch die Gefahr des Miss-

brauchs. Art. 19 stellt Mittel bereit, um einem Missbrauch durch Rechtsinhaber, 

Nutzer und Diensteanbieter zu begegnen. 

Abs. 1 verpflichtet den Diensteanbieter, vermeintliche Rechtsinhaber, die die Blo-

ckierung fremder Werke als eigene Werke oder aber nicht schutzfähiger bezie-

hungsweise bereits gemeinfreier Werke wiederholt verlangt haben, für eine ange-

messene Zeit von der Möglichkeit auszuschliessen, Inhalte gemäss den Art. 10 und 

11 URDAG blockieren zu lassen. 

Abs. 2 stellt klar, dass das unberechtigte Verlangen nach Blockierung fremder 

Werke als eigene Werke neben den Konsequenzen nach Abs. 1 auch haftungs-

rechtliche Folgen haben kann und gegenüber dem Diensteanbieter wie auch dem 

betroffenen Nutzer eine Schadensersatzpflicht besteht. Anders als nach Abs. 1 gilt 

dies für jede schuldhafte Zuwiderhandlung und nicht erst im Wiederholungsfall. 

Abs. 3 sanktioniert den Missbrauch des in Art. 17 Abs. 4 URDAG für vertrauens-

würdige Rechtsinhaber vorgesehenen Rechts, bei Einlegung einer Beschwerde zu-

gleich die sofortige Blockierung einer mutmasslich erlaubten Nutzung zu bewirken 

(«roter Knopf»-Mechanismus). Stellt sich im Beschwerdeverfahren wiederholt 

heraus, dass dieses Verlangen nicht gerechtfertigt war, so ist der Rechtsinhaber 

für einen angemessenen Zeitraum von diesem Verfahren auszuschliessen. Dies gilt 
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sowohl dann, wenn sich die Nutzung als tatsächlich erlaubt herausstellt, wie auch 

dann, wenn es an einer erheblichen wirtschaftlichen Beeinträchtigung fehlt. 

Abs. 4 URDAG verpflichtet Diensteanbieter dazu, nach Massgabe von Art. 5 Abs. 2 

URDAG bestmöglich sicherzustellen, dass nach einem missbräuchlichen Blockier-

verlangen im Hinblick auf gemeinfreie Werke oder Werke, deren unentgeltliche 

Nutzung durch jedermann erlaubt ist, diese Werke nicht erneut blockiert werden. 

Nutzer können ihre Möglichkeit zur Kennzeichnung hochgeladener Inhalte nach 

Art. 14 URDAG missbrauchen, indem sie diese ohne tatsächliche Rechtfertigung 

als erlaubt kennzeichnen. Bezeichnet der Nutzer Nutzungen wiederholt fälschli-

cherweise als erlaubt, so hat der Diensteanbieter den Nutzer nach Abs. 5 für eine 

angemessene Zeitdauer von der Möglichkeit zur Kennzeichnung erlaubter Nutzun-

gen ausschliessen. Zudem haftet der Nutzer gegenüber dem Rechtsinhaber in den 

Fällen einer schuldhaften Urheberrechtsverletzung auf Unterlassung und Scha-

denersatz gemäss Art. 57 URG. 

Zu Art. 20 – Auskunftsrechte 

Die Vorschrift setzt Art. 17 Abs. 8 Unterabs. 2 DSM-RL um. Nutzt der Dienstean-

bieter ein Repertoire auf der Grundlage einer vertraglichen Lizenz, kann der 

Rechtsinhaber nach Abs. 1 vom Diensteanbieter Auskunft über die Nutzung des 

lizenzierten Repertoires verlangen. Dabei geht die Auskunftspflicht nicht über die 

Auskunftspflicht der Nutzer nach Art. 37 VGG hinaus. Besondere zwischen 

Diensteanbietern und Rechtsinhabern getroffene Vertragsvereinbarungen über 

den Umfang der vom Diensteanbieter bereitzustellenden Informationen bleiben 

unberührt.33 In Streitfällen kann, neben den Gerichten, die aussergerichtliche 

Streitbeilegung nach Art. 18 URDAG in Anspruch genommen werden. 

                                                      
33 Vgl. Erwägungsgrund 68 Satz 5 DSM-RL. 
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In Umsetzung von Art. 17 Abs. 8 Unterabs. 2 DSM-RL sieht Abs. 2 einen Anspruch 

des Rechtsinhabers gegen den Diensteanbieter auf angemessene Auskunft über 

die Funktionsweise der Verfahren zur Blockierung unerlaubter Nutzungen nach 

den Art. 10 und 11 URDAG vor. Da Diensteanbieter nach dem Grundsatz der Ver-

hältnismässigkeit auf unterschiedliche Mittel zur Erfüllung ihrer Pflichten nach den 

Art. 10 und 11 URDAG zurückgreifen können, sollen Rechtsinhaber angemessene 

Informationen über die Art der ergriffenen Massnahmen und deren Umsetzung 

erhalten können. Diese Informationen sollen ausreichende Transparenz schaffen, 

ohne dabei den Schutz von Geschäftsgeheimnissen zu beeinträchtigen.34 

Abs. 3 sieht für Forschungsorganisationen (Begünstigte nach Art. 26h Abs. 2 Bst. a 

URG) den Zugang zu Daten der Diensteanbieter zum Zweck des Text und Data Mi-

ning zu wissenschaftlichen Zwecken vor. Soweit keine vom Diensteanbieter glaub-

haft gemachten schutzwürdigen Interessen entgegenstehen, sind Daten über den 

Einsatz von Verfahren zu automatisierten und nicht automatisierten Erkennungen 

und Blockierungen von Inhalten mitzuteilen. Dem Diensteanbieter gebührt für den 

Aufwand eine angemessene Entschädigung. 

Zu Art. 21 – Inländischer Zustellungsbevollmächtigter 

Diensteanbieter haben im Inland einen Zustellungsbevollmächtigten zu benennen 

und hierauf in leicht erkennbarer und unmittelbar erreichbarer Weise aufmerk-

sam zu machen. An diese Person können Zustellungen in Gerichtsverfahren vor 

liechtensteinischen Gerichten wegen Streitigkeiten über die Blockierung oder 

über die öffentliche Wiedergabe von geschützten Werken durch Diensteanbieter 

bewirkt werden. Das gilt auch für die Zustellung von Schriftstücken, die solche Ver-

fahren einleiten. 

                                                      
34 Vgl. Erwägungsgrund 68 Satz 3 und 4 DSM-RL. 
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Die Regierung hält fest, dass nach legistischer Prüfung der Gesetzestext angepasst 

wurde. Zudem hat der Diensteanbieter nicht nur im Zuge von Verfahren vor Be-

hörden und Gerichten einen Zustellungsbevollmächtigen im Inland zu nennen, 

vielmehr ist Ersterer auch bei anhängig zu machenden Verwaltungs- und Gerichts-

verfahren verpflichtet, unverzüglich einen solchen Zustellungsbevollmächtigten 

im Inland namhaft zu machen. Es erfolgt ein Verweis auf Art. 12 ZustG, welcher 

sinngemäss anzuwenden ist. 

Zu Art. 22 – Inkrafttreten 

Hier wird das Inkrafttreten bestimmt. 

5.2 Abänderung des Urheberrechtsgesetzes (URG) 

Einführend zu den nachstehenden Abänderungen im URG ist festzuhalten, dass 

aufgrund der im URG verwendeten weiblichen Begriffs- und Personenbezeichnun-

gen somit auch in den nachstehenden Erläuterungen zu diesem Gesetz die weibli-

che Begriffs- und Personenbezeichnung verwendet wird. 

Zu Art. 5 Abs. 1 Bst. e – Nicht geschützte Werke 

Diese Bestimmung dient der Umsetzung von Art. 14 DSM-RL. Danach besteht kein 

urheberrechtlicher Schutz an Reproduktionen gemeinfreier Werke der bildenden 

Kunst und anderer visueller Werke, es sei denn, dass die Vervielfältigung selbst 

eine eigene geistige Schöpfung mit individuellem Charakter darstellt und somit 

den Schutz als eigenständiges urheberrechtliches Werk im Sinne des Art. 3 URG 

beanspruchen kann. 

Die Verbreitung von Reproduktionen gemeinfreier Werke soll erleichtert werden 

und so den Zugang der Allgemeinheit zum kulturellen Erbe fördern.35 Dabei geht 

es um Kunstwerke, die visuell wahrnehmbar sind. 

                                                      
35 Vgl. Erwägungsgrund 53 DSM-RL. 
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Die Vorschrift soll den Zugang der Allgemeinheit zum kulturellen Erbe fördern, in-

dem sie die Verbreitung von Reproduktionen gemeinfreier Werke z.B. über das 

Internet erleichtert. Ein rechtssicherer Zugang zu Abbildungen gemeinfreier 

Werke ist aber nur möglich, wenn die Anwendung des Art. 14 DSM-RL unabhängig 

davon ist, zu welchem Zeitpunkt die Vervielfältigung angefertigt wurde. 

Zu Art. 12a – Angemessene Vergütung 

In Umsetzung des Art. 18 DSM-RL statuiert Abs. 1 den Anspruch der Urheberin 

gegenüber Vertragspartnerinnen, eine angemessene Vergütung für die Rechte-

übertragung und jede Werkverwendung zu verlangen. Die Beurteilung erfolgt aus 

einer ex-ante-Sicht. Bei fehlender Vergütungsvereinbarung soll der Urheberin ein 

angemessenes Entgelt eingeräumt werden. Ist das vereinbarte Entgelt nicht ange-

messen, kann die Urheberin eine entsprechende Vertragsänderung durchsetzen. 

Sofern gemeinsame Vergütungsregeln bestehen, die zwischen Interessensvertre-

tergruppen der Urheberinnen und Werknutzerinnen vereinbart wurden, gelten 

diese gemäss Abs. 2 als angemessen. 

Es können gemäss Abs. 3 auch Vergütungsregeln herangezogen werden, die zeit-

lich nach dem Vertragsabschluss vereinbart wurden. 

Gemäss Abs. 4 handelt es sich bei den vorangehenden Absätzen um zwingendes 

Recht, das nicht vertraglich abbedungen werden kann. 

Nach Abs. 5 besteht kein Anspruch der Urheberin, wenn die Vergütung für die 

Nutzung nach einem Tarif bestimmt ist. 

Die Verwertungsgesellschaft SUISA weist in ihrer Stellungnahme darauf hin, dass 

die in der Vernehmlassung mehrheitlich verwendeten Begriffe wie «tarifvertrag-

lich» oder «Tarifvertrag» nicht der Terminologie des URG entsprechen. Die Begriffe 

seien durch «tariflich» bzw. «Tarif» zu ersetzen. Die Verwertungsgesellschaften 

ProLitteris sowie Swissperform verweisen ebenfalls auf die falsche Terminologie in 
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dieser Vorschrift und schlagen die Anpassung auf «Gemeinsame Tarife» statt «Ta-

rifvertrag» vor. 

Die Regierung folgt dem Vorschlag der Verwertungsgesellschaft SUISA und über-

nimmt die in der Stellungnahme vorgeschlagene Terminologie «Tarife» in der je-

weils grammatikalisch richtigen Form. Mit dieser Anpassung ist auch den Beden-

ken der Verwertungsgesellschaften ProLitteris und Swissperform entsprochen und 

eine terminologisch korrekte Anpassung an das liechtensteinische URG wurde vor-

genommen. 

Mit Abs. 6 wird Art. 23 Abs. 2 DSM-RL umgesetzt, wonach vorzusehen ist, dass 

Art. 12a nicht auf Computerprogramme anzuwenden ist. 

Zu Art. 12b – Weitere Beteiligung der Urheberin 

Mit dieser Bestimmung wird Art. 20 DSM-RL umgesetzt. Der Anspruch und die 

Schwelle für die Nachvergütung von Urheberinnen werden mit Abs. 1 festgelegt. 

Entsprechend der Vorgabe des Art. 20 DSM-RL steht Urheberinnen künftig ein Ver-

tragsanpassungsanspruch zu, wenn sich die ursprünglich vereinbarte Vergütung 

als unverhältnismässig niedrig im Verhältnis zu dem Verwertungserfolg ihrer Ver-

tragspartnerin beziehungsweise Dritter – also «einer anderen» – in der weiteren 

Lizenzkette erweist. Für eine unverhältnismässig niedrige Vergütung, die sich erst 

in der weiteren Lizenzkette ergibt, haften Unterlizenznehmerinnen der Urheberin 

unter bestimmten Umständen unmittelbar gemäss Abs. 2. Die Beurteilung der 

Vertragsanpassung erfolgt aus einer ex-post-Sichtweise und nur auf Verlangen der 

Urheberrechtsinhaberin. Die Ansprüche aus den vorangehenden Absätzen sind 

zwingender Natur und können gemäss Abs. 3 vertraglich nicht wirksam abbedun-

gen werden. Bestehen gemeinsame oder tarifliche Vergütungsregeln, die von In-

teressensvertretergruppen oder Verwertungsgesellschaften ausgehandelt wur-

den, besteht gemäss Abs. 4 kein Anspruch der Urheberin. 
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Mit Abs. 5 wird Art. 23 Abs. 2 DSM-RL umgesetzt, wonach vorzusehen ist, dass 

Art. 12b nicht auf Computerprogramme anzuwenden ist. 

Zu Art. 12c – Auskunft und Rechenschaft der Vertragspartnerin 

Art. 12c setzt die Transparenzpflicht der unmittelbaren Vertragspartnerin der Ur-

heberin nach Art. 19 Abs. 1 DSM-RL um. Die Massgaben des Art. 19 Abs. 2 DSM-

RL zur Auskunft über die Verwertung in der Lizenzkette durch Unterlizenznehme-

rinnen finden sich in Art. 12d URG. 

Gemäss Abs. 1 ist die Auskunft nach Massgabe des Art. 19 Abs. 1 DSM-RL künftig 

unaufgefordert zu erteilen. Der Anspruch auf Auskunft ist also in eine Pflicht zur 

Unterrichtung umzuwandeln. Dies folgt aus der Systematik des Art. 19 DSM-RL. 

Während Art. 19 Abs. 1 DSM-RL verlangt, dass eine Urheberin von ihrer Vertrags-

partnerin mindestens einmal jährlich Informationen über die Verwertung ihres 

Werkes erhält, stehen Urheberinnen zusätzliche Informationen – insbesondere 

solche von Unterlizenznehmerinnen – nach Art. 19 Abs. 2 DSM-RL – erst auf Ver-

langen zu; sie sind also anzufordern.36 Die Auskunft ist mindestens einmal jährlich 

zu erteilen. Diese Pflicht besteht nach Abs. 1 Satz 3 aber nur für die Zeit der Wer-

knutzung. Dies entspricht dem Ziel37, wonach die Urheberin keine Informationen 

mehr benötigt, wenn die Verwertung eingestellt wurde, etwa weil ein Druckwerk 

nicht mehr vertrieben wird oder internetbezogene Leistungen online nicht mehr 

verfügbar sind. Die Auskunftspflicht kann aber nach einer Unterbrechung der 

Werknutzung wiederaufleben, beispielsweise dann, wenn ein Film nach längerer 

Verwertungspause erneut ausgestrahlt wird. 

Der Vertragspartnerin der Urheberin steht es frei, ob sie die Auskunft selbst erteilt 

oder eine Dritte hiermit beauftragt. 

                                                      
36 Vgl. Erwägungsgrund 76 Satz 1 und 2 DSM-RL. 
37 Vgl. Erwägungsgrund 74 Satz 3 DSM-RL. 
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Der Umfang der Auskunftspflicht entspricht weithin geltendem Recht. Auskunft ist 

über Informationen zu erteilen, die im Rahmen eines ordnungsgemäss geführten 

Geschäftsbetriebes üblicherweise verfügbar sind, siehe Abs. 1 Satz 2. Von der Aus-

kunftspflicht ausgenommen sind damit vor allem Informationen aus der Verwer-

tung des Werkes durch Dritte in der Lizenzkette, sofern sie der Vertragspartnerin 

nicht vorliegen.38 

Gemäss Abs. 2 braucht die Vertragspartnerin der Urheberin Auskunft über Namen 

und Anschriften von Unterlizenznehmerinnen nur auf Aufforderung hin zu ertei-

len, wie Abs. 2 in Umsetzung von Art. 19 Abs. 2 Unterabs. 2 DSM-RL ausdrücklich 

klarstellt. Dies dient dem Ausgleich der widerstreitenden Interessen der Verwer-

terin am Schutz von Geschäftsgeheimnissen einerseits und der Urheberin am Er-

halt einer Auskunft andererseits. 

Art. 19 Abs. 4 DSM-RL ermöglicht es, nicht erhebliche Beiträge zu einem Gesamt-

werk von der Transparenzpflicht auszunehmen. Diese Bestimmung wird mit Abs. 3 

umgesetzt. 

Abs. 4 setzt Art. 23 Abs. 1 DSM-RL und Art. 19 Abs. 5 DSM-RL um. Nach Art. 19 

Abs. 5 DSM-RL ist der Transparenzstandard auch bei Kollektivvereinbarungen zu 

wahren, also etwa bei Tarifen oder gemeinsamen Vergütungsregeln. 

Es ist aber auch künftig möglich, die Einzelheiten der Transparenzverpflichtung un-

ter Beachtung branchenspezifischer Erfordernisse kollektiv zu vereinbaren, sofern 

diese Absprachen der Urheberin im Ergebnis zumindest einen vergleichbaren 

Transparenzstandard wie die gesetzlichen Bestimmungen gewähren. 

Die Ausgestaltung in Abs. 4 Satz 2, nach der gesetzlich vermutet wird, dass eine 

kollektive Vereinbarung der Urheberin zumindest ein vergleichbares Mass an 

                                                      
38 Vgl. Art. 19 Abs. 2 Unterabs. 1 DSM-RL und Erwägungsgrund 76 Satz 1 DSM-RL. 
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Transparenz wie die gesetzlichen Bestimmungen bietet, dient der Förderung kol-

lektiver Regelungen, die von der DSM-RL explizit gewünscht sind.39 

Mit Abs. 5 wird Art. 23 Abs. 2 DSM-RL umgesetzt, wonach vorzusehen ist, dass 

Art. 12c nicht auf Computerprogramme anzuwenden ist. 

Zu Art. 12d – Auskunft und Rechenschaft Dritter in der Lizenzkette 

Abs. 1 setzt den Auskunftsanspruch der Urheberin nach Art. 19 Abs. 2 DSM-RL um. 

Kreativen steht hiernach ein Ankunftsanspruch auch gegen Dritte in der weiteren 

Lizenzkette zu. Dieser Anspruch besteht aber nur subsidiär, nämlich sofern der un-

mittelbare Vertragspartner keine Auskunft erteilt. 

Abs. 2 beinhaltet die Bestimmung, dass Ansprüche von Seiten der Urheberin nur 

geltend gemacht werden können, wenn die Vertragspartnerin ihrer Aus-

kunftsplicht nicht innerhalb der Fälligkeit nachgekommen ist. 

Abs. 3 dient im Zusammenspiel mit der Begrenzung des Kreises der Auskunftsver-

pflichteten in Art. 12d Abs. 1 der Ausgewogenheit der Auskunftsregelung insge-

samt. 

Abs. 4 setzt Art. 23 Abs. 1 DSM-RL und Art. 19 Abs. 5 DSM-RL um. Kollektive Abre-

den zur branchenspezifischen Modifizierung des gesetzlichen Auskunftsanspruchs 

sind möglich, soweit sie Urheberinnen ein vergleichbares Mass an Transparenz wie 

der gesetzliche Anspruch gewähren. 

Mit Abs. 5 wird Art. 23 Abs. 2 DSM-RL umgesetzt, wonach vorzusehen ist, dass 

Art. 12d nicht auf Computerprogramme anzuwenden ist. 

                                                      
39 Vgl. Art. 22 Abs. 5, Art. 20 Abs. 1 DSM-RL sowie Erwägungsgrund 77 Satz 3 und 78 Satz 4 DSM-RL. 
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Zu Art. 12e – Mediation und aussergerichtliche Konfliktbeilegung 

Abs. 1 setzt Art. 21 DSM-RL um, welcher bestimmt, dass die Urheberin und 

Werknutzerin bei Streitigkeiten über die weitere Beteiligung der Urheberin nach 

Art. 12b (Umsetzung von Art. 20 DSM-RL) sowie über Auskunft und Rechenschaft 

nach Art. 12c und 12d (Umsetzung von Art. 19 DSM-RL) ein freiwilliges Verfahren 

der aussergerichtlichen Konfliktbeilegung einleiten können. Weiters wird auf-

grund von Art. 13 DSM-RL die Möglichkeit aufgenommen, dass auch bei Schwie-

rigkeiten mit der Rechteeinräumung an audiovisuellen Werken zur öffentlichen 

Zugänglichmachung über Videoabrufdienste (Video on Demand), also etwa Anbie-

ter wie Netflix oder SkyTicket, den betroffenen Parteien ein alternatives Konflikt-

beilegungsverfahren offensteht. Ein solches Verfahren soll Urheberinnen die 

Durchsetzung ihrer Rechte erleichtern, da sie sich oftmals scheuen, diese gericht-

lich geltend zu machen.40 

Nach Massgabe von Art. 23 Abs. 1 DSM-RL darf die Option zur aussergerichtlichen 

Streitbeilegung vertraglich nicht abbedungen werden. Dies wird mit Abs. 2 umge-

setzt. Auf einen derartigen Ausschluss können sich die Vertragspartnerin der Ur-

heberin oder andere Werknutzerinnen in der Lizenzkette gegenüber der Urhebe-

rin nach Abs. 2 nicht berufen. 

Zu Art. 12f – Zwingende Anwendung 

Die neu eingeführten Bestimmungen (vgl. Art. 12a Abs. 4, Art. 12b Abs. 3, Art. 12d 

Abs. 4, Art. 12e Abs. 2 URG), welche der Urheberin zur effizienten Wahrnehmung 

ihrer Ansprüche dienen sollen, sind zwingenden Charakters. Mit Blick auf Erwä-

gungsgrund 81 DSM-RL werden künftig die Bestimmungen zu Auskunft und Re-

chenschaft sowie zu Mediation und aussergerichtliche Konfliktbeilegung interna-

tional zwingend, was die grenzüberschreitende Natur urheberrechtsrelevanter 

Sachverhalte berücksichtigt. 

                                                      
40 Vgl. Erwägungsgrund 79 Satz 1 DSM-RL. 
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Zu Art. 12g – Rückrufsrecht wegen Nichtausübung 

Diese Bestimmung setzt Art. 22 DSM-RL um, wonach die Urheberin wählen kann, 

ob sie ihr Nutzungsrecht insgesamt oder nur dessen Exklusivität zurückruft. Die 

Urheberin soll exklusiv vergebene Nutzungsrechte an ihrem Werk bzw. ihrer Dar-

bietung zurückrufen können, wenn ihre Vertragspartnerin ihr Werk bzw. ihre Dar-

bietung nicht oder nur unzureichend verwertet. Art. 22 DSM-RL regelt erstmals ein 

Rückrufsrecht auf Unionsebene. So kann nach Art. 22 Abs. 2 Unterabs. 2 DSM-RL 

das Rückrufsrecht in Bezug auf solche Werke bzw. Darbietungen vollständig aus-

geschlossen werden, um die Verwertung von Filmen nicht zu gefährden, die regel-

mässig hohe Vorab-Investitionen erfordern. 

Das in Art. 22 Abs. 3 Satz 3 DSM-RL enthaltene Wahlrecht der Urheberinnen, ein 

ausschliessliches Nutzungsrecht insgesamt oder nur dessen Exklusivität zu been-

den, wird in Abs. 1 umgesetzt. 

Abs. 2 legt bestimmte Zeiträume fest, innerhalb derer die Werkverwertung erfol-

gen kann. Damit soll der Inhaberin der Nutzungsrechte eine angemessene Frist zur 

Ausübung der Nutzungsrechte gegeben werden, die eine wirtschaftliche Nutzung 

absehbar machen. 

Mit Abs. 3 ist der Inhaberin der Nutzungsrechte eine angemessene Nachfrist zu 

setzen, um der Ausübung des Nutzungsrechts nachzukommen und den Anforde-

rungen der Rechtsinhaberinnen gerecht zu werden. Liegen Gründe in der Sphäre 

der Inhaberin der Nutzungsrechte vor, welche der Ausübung des Nutzungsrechts 

entgegenstehen, etwa im Falle einer Insolvenz, ist keine Nachfrist zu setzen und 

der Rückruf kann umgehend erklärt werden. Selbiges ist der Fall, wenn sich die 

Inhaberin der Nutzungsrechte weigert, die Nutzungsrechte auszuüben oder ein 

überwiegendes Interesse der Urheberin dadurch gefährdet wäre. 
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Nach Abs. 4 kann zum Nachteil der Urheberin von den Abs. 1 bis 3 vertraglich nicht 

abgewichen werden, es sei denn, es bestehen Tarife von Verwertungsgesellschaf-

ten. 

Eine Pflicht der Urheberin zur Entschädigung der bisherigen Inhaberin der Nut-

zungsrechte kann gemäss Abs. 5 bestehen, wenn nützliche Aufwendungen für die 

weitere Werkverwertung getroffen wurden und sich diese nachvollziehen lassen. 

Diese eingeräumten Nutzungsrechte bleiben nach Abs. 6 aufrecht, wobei der Ver-

gütungsanspruch der Urheberin gegenüber den dritten Lizenznehmerinnen gel-

tend gemacht werden können (vgl. Art. 12b URG). 

Mit Abs. 7 wird Art. 23 Abs. 2 DSM-RL umgesetzt, wonach vorzusehen ist, dass 

Art. 12g nicht auf Computerprogramme anzuwenden ist. 

Zu Art. 12h – Anspruch auf Auskunftserteilung 

Die neue Unterrichtungspflicht der Vertragspartnerin (Art. 12c und 12d URG) wird 

von einem explizit verankerten Anspruch auf Auskunftserteilung flankiert, welcher 

mit Abs. 1 eingeführt wird. Diese Bestimmung gewährt einen Anspruch auf Aus-

kunftserteilung, wenn eine Verwerterin systematisch gegen ihre Auskunftspflicht 

nach Art. 12c URG verstösst. Daneben schafft Art. 12h auch Abhilfe bei systemati-

scher Verweigerung von Auskünften in der Lizenzkette (Art. 12d URG). 

Abs. 2 statuiert, dass es für den Anspruch nach Abs. 1 genügend ist, wenn auf-

grund nachprüfbarer Tatsachen klare Anhaltspunkte für seine Voraus-setzungen 

vorliegen. 

Nach Abs. 3 ist ein Anspruch nach Abs. 1 allerdings ausgeschlossen, wenn die 

Pflicht zur Auskunftserteilung in einer Vereinbarung geregelt ist, welche auf einem 

Tarif beruht. 
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Zu Art. 14a – Zugänglichmachung von audiovisuellen Werken 

Art. 14a wird entsprechend der schweizerischen Rezeptionsvorlage (vgl. Art. 13a 

CH-URG) eingeführt. 

Die Urheberinnen audiovisueller Werke (Drehbuchautorinnen, Regisseurinnen 

usw.) vereinbaren im Vertrag mit der Produzentin das Honorar für ihr Tätigwer-

den. Gleichzeitig treten sie in diesem Vertrag sämtliche Verwertungsrechte, da-

runter auch ihre ausschliesslichen Online-Rechte (Video-on-Demand, VoD), an die 

Produktion ab. Die Beteiligung an den Erlösen aus der Verwertung dieser Online-

Rechte wird aber nicht über die Produzentinnen, sondern durch die Verwertungs-

gesellschaften wahrgenommen. Den Urheberinnen steht für die Verwertung der 

von ihnen geschaffenen audiovisuellen Werke über Online-Plattformen ein Vergü-

tungsanspruch zu. Die zur Geltendmachung der Vergütung aufzustellenden Tarife 

können entweder an den Abonnementseinnahmen oder an den Werbeeinnahmen 

der Plattformen anknüpfen. Da die Tarife der Angemessenheitskontrolle unterste-

hen, ist sichergestellt, dass die Urheberinnen auch in Zukunft eine faire Entschädi-

gung für die Online-Nutzung erhalten. Die Produzentinnen behalten aber alle er-

forderlichen Rechte in der Hand, um mit den Betreiberinnen der jeweiligen 

Plattformen zu verhandeln. Urheberinnen, die ein audiovisuelles Werk schaffen, 

sind in erster Linie die Regisseurinnen, ausnahmsweise auch die Verantwortlichen 

für die Kameraführung, die Ausstattung, die Filmarchitektur oder den Schnitt. 

Wird in einem Film eine vorbestehende Musik verwendet, so entsteht nach liech-

tensteinischem Recht (Art. 7 URG) keine Miturheberschaft. Urheberinnen origina-

ler Filmmusik sind von der Regelung nur erfasst, falls sie Miturheberinnen am au-

diovisuellen Werk sind. Wo für einen Film in Zusammenarbeit mit der Regie eine 

Original-Filmmusik geschaffen wird, können auch die Komponistinnen Miturhebe-

rinnen sein. Sie treten in der Regel ihre Rechte ebenfalls an die Produktionsfirma 

ab und erhalten mit der neuen Bestimmung auch einen Vergütungsanspruch. 
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Abs. 2 sieht eine Reihe von Ausnahmen vom VoD-Vergütungsanspruch vor. Bst. a 

schliesst einen Vergütungsanspruch aus, wenn die Urheberinnen ihre Werke per-

sönlich verwerten. Der Vergütungsanspruch für die Verwertung der Online-Rechte 

soll dazu dienen, eine kollektive Verwertung vornehmen zu können, auch wenn 

das ausschliessliche Recht an die Produzentin abgetreten wurde. Dieser Fall liegt 

bei der persönlichen Verwertung durch die Urheberinnen nicht vor. Werke, die 

von ihren Urheberinnen auf Plattformen wie YouTube persönlich verwertet wer-

den, sollen damit vom Vergütungsanspruch grundsätzlich nicht erfasst werden. In 

Bst. b Ziff. 1 werden eine Reihe von Werkkategorien ausgenommen, die für Video-

on-Demand-Geschäftsmodelle irrelevant sind oder bei denen dieser zusätzliche 

Vergütungsanspruch ebenfalls keinen Sinn macht. Neben audiovisuellen Werken 

aus dem Bereich der Wirtschaftskommunikation geht es dabei vor allem um 

Dienst- und Auftragswerke von Fernseh- und anderen Medienunternehmen. Dazu 

gehören durch das Unternehmen selbst oder in seinem Auftrag und auf seine Kos-

ten produzierte Reportagen zur Tagesaktualität, Bildungsprogramme und Maga-

zinsendungen, aber auch Unterhaltungsformate wie Quizsendungen, Game 

Shows, Reality-TV und dergleichen. Bei Firmenportraits, Industriefilmen, Werbe- 

und Promotionsfilmen spielen VoD-Nutzungen keine Rolle. Werbefilme sind kür-

zere Filme, die dazu dienen, ein Produkt zu verkaufen, wie z.B. Werbespots. Diese 

Formate sollen daher nicht erfasst sein. In der Regel werden diese Formate auch 

nicht auf Bezahlplattformen zum Abruf bereitgehalten. Computerspiele werden 

regelmässig in einem Arbeitsverhältnis bei Ausübung dienstlicher Tätigkeiten so-

wie in Erfüllung vertraglicher Pflichten geschaffen. 

Bst. b Ziff. 2 verhindert Überschneidungen von Vergütungen. Danach steht den 

Urheberinnen dann kein Vergütungsanspruch zu, wenn das Gesetz bereits gestützt 

auf eine andere Regelung einen Vergütungsanspruch für das Zugänglichmachen 

vorsieht. 
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Abs. 3 ergänzt Abs. 2 und stellt sicher, dass die gesetzliche Regelung in der Praxis 

auch sonst nicht zu Doppelvergütungen führt. Mit der neuen Regelung muss die 

Höhe der Vergütung mit den massgebenden Nutzerverbänden ausgehandelt wer-

den. Es ist den Plattformen daher bekannt, in welchem Umfang sie Zahlungen an 

die Urheberinnen zu leisten haben. Sie können diese Kosten bei den Verhandlun-

gen mit den Produzentinnen, deren Produktionen unter die Regelung fallen, in ihre 

Kalkulation miteinbeziehen. 

Abs. 4 gewährleistet, dass es auch im internationalen Verhältnis nicht zu Doppel-

vergütungen kommt. Der Anspruch auf Vergütung setzt voraus, dass im betreffen-

den ausländischen Staat dieselbe Branchenpraxis herrscht. 

Abs. 5 legt fest, dass Art. 14a nicht auf in audiovisuellen Werken enthaltene Musik 

anwendbar ist. Urheberinnen von Werken der Musik haben demnach Anspruch 

auf einen angemessenen Anteil aus dem Erlös ihrer kollektiv verwerteten aus-

schliesslichen Rechte. 

Zu Art. 14b – Zutritts- und Ausstellungsrecht der Urheberin 

Der bisherige Art. 14a wird neu zu Art. 14b.  

Zu Art. 22 Abs. 1 Bst. b und Abs. 1a – Privilegierte Werkverwendungen 

Mit der Anpassung von Abs. 1 Bst. b wird Art. 5 Abs. 1 DSM-RL umgesetzt. Das Ziel 

von Art. 5 DSM-RL ist Rechtssicherheit für Bildungseinrichtungen, wenn sie Werke 

bei digital unterstützten Lehrtätigkeiten zu nicht kommerziellen Zwecken verwen-

den, auch wenn dies online erfolgt.41 Die Nutzungshandlungen haben in einer ge-

sicherten Umgebung stattzufinden, die den am Unterricht beteiligten Personen 

vorbehalten ist. Nach Abs. 1a gelten Nutzungshandlungen als in dem Land erfolgt, 

in welchem die Bildungseinrichtung ihren Sitz hat. Diese Bestimmung dient der 

Umsetzung von Art. 5 Abs. 3 DSM-RL. 

                                                      
41 Vgl. Erwägungsgrund 19 Satz 7 DSM-RL. 
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Zu Art. 26g – Text und Data Mining 

Diese Vorschrift dient der Umsetzung von Art. 4 DSM-RL. Diese Bestimmung 

schafft erstmals eine EWR-rechtliche Erlaubnis für allgemeines Text und Data Mi-

ning ohne Einschränkungen im Hinblick auf den Kreis der Berechtigten oder den 

Zweck. Im Zuge der Digitalisierung sind Informationen (Texte, Töne, Bilder und an-

dere Daten) heute in grossen Mengen elektronisch verfügbar. Diese Informations-

mengen werden vermehrt automatisch ausgewertet. Die dafür eingesetzte Tech-

nik ist das «Text und Data Mining». Dabei handelt es sich um eine 

wissenschaftliche Methode, bei der mit Hilfe von auf Algorithmen basierenden 

Analyseverfahren in einer wenig strukturierten oder gar unstrukturierten Daten-

menge nach Mustern gesucht wird, um beispielsweise neue wissenschaftliche 

Thesen zu entwickeln oder bestehende Thesen zu überprüfen. Zweck des Text und 

Data Mining ist es, grosse Mengen an Informationen, die in digitaler Form vorlie-

gen, wie Texte, Töne, Bilder oder Daten, mit Computern automatisiert auszuwer-

ten.42 Dafür dürfen die auszuwertenden Inhalte gespeichert werden. Nicht von 

Art. 26g Abs. 1 gedeckt sind hingegen Handlungen, die ausschliesslich darauf ge-

richtet sind, Inhalte zu sammeln und zu speichern, um digitale Parallel-Archive zu 

schaffen. 

Abs. 1 enthält eine Legaldefinition für Text und Data Mining. Danach ist Text und 

Data Mining die automatisierte Analyse von einzelnen oder mehreren digitalen 

bzw. digitalisierten Werken, um daraus Informationen insbesondere über Muster, 

Trends und Korrelationen zu gewinnen (s. auch Art. 2 Ziff. 2 DSM-RL). Digitale 

Werke sind solche, die von vornherein in digitaler Form vorliegen. Digitalisierte 

Werke werden erst im Zuge des Text und Data Minings digitalisiert. Abs. 2 Satz 1 

erlaubt also die Digitalisierung analoger Werke für die anschliessende Analyse. Das 

zu analysierende Material wird in der Regel aus einer Vielzahl von Werken und 

                                                      
42 Vgl. Erwägungsgrund 8 Satz 1 DSM-RL. 
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Schutzgegenständen bestehen. Zulässig ist es aber auch, ein einzelnes Werk auto-

matisiert auszuwerten. 

Abs. 2 Satz 1 dient der Umsetzung von Art. 4 Abs. 1 DSM-RL. Er regelt, dass Ver-

vielfältigungen von rechtmässig zugänglichen Werken für das Text und Data Mi-

ning zulässig sind. Unter Urheberrechtsaspekten «rechtmässig zugänglich» kann 

ein Werk beispielsweise dann sein, wenn das Werk frei im Internet zugänglich ist 

oder wenn die Nutzerin über eine Lizenz Zugang zu den digitalen Inhalten ver-

fügt.43 Eine solche Lizenz mit entsprechenden Zugangsrechten liegt beispielsweise 

auch Open-Access-Veröffentlichungen zugrunde. Nach Abs. 2 Satz 2 sind die Ver-

vielfältigungen zu löschen, wenn sie für das Text und Data Mining nicht mehr er-

forderlich sind. Diese Vorschrift dient der Umsetzung des Art. 4 Abs. 2 DSM-RL. 

Abs. 3 dient der Umsetzung des Art. 4 Abs. 3 DSM-RL und regelt, dass Rechtsinha-

berinnen sich Vervielfältigungen nach Abs. 2 Satz 1 vorbehalten können. Andere 

urheberrechtlich relevante Nutzungen, z.B. das Text und Data Mining zu wissen-

schaftlichen Zwecken nach Art. 26h URG darf sich die Rechtsinhaberin nicht nach 

Abs. 3 vorbehalten.44 Ein Nutzungsvorbehalt muss ausdrücklich erklärt werden und 

in einer Weise erfolgen, die den automatisierten Abläufen beim Text und Data Mi-

ning angemessen ist. Im Fall von online zugänglichen Werken ist der Vorbehalt des-

halb nach Abs. 3 Satz 2 nur dann wirksam, wenn er in maschinenlesbarer Form er-

folgt.45 Er kann auch im Impressum oder in den Allgemeinen Geschäftsbedin-

gungen (AGB) enthalten sein, sofern er auch dort maschinenlesbar ist. Denn Sinn 

und Zweck der Regelung ist es, einerseits Rechtsinhaberinnen die Möglichkeit zu 

eröffnen, die Nutzung auf Basis der gesetzlichen Erlaubnis zu untersagen. Gleich-

zeitig bezweckt die Regelung andererseits, bei online zugänglichen Inhalten 

                                                      
43 Vgl. Erwägungsgrund 18 Unterabs. 2 Satz 1 DSM-RL. 
44 Vgl. Erwägungsgrund 18 Unterabs. 2 Satz 6 DSM-RL. 
45 Vgl. Erwägungsgrund 18 Unterabs. 2 Satz 2 DSM-RL. 
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sicherzustellen, dass automatisierte Abläufe, die typisches Kriterium des Text und 

Data Mining sind, tatsächlich auch automatisiert durchgeführt werden können. Bei 

nicht online zugänglichen Inhalten kann der Nutzungsvorbehalt auch in anderer 

Weise erklärt werden.46 Ein Nutzungsvorbehalt entfaltet seine Wirkung ex nunc. 

Die Beweislast für das Fehlen eines Nutzungsvorbehalts trägt die Nutzerin. Den 

Rechtsinhaberinnen ist es erlaubt, Massnahmen zu treffen, mit denen sie sicher-

stellen, dass etwaige Nutzungsuntersagungen Beachtung finden.47 

Ein Nutzungsvorbehalt nach Abs. 3 für eine Webseite darf nicht dazu führen, dass 

diese im Rahmen anderer Nutzungen ohne sachliche Rechtfertigung ungleich be-

handelt wird, beispielsweise bei der Anzeige als Suchmaschinentreffer. Denn der 

Nutzungsvorbehalt sollte andere Nutzungen nicht betreffen.48 Eine sachliche 

Rechtfertigung liegt jedoch beispielsweise dann vor, wenn die Nutzerin einer Such-

maschine die Weiterverwendbarkeit für Text und Data Mining ausdrücklich als 

Suchfilter einstellt. 

Zu Art. 26h – Text und Data Mining für Zwecke der wissenschaftlichen Forschung 

Art. 26h dient der Umsetzung des Art. 3 DSM-RL. Mit dieser Norm wird das Ziel 

verfolgt, die Rechtsunsicherheit für Hochschulen und andere Forschungsorganisa-

tionen sowie für Einrichtungen des Kulturerbes im Hinblick auf Text und Data Mi-

ning zu beseitigen, indem eine verbindliche Ausnahme für das Recht auf Verviel-

fältigung eingeführt wird. 

In ihrer Stellungnahme führt die Liechtensteinische Landesbibliothek aus, dass sie 

diese neue Bestimmung begrüsst, da sich damit die Nutzungsmöglichkeiten der di-

gitalisierten Publikationen auf eLiechtensteinensia.li erweitern lassen. 

                                                      
46 Vgl. Erwägungsgrund 18 Unterabs. 2 Satz 4 DSM-RL. 
47 Vgl. Erwägungsgrund 18 Unterabs. 2 Satz 5 DSM-RL. 
48 Vgl. Erwägungsgrund 18 Unterabs. 2 Satz 3 DSM-RL. 
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Abs. 1 regelt, dass Vervielfältigungen für Text und Data Mining für Zwecke der 

wissenschaftlichen Forschung zulässig sind. 

Als rechtmässiger Zugang gilt – wie auch beim Text und Data Mining – der Zugang 

zu im Internet frei verfügbaren Inhalten. Darüber hinaus wird in den Erwägungs-

gründen Zugang auf vertraglicher Grundlage, etwa durch Abonnements oder 

Open Access als rechtmässigen Zugang erwähnt.49 Auch andere rechtmässige Mit-

tel können einen rechtmässigen Zugang gewähren.50 Im Fall von Abonnements 

durch Forschungsorganisationen gelten die Personen als berechtigt, die den For-

schungsorganisationen angehören und das Abonnement nutzen.51  

Die Verwertungsgesellschaften SUISA und Swissperform wiesen darauf hin, dass 

die Bestimmung über den Wortlaut der umzusetzenden Richtlinie hinausgeht, 

wenn Vervielfältigungen nicht nur für Zwecke der wissenschaftlichen Forschung, 

sondern auch zur Erhaltung des Kulturerbes zulässig sind. 

Die Regierung berücksichtigt diesen Hinweis, indem die Wortfolge «und zur Erhal-

tung des Kulturerbes» aus dem Gesetzestext gestrichen wird. Damit wird dem 

Richtlinienwortlaut entsprochen. 

Abs. 2 Bst. a und Bst. b enthalten Legaldefinition betreffend «Forschungsorgani-

sationen» und «Einrichtungen des Kulturerbes» im Sinne der DSM-Richtlinie. 

Abs. 3 setzt Art. 3 Abs. 2 DSM-RL um, wonach die im Rahmen von Abs. 1 angefer-

tigten Vervielfältigungen nach Abschluss der wissenschaftlichen Forschung zu Ar-

chivierungs- und Sicherungszwecken aufbewahrt werden dürfen. 

                                                      
49 Vgl. Erwägungsgrund 14 Satz 2 DSM-RL. 
50 Vgl. Erwägungsgrund 14 Satz 2 DSM-RL. 
51 Vgl. Erwägungsgrund 14 Satz 3 DSM-RL. 
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Zu Art. 31b Abs. 5 und 6 – Sorgfältige Suche und Dokumentationspflichten 

Das Harmonisierungsamt für den Binnenmarkt wurde in das Amt der Europäischen 

Union für geistiges Eigentum (EUIPO) umbenannt, weshalb die betroffenen Geset-

zesstellen an die neuen Begriffe angepasst werden müssen. 

Zu Art. 31e – Nicht verfügbare Werke 

Art. 31e enthält eine gesetzliche Nutzungserlaubnis für nicht verfügbare Werke 

zugunsten von Einrichtungen des Kulturerbes. Die Regelung dient der Umsetzung 

der Art. 8 bis 10 DSM-RL. 

Bei dieser Regelung handelt es sich um eine Auffangregelung für Fälle, in denen 

die genannten Einrichtungen den Zugang nicht mithilfe von Verwertungsgesell-

schaften über kollektive Lizenzen mit erweiterter Wirkung nach Art. 42d VGG er-

möglichen können, und zwar weil es entweder für eine bestimmte Werkart keine 

Verwertungsgesellschaft gibt oder eine Verwertungsgesellschaft zwar existiert, 

diese aber nicht repräsentativ ist.52 Die Nutzung ist nicht zu vergüten. 

Art. 31e ergänzt nach Art. 25 DSM-RL andere bereits bestehende gesetzliche Nut-

zungserlaubnisse, auf die sich Einrichtungen des Kulturerbes berufen können. Ins-

besondere darf also ein – möglicherweise – verwaistes Werk nach Art. 31e auch 

als nicht verfügbares Werk genutzt werden, falls die Voraussetzungen von Art. 31e 

vorliegen. 

Die Einführung dieser Regelung wird von der Liechtensteinischen Landesbibliothek 

begrüsst und darauf hingewiesen, dass damit für sie als Einrichtung des Kulturer-

bes eine rechtliche Grundlage geschaffen wird, nicht verfügbare Werke aus dem 

Bestand zu vervielfältigen und recht einfach der Öffentlichkeit zugänglich zu ma-

chen. 

                                                      
52 Vgl. Erwägungsgrund 32 Satz 2 DSM-RL. 
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Abs. 1 Satz 1 normiert die gesetzliche Nutzungsbefugnis und setzt Art. 8 Abs. 2 

DSM-RL um. Die Vorschrift regelt nur nicht verfügbare Werke. Dies sind Werke, 

die der Allgemeinheit auf keinem üblichen Vertriebsweg in einer vollständigen 

Fassung angeboten werden. Die Vorschrift erlaubt den Einrichtungen des Kultur-

erbes, die Vervielfältigungen auch durch Dritte herstellen zu lassen, da nicht jede 

von ihnen über die technischen Mittel verfügt, die genutzten Werke in geeigneter 

Weise zu digitalisieren.  

Abs. 2 setzt Art. 8 Abs. 4 DSM-RL um und ermöglicht es jeder Rechtsinhaberin, der 

Nutzung ihres Werkes im Rahmen der gesetzlichen Nutzungserlaubnis zu wider-

sprechen. Das Widerspruchsrecht steht auch solchen Rechtsinhaberinnen zu, die 

eine Verwertungsgesellschaft mit der Wahrnehmung ihrer Rechte beauftragt ha-

ben. Das Widerspruchsrecht ist unbefristet. Der Widerspruch kann jederzeit er-

klärt werden, auch bereits bevor eine Einrichtung des Kulturerbes erklärt hat, das 

Werk einer bestimmten Rechtsinhaberin nutzen zu wollen. Der Widerspruch hat 

keine Auswirkungen auf die Rechtmässigkeit von Nutzungen, die vorher erfolgten. 

Widerspruchsadressat ist das EUIPO, weil dieses auch das Online-Portal zu nicht 

verfügbaren Werken verwaltet. 

Abs. 3 enthält Schutzbestimmungen zugunsten der Rechtsinhaberin. Die Vor-

schrift setzt Art. 10 Abs. 1 Unterabs. 1 DSM-RL um. Satz 1 regelt die Informations-

pflichten im Online-Portal des EUIPO. Will sich eine Einrichtung des Kulturerbes 

auf die gesetzliche Erlaubnis berufen, so muss sie jedoch selbst über die geplanten 

Nutzungen informieren. Diese Informationen ermöglichen es Rechtsinhaberinnen, 

gegebenenfalls der Nutzung zu widersprechen. Satz 2 bestimmt, dass erst nach 

sechs Monaten mit der öffentlichen Zugänglichmachung begonnen werden darf. 

Im Umkehrschluss kann mit der Vervielfältigung schon vor Ablauf dieser Frist be-

gonnen werden. 
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Abs. 4 Satz 1 setzt Art. 9 Abs. 2 DSM-RL mit Regelungen zu grenzüberschreitenden 

Nutzungen um. Abs. 4 Satz 2 bestimmt den Anwendungsbereich der gesetzlichen 

Nutzungserlaubnis und setzt damit Art. 8 Abs. 7 Bst. a bis c DSM-RL um. 

Zu 31f – Information über nicht verfügbare Werke 

Diese Vorschrift dient der Umsetzung von Art. 10 Abs. 1 DSM-RL und sieht vor, 

dass Informationsmassnahmen im Portal des EUIPO ergriffen werden müssen, da-

mit Rechtsinhaberinnen der Nutzung ihrer Werke über kollektive Lizenzen mit er-

weiterter Wirkung für nicht verfügbare Werke bzw. der gesetzlich erlaubten Nut-

zung nicht verfügbarer Werke widersprechen können. Damit eine Rechtsinhaberin 

ihr Widerspruchsrecht tatsächlich aber effektiv ausüben kann, muss sie erkennen 

können, ob gerade ihr Werk von einer geplanten Nutzung betroffen ist. 

Zu Art. 37b – Angemessene Vergütung der ausübenden Künstlerinnen 

Hiermit wird die Anwendung der Regelungen zur angemessenen Vergütung und 

damit zusammenhängender Rechte der Art. 12a bis 12h URG auch auf ausübende 

Künstlerinnen ausgedehnt. Insofern werden die Art. 13, 18, 20, 21, 22 Abs. 1, 3 

und 4, 23 Abs. 1 und Art. 19 Abs. 1 bis 5 DSM-RL umgesetzt. 

Zu Art. 41b – Zugänglichmachung von Darbietungen in audiovisuellen Werken 

Art. 41b wird ebenfalls aufgrund der schweizerischen Rezeptionsvorlage von 

Art. 35a eingeführt. Die ausübenden Künstlerinnen vereinbaren im Vertrag mit der 

Produzentin die Gage für ihre Mitwirkung an einer Darbietung. Gleichzeitig treten 

sie in diesem Vertrag sämtliche Verwertungsrechte an ihrer Darbietung, ein-

schliesslich der Online-Rechte, ab. Sie sollen künftig – nunmehr gesetzlich veran-

kert in Art. 14a URG - separat über die Verwertungsgesellschaften – entsprechend 

der heutigen Praxis bei den Urheberinnen – an den Erlösen aus der Verwertung 

dieser Rechte an audiovisuellen Werken beteiligt sein. Die Regelungen in Art. 41b 

entsprechen denen in Art. 14a URG. Die dortigen Ausführungen gelten daher ent-

sprechend. Die ausübenden Künstlerinnen im Bereich der Audiovision waren 
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bisher in der Regel nicht in der Lage, über ihre Gage für die Mitwirkung an der 

Darbietung hinaus eine Beteiligung an den Verwertungserlösen zu erhalten, ob-

wohl ihnen das Gesetz zu diesem Zweck ein ausschliessliches Recht zugesteht. Um 

sie am Verwertungserlös für ihre Online-Rechte zu beteiligen, soll ihnen deshalb 

ein über die Verwertungsgesellschaften wahrzunehmender Vergütungsanspruch 

eingeräumt werden. Die zur Geltendmachung der Vergütung aufzustellenden Ta-

rife können entweder an den Abonnementseinnahmen oder an den Werbeein-

nahmen der Plattformen anknüpfen. Da die Tarife der Angemessenheitskontrolle 

unterstehen, ist sichergestellt, dass die ausübenden Künstlerinnen in Zukunft eine 

faire Entschädigung für die Online-Nutzung erhalten. Die Produzentinnen behal-

ten nach wie vor alle erforderlichen Rechte in der Hand, um mit den jeweiligen 

Plattformen zu verhandeln. Abs. 2 sieht eine Reihe von Ausnahmen vom Vergü-

tungsanspruch vor. Hierzu zählen neben der persönlichen Verwertung des aus-

schliesslichen Rechts durch die ausübenden Künstlerinnen verschiedene Werkka-

tegorien, die für Video-on-Demand-Geschäftsmodelle irrelevant sind oder bei 

denen dieser zusätzliche Vergütungsanspruch ebenfalls keinen Sinn macht. 

Abs. 3 ergänzt Abs. 2 und stellt sicher, dass die gesetzliche Regelung in der Praxis 

auch sonst nicht zu Doppelvergütungen führt. Mit der neuen Regelung muss die 

Höhe der Vergütung mit den massgeblichen Verbänden ausgehandelt werden. Es 

ist den Plattformen daher lange im Voraus bekannt, in welchem Umfang sie Zah-

lungen an die ausübenden Künstlerinnen zu leisten haben. Sie können diese Kos-

ten bei den Verhandlungen mit den Produzentinnen, deren Produktionen unter 

die Regelung fallen, in ihre Kalkulation miteinbeziehen. 

Abs. 4 gewährleistet, dass es auch im internationalen Verhältnis nicht zu Doppel-

vergütungen kommt. Der Anspruch auf Vergütung setzt voraus, dass im betreffen-

den ausländischen Staat dieselbe Branchenpraxis herrscht. 
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Zu Art. 42a – Weitersendung 

Die Online-SatCab-RL gestaltet das Recht der Weitersendung technologie-neutral 

aus und trägt damit der Weiterentwicklung der digitalen Technologien zur Weiter-

sendung von Radio- und Hörfunkprogrammen Rechnung. 

Abs. 1 setzt Art. 2 Ziff. 2, Art. 4 Abs. 1, Art. 5 Abs. 1, Art. 7 und Art. 9 Online-SatCab-

RL um. Die Vorschrift regelt im Interesse des erleichterten Rechteerwerbs für Wei-

tersendedienste, dass Rechte an einem gesendeten Werk nur durch eine Verwer-

tungsgesellschaft geltend gemacht werden können. 

Die Bestimmung stellt klar, dass jegliche Form der Weitersendung erfasst ist. Ne-

ben der klassischen Weitersendung über Kabelnetze gilt die Verwertungsgesell-

schaftspflicht künftig unabhängig vom technischen Verfahren für alle Formen der 

Weitersendung. Dazu gehört die Weitersendung über Satelliten, digitale terrestri-

sche Netze, mobile oder geschlossene internetprotokollgestützte und ähnliche 

Netze oder über das offene Internet.53 Die technologieneutrale Formulierung er-

laubt es, auch künftig entstehende, neue Weitersendetechnologien zu erfassen. 

Die Bestimmung gilt unabhängig davon, auf welchem technischen Weg der Wei-

tersendedienst die programmtragenden Signale von dem Sendeunternehmen er-

langt. 

Rechte, die ein Sendeunternehmen in Bezug auf seine eigenen Sendungen geltend 

macht, sind von der Verwertungsgesellschaftspflicht ausgenommen, siehe Art. 5 

Abs. 1 Online-SatCab-RL. Dabei ist es laut Art. 5 Abs. 1 Online-SatCab-RL unerheb-

lich, ob es sich um eigene Rechte des Sendeunternehmens handelt oder um 

Rechte, die dem Sendeunternehmen von Dritten eingeräumt oder übertragen 

wurden. Der Erwerb der erforderlichen Programmlizenzen von den Sendeunter-

nehmen verursacht den Weitersendediensten nicht denselben Aufwand wie der 

                                                      
53 Vgl. Erwägungsgrund 14 Satz 3 Online-SatCab-RL. 
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Erwerb einer Vielzahl von Urheber- und Leistungsschutzrechten an den im Pro-

gramm enthaltenen Werken.54 Die Freistellung der Sendeunternehmen von der 

Verwertungsgesellschaftspflicht hindert die Sendeunternehmen jedoch nicht da-

ran, ihre Weitersenderechte in Bezug auf ihre eigenen Sendungen ganz oder teil-

weise in eine Verwertungsgesellschaft einzubringen und von dieser wahrnehmen 

zu lassen. 

Die Anordnung der Verwertungsgesellschaftspflicht einschliesslich ihrer Aus-

nahme für Sendeunternehmen gilt nicht nur für grenzüberschreitende Sachver-

halte, sondern auch in Fällen, in denen sowohl die Erstsendung als auch die Wei-

tersendung ausschliesslich im Inland stattfinden. Diese Anwendung auf rein 

nationale Fälle der Weitersendung ist nach Art. 7 Online-SatCab-RL ausdrücklich 

zulässig. Die Gründe für die Anordnung der Verwertungsgesellschaftspflicht des 

(technologieneutralen) Weitersenderechts, die der aktuellen Richtlinie zugrunde 

liegen55, gelten auch für den nationalen Bereich. Angesichts eines einheitlichen 

Rundfunkraumes innerhalb des Europäischen Wirtschaftsraums wäre eine Unter-

scheidung zwischen nationalen und grenzüberschreitenden Erstsendungen nicht 

gerechtfertigt. 

Abs. 2 setzt Art. 2 Ziff. 2 b und Ziff. 3 Online-SatCab-RL um und enthält zusätzliche 

Anforderungen für die Anwendbarkeit der Verwertungsgesellschaftspflicht nach 

Abs. 1 auf die Weitersendung über das offene Internet, also insbesondere für so-

genannte „Over-the-top-Dienste“ (OTT-Dienste). Kennzeichnend für einen OTT-

Dienst ist, dass dieser die Programme nicht über ein eigenes Netz weitersendet, 

sondern sich eines klassischen Internet-Service-Providers bedient und der Dienst 

grundsätzlich für jede Internetnutzerin öffentlich zugänglich ist. In diesem Fall 

muss der Weitersendedienst ausreichende Schutzmassnahmen gegen die 

                                                      
54 Vgl. Erwägungsgrund 17 Satz 2 bis 5 Online-SatCab-RL. 
55 Vgl. Erwägungsgrund 14 und 15 Online-SatCab-RL. 
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unbefugte Nutzung der weitergesendeten Inhalte treffen. Die Weitersendung darf 

ausschliesslich an berechtigte Nutzerinnen in einer gesicherten Umgebung erfol-

gen. Berechtigte Nutzerinnen sind dabei nur diejenigen, die aufgrund einer ver-

traglichen Berechtigung Zugang zu dem Dienst haben.56 Dies kann beispielsweise 

dadurch gewährleistet werden, dass Nutzerinnen sich registrieren lassen müssen. 

Nicht erfasst sind danach also Dienste, die den Nutzerinnen ohne jede Zugangs-

kontrolle Inhalte online zur Verfügung stellen. Die Anbieterin der Weitersendung 

muss ausserdem eine gesicherte Umgebung bereitstellen, in der die Übertragung 

der Inhalte durch Schutzmassnahmen gesichert ist, die denjenigen in sogenannten 

geordneten Netzwerken (zum Beispiel Kabelnetzwerke oder geschlossene IP-ba-

sierte Netzwerke) vergleichbar sind. Dies können zum Beispiel Verschlüsselungs-

techniken oder vergleichbare Massnahmen sein. Die Sicherheitsmassnahmen 

müssen für die Weitersendedienste angemessen und erfüllbar sein.57 

Abs. 3 verweist nach Massgabe von Art. 2 Ziff. 2 Bst. b Online-SatCab-RL auf die 

Definition des Internetzugangsdienstes im Sinne des Art. 2 Ziff. 2 der Verordnung 

(EU) 2015/2120.58 Ein Internetzugangsdienst ist danach ein öffentlich zugänglicher 

elektronischer Kommunikationsdienst (im Sinne von Art. 2 Bst. c der Richtlinie 

2002/21/EG), der den Zugang zum Internet vermittelt und damit die Nutzung des 

Weitersendedienstes ermöglicht. 

Abs. 4 regelt, dass der unverzichtbare Vergütungsanspruch der Urheberinnen und 

der ausübenden Künstlerinnen für alle Formen des künftig technologieneutral aus-

gestalteten Weitersenderechts gilt. Eine solche urhebervertragsrechtliche 

                                                      
56 Vgl. Erwägungsgrund 14 Satz 5 Online-SatCab-RL. 
57 Vgl. Erwägungsgrund 14 Satz 6 Online-SatCab-RL. 
58 Verordnung (EU) 2015/2120 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. November 2015 über 

Massnahmen zum Zugang zum offenen Internet und zur Änderung der Richtlinie 2002/22/EG über den 
Universaldienst und Nutzerrechte bei elektronischen Kommunikationsnetzen und -diensten sowie der Ver-
ordnung (EU) Nr. 531/2012 über das Roaming in öffentlichen Mobilfunknetzen in der Union (ABl. L 310 
vom 26.11.2015, S. 1). 
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Regelung ist in der Online-SatCab-RL zwar nicht ausdrücklich vorgesehen, jedoch 

verfolgt die Reform des EWR-Rechts auch das Ziel, eine angemessene Vergütung 

der Rechtsinhaberin für die Weitersendung ihrer Werke und Schutzgegenstände 

sicherzustellen.59 

Zu Art. 42b – Europäischer ergänzender Online-Dienst 

Art. 42b setzt Art. 2 Ziff. 1 und Art. 3 Online-SatCab-RL um. Die Vorschriften ordnen 

die Geltung des Ursprungslandprinzips für sogenannte ergänzende Online-Dienste 

an, um so den Sendeunternehmen die Rechteklärung für die grenzüberschrei-

tende Verbreitung bestimmter Programme im Internet zu erleichtern und der eu-

ropäischen Zivilgesellschaft so einen besseren grenzüberschreitenden Zugang zu 

Rundfunkinhalten zu verschaffen. Die Bestimmungen beinhalten allerdings keiner-

lei Verpflichtung für Sendeunternehmen, Programme zugleich als ergänzenden 

Online-Dienst im Internet zu senden oder öffentlich zugänglich zu machen, oder 

ergänzende Online-Dienste in einem anderen Mitgliedstaat als ihrem Niederlas-

sungsstaat anzubieten.60 Es bleibt also den Sendeunternehmen überlassen, ob sie 

von den erweiterten Möglichkeiten Gebrauch machen. Bei der Festsetzung der 

Vergütung für den erweiterten Rechtserwerb sind von den Parteien alle Aspekte 

des ergänzenden Online-Dienstes zu berücksichtigen. Dazu zählen zum Beispiel die 

Eigenschaften des Dienstes, wie etwa die bereitgestellten Sprachfassungen, der 

Zeitraum, in dem die Programme online verfügbar sind, die Grösse des Publikums 

in sämtlichen Mitgliedstaaten, in denen der Abruf des ergänzenden Online-Diens-

tes erfolgt, oder die Einnahmen des Sendeunternehmens aus dem ergänzenden 

Online-Dienst.61 

                                                      
59 Vgl. Erwägungsgrund 15 Satz 5 Online-SatCab-RL. 
60 Vgl. Erwägungsgrund 11 Online-SatCab-RL. 
61 Vgl. Art. 3 Abs. 2 Online-SatCab-RL. 
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Abs. 1 setzt Art. 2 Ziff. 1 und Art. 3 Abs. 1 Online-SatCab-RL um und definiert den 

ergänzenden Online-Dienst. Bst. a erfasst zunächst die Sendung von Fernseh- und 

Hörfunkprogrammen im Internet, die zeitgleich mit deren Offline-Erstsendung er-

folgt, also den Live-Stream im Internet. Daneben ist ein ergänzender Online-Dienst 

nach Bst. b die zeitversetzte öffentliche Zugänglichmachung von Programmen im 

Internet für einen begrenzten Zeitraum nach ihrer Sendung, also die Bereitstellung 

in Mediatheken. Zusätzlich zum eigentlichen Programm umfasst Bst. b ausserdem 

die öffentliche Zugänglichmachung ergänzender Materialien zum Programm. Dies 

können z.B. Vorschauen, Zusatzmaterial, ungekürzte Versionen gesendeter Pro-

gramme oder Besprechungen zum jeweiligen Programminhalt sein.62 Ergänzende 

Online-Dienste müssen stets einen eindeutigen Bezug zum gesendeten Programm 

des Sendeunternehmens aufweisen und diesem untergeordnet sein.63 Nicht er-

fasst sind daher Dienste, wie z.B. Video- oder Musikabrufdienste, die lediglich ein-

zelne Werke aus einem Fernseh- oder Rundfunkprogramm oder aber weitere 

Werke bereitstellen, die keine Verbindung zum Programm eines Sendeunterneh-

mens aufweisen.64 

Abs. 2 Satz 1 enthält eine rechtliche Fiktion, der zufolge die urheberrechtlich rele-

vanten Nutzungshandlungen der Vervielfältigung und der öffentlichen Wieder-

gabe (einschliesslich der öffentlichen Zugänglichmachung), die zur Ausführung ei-

nes ergänzenden Online-Dienstes durch das Sendeunternehmen erforderlich sind, 

ausschliesslich in demjenigen EWR-Mitgliedstaat erfolgen, in dem das Sendeun-

ternehmen seine Hauptniederlassung hat. Das Sendeunternehmen muss also, so-

weit der Tatbestand nach Abs. 1 reicht, die erforderlichen Rechte von den Rechts-

inhabern nur für sein Niederlassungsstaat erwerben. Das Ursprungslandprinzip 

umfasst die Klärung aller Rechte, die erforderlich sind, damit ein 

                                                      
62 Vgl. Erwägungsgrund 8 Satz 3 Online-SatCab-RL. 
63 Vgl. Erwägungsgrund 8 Satz 1 Online-SatCab-RL. 
64 Vgl. Erwägungsgrund 8 Satz 7 Online-SatCab-RL. 
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Sendeunternehmen im Rahmen der Bereitstellung ergänzender Online-Dienste 

seine Programme öffentlich wiedergeben kann, einschliesslich der Klärung der Ur-

heberrechte und verwandten Schutzrechte an den in den Programmen verwende-

ten Werken oder sonstigen Schutzgegenständen, beispielsweise der Rechte an 

Musik oder audiovisuellem Material, das im Rahmen der Programme verwendet 

wird.65 Das Ursprungslandprinzip gilt unabhängig davon, ob das Sendeunterneh-

men den ergänzenden Online-Dienst kostenlos oder gegen Entgelt anbietet.66 Es 

ist jedoch nur anzuwenden, wenn die Sendeunternehmen die fraglichen Pro-

gramme in ihren eigenen ergänzenden Online-Diensten bereitstellen. Das Ur-

sprungslandprinzip gilt also nicht für die Lizenzierung ihres Programms oder ihrer 

(Eigen-)Produktionen an Dritte, einschliesslich an andere Sendeunternehmen.67 

Es steht Sendeunternehmen und Rechtsinhaberinnen jedoch nach Abs. 2 Satz 2 

frei, den Umfang von Nutzungsrechten für ergänzende Online-Dienste zu be-

schränken, zum Beispiel in territorialer, zeitlicher oder räumlicher Hinsicht. Dieser 

Zusatz stellt in Umsetzung von Art. 3 Abs. 3 Online-SatCab-RL klar, dass das Ur-

sprungslandprinzip die Vertragsfreiheit der Rechtsinhaberinnen und Sendeunter-

nehmen hinsichtlich der Verwertung ihrer Rechte unberührt lässt.68 

Für Hörfunkprogramme gilt das Ursprungslandprinzip uneingeschränkt, welches 

mit Umsetzung der Kabel- und Satellitenrichtlinie eingeführt wurde und nicht ab-

geändert wird. Werden dagegen Fernsehprogramme in einem ergänzenden On-

line-Dienst bereitgestellt, verlangt die Online-SatCab-RL die Beschränkung auf be-

stimmte Produktionen, um so den Besonderheiten der Finanzierungs- und 

Lizenzierungspraxis bei Fernsehprogrammen Rechnung zu tragen.69 Daher zählen 

                                                      
65 Vgl. Erwägungsgrund 9 Satz 2 Online-SatCab-RL. 
66 Vgl. Erwägungsgrund 8 Satz 6 Online-SatCab-RL. 
67 Vgl. Erwägungsgrund 10 Satz 5 und 6 Online-SatCab-RL. 
68 Vgl. Erwägungsgrund 13 Online-SatCab-RL. 
69 Vgl. Erwägungsgrund 10 Satz 1 Online-SatCab-RL. 
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Fernsehprogramme laut Abs. 3 nur dann zu den ergänzenden Online-Diensten, 

wenn es sich dabei um vollfinanzierte Eigenproduktionen der Sendeunternehmen, 

Nachrichtensendungen bzw. Berichterstattung über Tagesereignisse handelt. Der 

aus denselben Gründen durch Art. 3 Abs. 1 Unterabs. 2 Online-SatCab-RL ange-

ordnete vollständige Ausschluss der Fernsehübertragung von Sportveranstaltun-

gen ist ebenfalls in Abs. 3 verankert.70 Eine Eigenproduktion ist dann vollständig 

vom Sendeunternehmen finanziert, wenn sie ausschliesslich mit eigenen Mitteln 

des Sendeunternehmens – einschliesslich Mitteln aus öffentlichen Quellen – pro-

duziert wurde. Nicht als Eigenproduktion gelten daher zum Beispiel Produktionen 

von Produzentinnen, die vom Sendeunternehmen unabhängig sind, sowie Kopro-

duktionen.71 

Für Nachrichtensendungen und die Berichterstattung über Tagesereignisse gilt das 

Ursprungslandprinzip, da für diese oftmals in kürzester Zeit die Rechte einer Viel-

zahl von Rechtsinhaberinnen geklärt werden müssen, die zudem verschiedene Ar-

ten von Werken betreffen.72 Die Umsetzung der «Sendungen zum aktuellen Ge-

schehen» im Sinne des Art. 3 Abs. 1 Bst. b Ziff. i Online-SatCab-RL als 

«Berichterstattung über Tagesereignisse» orientiert sich an dem Begriff aus Art. 5 

Abs. 3c Fall 2 der InfoSoc-RL. 

Zu Art. 42c – Direkteinspeisung 

Art. 42c setzt Art. 8 Online-SatCab-RL um und regelt die sogenannte Direkteinspei-

sung. Hierbei handelt es sich um ein technisches Verfahren, bei dem ein Sendeun-

ternehmen sein Programmsignal unmittelbar an eine Signalverteilerin übermittelt, 

ohne das Signal selbst öffentlich zu übertragen. Die Signalverteilerin, z.B. ein Ka-

belunternehmen oder eine Plattformbetreiberin, überträgt das Programm 

                                                      
70 Vgl. Erwägungsgrund 10 Satz 4 Online-SatCab-RL. 
71 Vgl. Erwägungsgrund 10 Satz 3 Online-SatCab-RL. 
72 Vgl. Erwägungsgrund 3 Satz 3 und 4 Online-SatCab-RL. 
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ihrerseits an ihre Nutzerin bzw. Abonnentin. Diese Form der Direkteinspeisung ist 

bislang insbesondere in den Benelux-Staaten verbreitet. Die Vorschrift regelt nicht 

die Fälle der sogenannten «parallelen» Direkteinspeisung, in denen das Sendeun-

ternehmen sein Programm zwar aus Gründen der Signalqualität kabelgebunden 

einer Dienstleisterin zuführt, das Programm jedoch parallel auch selbst unmittel-

bar an die Öffentlichkeit überträgt. In diesem Fall muss jede der Beteiligten die 

Rechte für ihre jeweilige Form der öffentlichen Wiedergabe einholen.73 

Mit dieser Bestimmung wird im Wege einer rechtlichen Fiktion festgelegt, dass bei 

der Direkteinspeisung nur eine einzige öffentliche Wiedergabe erfolgt, an der das 

Sendeunternehmen und die Signalverteilerin beteiligt sind (Art. 8 Abs. 1 Satz 1 On-

line-SatCab-RL). Sowohl Sendeunternehmen wie auch Signalverteilerin müssen 

daher eine Erlaubnis der Rechtsinhaberin einholen.74 Die Beteiligung eines Sen-

deunternehmens und einer Signalverteilerin an einer einzigen öffentlichen Wie-

dergabe bewirkt nicht, dass das Sendeunternehmen und die Signalverteilerin für 

diese öffentliche Wiedergabe als Gesamtschuldnerinnen haften.75 

Zu Art. 44a Abs. 4 – Schutz technischer Massnahmen 

Die Änderungen dienen der Umsetzung des Art. 7 Abs. 2 Satz 2 DSM-RL. Nach die-

ser Vorschrift sind die in Art. 6 Abs. 4 Unterabs. 1, 3 und 5 InfoSoc-RL vorgesehe-

nen Bestimmungen für technische Schutzmassnahmen auch auf die in Art. 3-6 

DSM-RL geregelten gesetzlichen Nutzungserlaubnisse anwendbar, nicht jedoch 

die Bereichsausnahme nach Art. 6 Abs. 4 Unterabs. 4 InfoSoc-RL. 

Abs. 4 setzt Art. 6 Abs. 4 Unterabs. 1 InfoSoc-RL um, der bestimmte gesetzliche 

Nutzungserlaubnisse durchsetzungsstark ausgestaltet. Wegen Art. 7 Abs. 2 Satz 2 

DSM-RL wird nun auch die neu eingeführte Erlaubnis für das Text und Data Mining 

                                                      
73 Vgl. Erwägungsgrund 21 Online-SatCab-RL. 
74 Vgl. Erwägungsgrund 20 Satz 2 Online-SatCab-RL. 
75 Vgl. Erwägungsgrund 20 Satz 3 Online-SatCab-RL. 
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(Art. 26g) und für Text und Data Mining zum Zweck der wissenschaftlichen For-

schung (Art. 26h) aufgenommen. 

Zu Art. 48 Bst. b, d und e – Ausnahmen 

Bst. b erlaubt die Verwendung von Datenbanken zur Veranschaulichung im Unter-

richt, auch bei Verwendung in digitaler Form. 

Bst. d übernimmt den Ausnahmetatbestand, der auch für Werke und andere 

Schutzgegenstände gemäss Art. 26g URG gilt. Die Ausnahme kann von Forschungs-

organisationen und Einrichtungen zur Erhaltung des Kulturerbes auch entgegen 

eines Nutzungsvorbehalts gemäss Art. 26g Abs. 3 URG beansprucht werden. 

Bst. e begünstigt Forschungsorganisationen und Einrichtungen des Kulturerbes, 

die zur nicht kommerziellen wissenschaftlichen Forschung und der Erhaltung des 

Kulturerbes Vervielfältigungen und Entnahmen zum Zweck der automatisierten 

Analyse von Texten und Daten vornehmen (vgl. Art. 26h URG). 

Zu Art. 49a – Begriffsbestimmungen 

Bst. a setzt Art. 2 Ziff. 4 DSM-RL um und definiert den Begriff der Presseveröffent-

lichung. Erfasst sind nur journalistische Veröffentlichungen, die im Rahmen einer 

wirtschaftlichen Tätigkeit veröffentlicht werden. In welchem Medium die journa-

listischen Beiträge publiziert werden, ist unerheblich. Presseveröffentlichungen 

enthalten vorwiegend Textbeiträge, aber auch andere Arten von Werken und 

Schutzgegenständen, insbesondere Grafiken, Fotografien sowie Audio- und Vi-

deosequenzen.76 

Wissenschaftliche Zeitschriften sind keine Presseveröffentlichungen. Auch Blogs, 

die nicht auf die Initiative einer Presseverlegerin zurückgehen und nicht unter der 

                                                      
76 Vgl. Erwägungsgrund 56 Satz 3 DSM-RL. 
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redaktionellen Verantwortung und der Aufsicht einer Presseverlegerin stehen, 

sind keine Presseveröffentlichungen im Sinne dieses Gesetzes.77 

In Bst. b wird bestimmt, wer als Presseverlegerin gilt. Presseverlegerin ist dieje-

nige, die die wirtschaftlich-organisatorische und technische Leistung erbringt, die 

für die Publikation einer Presseveröffentlichung erforderlich ist. Hierzu zählen 

auch Presseagenturen.78 Wie beim Leistungsschutzrecht der Tonträgerherstellerin 

kann die Presseverlegerin auch eine natürliche Person sein. Wird die Presseveröf-

fentlichung in einem Unternehmen hergestellt, entsteht das Leistungsschutzrecht 

im Unternehmen selbst. Massgeblich ist, wer den wirtschaftlichen Erfolg verant-

wortet und wem dieser zuzurechnen ist. 

Bst. c verweist für die Definition des Begriffs der Dienste der Informationsgesell-

schaft79 auf die Regelung in Art. 1 Abs. 1 Bst. b der Richtlinie (EU) 2015/1535.80 

Zu Art. 49b – Rechte der Presseverlegerin 

Abs. 1 definiert in Umsetzung von Art. 15 Abs. 1 DSM-RL den Schutzbereich des 

Leistungsschutzrechts.  

Danach soll das Recht, Presseveröffentlichungen für die Online-Nutzung durch An-

bieter von Diensten der Informationsgesellschaft unmittelbar oder mittelbar, vo-

rübergehend oder dauerhaft, auf jede Art und Weise und in jeder Form ganz oder 

teilweise zu vervielfältigen (Art. 2 InfoSoc-RL), ausschliesslich der Presseverlegerin 

zustehen. Dieses ausschliessliche Recht soll ihr auch bei Presseveröffentlichungen 

für die Online-Nutzung durch Anbieter von Diensten der Informationsgesellschaft 

– drahtgebunden oder drahtlos – zukommen und den Mitgliedern der 

                                                      
77 Vgl. Erwägungsgrund 56 Satz 4 u. 5 DSM-RL. 
78 Vgl. Erwägungsgrund 55 Unterabs. 2 DSM-RL. 
79 Vgl. Erwägungsgrund 55 Satz 3 DSM-RL. 
80 Richtlinie (EU) 2015/1535 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. September 2015 über ein 

Informationsverfahren auf dem Gebiet der technischen Vorschriften und der Vorschriften für die Dienste 
der Informationsgesellschaft (ABl. L 241 vom 17.9.2015, S. 1). 
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Öffentlichkeit einen Zugang unabhängig von Ort und Zeit (Art. 3 Abs. 2 InfoSoc-RL) 

ermöglichen. 

Das Leistungsschutzrecht umfasst damit auch Vervielfältigungen für solche Online-

Nutzungen, die nicht im Zusammenhang mit einer öffentlichen Zugänglichma-

chung der Presseveröffentlichung stehen, wie möglicherweise im Einzelfall beim 

Versenden von E-Mail-Newslettern mit Inhalten aus Presseveröffentlichungen an 

einzelne Nutzerinnen. Ziel des Leistungsschutzrechtes ist es, gemäss Art. 15 Abs. 1 

DSM-RL, dass Presseverlage die in Art. 2 und 3 Abs. 2 der InfoSoc-RL genannten 

Rechte «für die Online-Nutzung ihrer Presseveröffentlichungen durch die Anbie-

terin von Diensten der Informationsgesellschaft» erhalten. Eine darüber hinaus 

gehende Zuerkennung des Vervielfältigungsrechts ist von der Richtlinie nicht ge-

boten. Die wirtschaftliche Verwertung soll durch die Einführung des neuen Schutz-

rechtes gesichert werden.81 Das Leistungsschutzrecht gilt sowohl für die Online-

Nutzung der Presseveröffentlichung im Ganzen als auch von Teilen derselben. 

Abs. 2 setzt Art. 15 Abs. 1 Unterabs. 2 bis 4 DSM-RL um, in denen die Grenzen des 

Schutzbereichs des Leistungsschutzrechts festgelegt sind. Die hier aufgezählten 

Nutzungen sind vom Schutzbereich des Leistungsschutzrechts nicht umfasst und 

daher ohne weiteres zulässig. Nutzerinnen müssen daneben aber bestehende Ur-

heberrechte oder verwandte Schutzrechte an den Inhalten der Presseveröffentli-

chung beachten. Die Schutzbereichsgrenzen des Leistungsschutzrechts der Pres-

severlegerin sind auf diese Schutzgegenstände nicht anwendbar. 

Gemäss Bst. a umfassen die Rechte der Presseverlegerin nicht die Nutzung der in 

Presseveröffentlichungen enthaltenen reinen Tatsachen.82 Das Leistungsschutz-

recht dient nicht dem Schutz einer Information an sich, sondern der Art und Weise, 

wie die Presseverlegerin sie in ihre Veröffentlichung aufnimmt und der 

                                                      
81 Vgl. Erwägungsgrund 55 Satz 2 u. 3 DSM-RL. 
82 Vgl. Erwägungsgrund 57 Satz 3 DSM-RL. 
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Öffentlichkeit vermittelt. Das Leistungsschutzrecht der Presseverlegerin erfasst 

nach Bst. b von vornherein nicht die öffentliche Zugänglichmachung einer Presse-

veröffentlichung im Internet und die Vervielfältigung einer Presseveröffentli-

chung, soweit sie zu privaten oder nicht-kommerziellen Zwecken durch einzelne 

Nutzerinnen erfolgt. Ferner umfasst der Schutzbereich des Rechts der Pressever-

legerin nach Bst. c nicht das Setzen von Hyperlinks auf eine Presseveröffentli-

chung. Dabei ist unerheblich, ob die Linksetzung zu kommerziellen oder nicht kom-

merziellen Zwecken erfolgt. In Umsetzung von Art. 15 Abs. 1 Unterabs. 4 DSM-RL 

sind nach Bst. d schliesslich auch die öffentliche Zugänglichmachung einzelner 

Wörter oder sehr kurzer Auszüge und deren Vervielfältigung zum Zweck der öf-

fentlichen Zugänglichmachung nicht vom Schutzbereich des Leistungsschutzrechts 

umfasst. Diese somit freie Nutzung durch Anbieter von Diensten der Informations-

gesellschaft darf aber den Schutz der Investitionen nicht beeinträchtigen, die Pres-

severlegerinnen für die Herstellung ihrer Presseveröffentlichungen getätigt ha-

ben.83 Der Ausschluss von sehr kurzen Auszügen ist daher so auszulegen, dass die 

Wirksamkeit der Rechte der Presseverlegerin nicht beeinträchtigt wird.84 Abs. 3 

bestimmt, dass die Rechte der Presseverlegerin übertragbar sind.  

Abs. 4 regelt in Umsetzung von Art. 15 Abs. 4 DSM-RL die zweijährige Schutzdauer 

des Leistungsschutzrechts. Die Berechnung dieser Zeitspanne erfolgt ab dem 1. Ja-

nuar des auf den Tag der Veröffentlichung der Presseveröffentlichung folgenden 

Jahres.  

Zu Art. 49c – Ausübung der Rechte der Presseverlegerin 

In Umsetzung von Art. 15 Abs. 2 DSM-RL sieht Abs. 1 vor, dass die Rechte der Pres-

severlegerin nicht zum Nachteil der Urheberin oder einer Leistungsschutzberech-

tigten geltend gemacht werden können, deren Werk oder nach diesem Gesetz 

                                                      
83 Vgl. Erwägungsgrund 58 Satz 3 u. 4 DSM-RL. 
84 Vgl. Erwägungsgrund 58 Satz 5 DSM-RL. 
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geschützter Schutzgegenstand in der Presseveröffentlichung enthalten ist. Der Ur-

heberin und der Leistungsschutzberechtigten, also insbesondere Journalistinnen 

sowie Pressefotografinnen, ist es damit z.B. weiterhin möglich, im Internet Eigen-

werbung für von ihnen verfasste Beiträge zu betreiben, indem sie diese Texte oder 

sonstigen Schutzgegenstände auf der eigenen Webseite publizieren, ohne hier-

durch in das Leistungsschutzrecht der Presseverlegerin einzugreifen. 

In Umsetzung von Art. 15 Abs. 2 Unterabs. 2 Satz 2 DSM-RL stellt Abs. 2 klar, dass 

an urheberrechtlich nicht mehr geschützten Werken und anderen Schutzgegen-

ständen durch die Aufnahme in eine Presseveröffentlichung kein neuer Schutz 

nach dem URG begründet werden kann. 

Zu Art. 49d – Beteiligungsanspruch 

Diese Bestimmung setzt Art. 15 Abs. 5 DSM-RL um. Urheberinnen, deren Werke in 

einer Presseveröffentlichung erscheinen, haben einen Anspruch auf einen ange-

messenen Anteil an den Einnahmen, die die Presseverlegerin für die Nutzung ihrer 

Presseveröffentlichung durch Anbieterinnen von Diensten der Informationsgesell-

schaft erhält.85 Da Presseveröffentlichungen häufig nicht nur Werke, insbeson-

dere Textwerke, sondern auch andere nach dem URG geschützte Schutzgegen-

stände enthalten, etwa Fotos oder Filmsequenzen, sollten neben den 

Urheberinnen auch die Inhaberinnen verwandter Schutzrechte an den von der 

Presseverlegerin erzielten Einnahmen angemessen beteiligt werden. 

Hiermit wird zudem das Erfordernis der angemessenen Beteiligung konkretisiert. 

Die Urheberinnen und Inhaberinnen verwandter Schutzrechte sind zusammen 

mindestens zu einem Drittel an den Einnahmen der Presseverlegerin zu beteiligen. 

Diese Mindestbeteiligung erscheint angesichts des erheblichen Beitrags 

                                                      
85 Vgl. Erwägungsgrund 59 Satz 4 DSM-RL. 



80 

insbesondere der Journalistinnen an der Erstellung der Presseveröffentlichung an-

gemessen. 

Alle vier in Liechtenstein konzessionierten Verwertungsgesellschaften halten in ih-

ren Stellungnahmen fest, dass die Aufstellung eines neuen Tarifs wirtschaftlich 

nicht zweckmässig und eine Vergütungsregelung auf vertraglicher Basis weitaus 

sinnvoller wäre. 

Die Regierung berücksichtigt diese Kommentare, indem Abs. 2, mit welchem be-

stimmt wurde, dass Vergütungsansprüche nur von einer Verwertungsgesellschaft 

geltend gemacht werden können, gestrichen wurde. 

Zu II. – Änderung von Bezeichnungen 

Mit diesen Anpassungen werden legistische Korrekturen vorgenommen, um Ver-

weise zu bereinigen. 

Zu III. – Umsetzung von EWR-Rechtsvorschriften 

Hiermit wird auf die konkreten EU-Bestimmungen hingewiesen, welche als Grund-

lage für die Anpassungen im URG verantwortlich sind.  

Zu IV. – Übergangsbestimmungen 

Mit dieser Bestimmung wird eine Übergangsbestimmung für die Art. 14a und 14b 

eingeführt. Sohin sind diese Artikel nicht auf Verträge anwendbar, welche vor In-

krafttreten dieser Gesetzesabänderung abgeschlossen wurden. 

Zu V. – Inkrafttreten 

Hier wird das Inkrafttreten bestimmt. 
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5.3 Abänderung des Verwertungsgesellschaftengesetzes (VGG) 

Zu Art. 2 – Umsetzung von EWR-Rechtsvorschriften 

In Abs. 1 wird klargestellt, dass das Gesetz der Umsetzung der Richtlinie 

2014/26/EU86 (Bst. a) sowie der DSM-Richtlinie (Bst. b) dient. 

In Abs. 2 wird darauf hingewiesen, dass sich die gültige Fassung der EWR-Rechts-

vorschriften, auf die im Gesetz Bezug genommen wird, aus der Kundmachung der 

Beschlüsse des Gemeinsamen EWR-Ausschusses im Liechtensteinischen Landes-

gesetzblatt nach Art. 3 Bst. k Kundmachungsgesetz ergibt. 

Zu Art. 3 Abs. 1 Bst. i – Begriffe und Bezeichnungen 

Bst. i nimmt die Definition des Aussenstehenden auf und beschreibt diesen als 

Rechtsinhaber, der in keinem vertraglichen Verhältnis zu einer Verwertungsgesell-

schaft steht, an dessen Werken aber im Rahmen einer kollektiven Lizenz mit er-

weiterter Wirkung Nutzungsrechte erteilt werden können. 

Zu Art. 42a – Erweiterte Kollektivlizenzen 

Art. 42a wird entsprechend der schweizerischen Rezeptionsgrundlage (Art. 43a 

CH-URG) eingeführt. Abs. 1 setzt Art. 12 Abs. 1 Bst. a DSM-RL um und legt die 

Voraussetzungen für die Lizenzierung im Detail fest. Insofern ist auch Art. 42b URG 

zu beachten. Die Lizenzierung muss durch eine Verwertungsgesellschaft erfolgen, 

die über eine Bewilligung nach dem Art. 64 URG verfügt («zugelassene Verwer-

tungsgesellschaft»). Die Verwertungsgesellschaft muss ausserdem gemäss Abs. 1 

Bst. b im Anwendungsbereich der Lizenz eine massgebende Anzahl von Rechtsin-

habern vertreten. Mit anderen Worten muss sie im Hinblick auf die von der Lizenz 

betroffene Kategorie von Werken und Leistungen und auf deren Rechtsinhaber 

repräsentativ sein (Art. 42c VGG). Die Verwertungsgesellschaften dürfen nur für 

                                                      
86 Richtlinie 2014/26(EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014 über die kollek-

tive Wahrnehmung von Urheber- und verwandten Schutzrechten und die Vergabe von Mehrgebietslizen-
zen für Rechte an Musikwerken für die Online-Nutzung im Binnenmarkt (ABl. L 84, S. 72). 
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ausschliessliche Rechte, die keiner Konzessionspflicht nach Art. 64 VGG unterlie-

gen, also nicht zwingend kollektiv verwertet werden müssen, erweiterte Kollektiv-

lizenzen erteilen. Es sind auch keine Anwendungen umfasst, die durch Schranken-

bestimmungen geregelt sind. Ein wesentlicher Unterschied der Regelungen über 

verwaiste Werke (Art. 31a URG) und über erweiterte Kollektivlizenzen besteht da-

rin, dass eine Nutzung aufgrund der Schranke für verwaiste Werke den Nachweis 

einer erfolglosen Suche nach dem Rechtsinhaber voraussetzt, während bei einer 

Regelung über eine erweiterte Kollektivlizenz die betreffende Verwertungsgesell-

schaft das Risiko einer Urheberrechtsverletzung selbst beurteilt und mit der Ertei-

lung der Lizenz das damit verbundene Risiko übernimmt. Für die Abgrenzung zur 

regulären Verwertung geschützter Werke ist weitere Voraussetzung einer Lizen-

zierung auf der Grundlage von Art. 42a, dass die lizenzierte Verwendung die nor-

male Verwertung von Werken oder Leistungen nicht beeinträchtigt (Abs. 1 Bst. a). 

Entscheidend ist daher, wie die Grenze zwischen erweiterten Kollektivlizenzen und 

der normalen Verwertung von ausschliesslichen Rechten zu ziehen ist. Ausgangs-

punkt ist die unterschiedliche Stossrichtung. Erweiterte Kollektivlizenzen zielen 

primär darauf ab, Massenlizenzierungen dort zu ermöglichen, wo die Einholung 

der erforderlichen Lizenzen an unzumutbaren Transaktionskosten oder prakti-

schen Schwierigkeiten scheitern würde. Sie sollen hingegen nicht kommerzielle 

Angebote ermöglichen, die in Konkurrenz zur individuellen oder freiwillig kol-

lektiven Verwertung stehen könnten. Das betrifft insbesondere Streaming-Ange-

bote in den Bereichen Musik und Film oder Angebote von E-Books. 

Abs. 2 definiert, wann ein Werk als veröffentlicht im Sinne von Abs. 1 gilt. Dies ist 

dann der Fall, wenn sich dieses in Beständen öffentlich zugänglicher Bibliotheken, 

Archive Einrichtungen des Kulturerbes befinden. 

Abs. 3 regelt die Bekanntmachung der erweiterten Kollektivlizenzen als Vorbedin-

gung dafür, dass von einer erweiterten Kollektivlizenz erfasste Rechtsinhaber vom 
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Widerspruch Gebrauch machen können, also dem Recht, von der Lizenz ausge-

nommen zu werden. Hierbei ist insbesondere auch Art. 42b Abs. 1 Bst. d und 

Abs. 2 VGG zu beachten. 

Abs. 4 setzt Art. 12 Abs. 3 Bst. c DSM-RL um und sieht vor, dass Rechtsinhaber 

verlangen können, dass ihre Rechte von einer bestimmten Kollektivlizenz ausge-

nommen werden. Dieses Recht kommt auch Inhabern ausschliesslicher Lizenzen 

zu. Die neue Vorschrift zielt im Wesentlichen darauf ab, Massennutzungen gegen 

Bezahlung einer pauschalen Entschädigung zu erleichtern bzw. zu ermöglichen. 

Daher geht sie von der Vermutung aus, dass Rechtsinhaber mit der Lizenzierung 

grundsätzlich einverstanden sind. Diese Vermutung mag in Einzelfällen nicht zu-

treffen. Die Möglichkeit der Rechtsinhaber, sich der Kollektivlizenz zu entziehen, 

stellt für diese Fälle sicher, dass ihr Recht, die Nutzung zu verbieten, bestehen 

bleibt und die Vertragsfreiheit Vorrang hat. Damit vom Widerspruch auch tatsäch-

lich Gebrauch gemacht werden kann, verpflichtet Abs. 3 die Verwertungsgesell-

schaften, eine entsprechende Vereinbarung über eine erweiterte Kollektivlizenz 

vor deren Inkrafttreten bekanntzumachen (siehe aber auch Art. 42b Abs. 1 Bst. d 

und e VGG). 

Auf Nutzungen aufgrund einer erweiterten Kollektivlizenz sind gemäss Abs. 5 we-

der die Vorschriften über die Tarife (vgl. Art. 33 und 34 VGG) noch diejenigen über 

die Tarifaufsicht (vgl. Art. 35 und 36 VGG) anwendbar. Hingegen untersteht die 

Verwertung von Werken auf der Grundlage von erweiterten Kollektivlizenzen der 

Aufsicht nach Art. 68 und 69 VGG. Das ist deshalb gerechtfertigt, weil von einer 

erweiterten Kollektivlizenz auch Werke von Rechtsinhabern erfasst sein können, 

die nicht Mitglieder der lizenzierenden Verwertungsgesellschaft sind, das heisst, 

die keine Kontrolle über diese Verwertungsgesellschaft ausüben. 
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Zu Art. 42b – Wirksamkeit der Rechtseinräumung und dauerhafte Information 

Abs. 1 enthält die Voraussetzungen für die Wirksamkeit der Einräumung der 

Rechte an Werken durch die Verwertungsgesellschaften, die sich aus Art. 12 

Abs. 1, 2 und 3 DSM-RL ergeben. 

Bst. a setzt Art. 12 Abs. 3 Bst. a DSM-RL um. Die Repräsentativität von Verwer-

tungsgesellschaften wird in Art. 42c URG näher bestimmt. Bst. b setzt Art. 12 

Abs. 2 DSM-RL um. Das Erfordernis der Unzumutbarkeit fasst die Vorgabe zur Be-

schwerlichkeit, Praxisferne und Wahrscheinlichkeit der Einzellizenzierung knapp 

zusammen. Bst. c setzt Art. 12 Abs. 1 DSM-RL um, wonach nationale Regelungen 

zu kollektiven Lizenzen mit erweiterter Wirkung auf das jeweilige Hoheitsgebiet zu 

beschränken sind. Die erweiterte Wirkung kollektiver Lizenzen legitimiert hiernach 

also nur Nutzungen von Werken Aussenstehender, die innerhalb des Territoriums 

von Liechtenstein erfolgen. Eine kollektive Lizenz für Rechte an Werken derjenigen 

Rechtsinhaber, die der Verwertungsgesellschaft die betreffenden Rechte vertrag-

lich zur Wahrnehmung übertragen haben, kann sich aber auch auf Gebiete aus-

serhalb von Liechtenstein erstrecken. Bst. d Ziff. 1 bis 4 regeln die Informations-

pflichten, die von der Verwertungsgesellschaft bei der Lizenzierung mit 

erweiterter Wirkung zu beachten sind, und setzen damit Schutzbestimmungen aus 

Art. 12 Abs. 3 Bst. d DSM-RL um. Diese Informationen sollen Aussenstehenden 

eine Entscheidung darüber ermöglichen, ob sie ihr Widerspruchsrecht nach 

Art. 42a Abs. 4 VGG ausüben möchten. Unerheblich ist, ob der Aussenstehende 

diese Informationen tatsächlich zur Kenntnis nimmt (Art. 12 Abs. 3 Bst. d Satz 2 

DSM-RL), denn den Verwertungsgesellschaften soll durch die Informationspflich-

ten kein unverhältnismässiger Aufwand entstehen.87 Die Informationen müssen 

innerhalb einer angemessenen Zeitspanne vor der Rechtseinräumung auf der In-

ternetseite der Verwertungsgesellschaft bekanntgegeben werden. Die 

                                                      
87 Vgl. Erwägungsgrund 48 Unterabs. 1 Satz 6 DSM-RL. 
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angemessene Frist muss mindestens drei Monate betragen. Sie kann damit kürzer 

sein als bei der Sondervorschrift für nicht verfügbare Werke (dort sechs Monate 

nach Art. 42e Abs. 1 Bst. d VGG). Dies ist mit Blick auf die vielfältigeren Einsatz-

möglichkeiten der allgemeinen Kollektivlizenz sinnvoll, die gegebenenfalls eine zü-

gigere Nutzung erfordern als die Nutzungen nach Art. 42d VGG. 

Bst. d Ziff. 2 beruht auf Art. 12 Abs. 3 Bst. d Satz 1 DSM-RL. Die Verwertungsgesell-

schaft hat über die Wirkungen zu informieren, die kollektive Lizenzen mit erwei-

terter Wirkung nach Art. 42a VGG für Aussenstehende entfalten. 

Bst. e stellt klar, dass die Einräumung der Rechte der Aussenstehenden über die 

kollektive Lizenzvergabe mit erweiterter Wirkung nur wirksam wird, wenn der 

Aussenstehende binnen angemessener Frist von mindestens drei Monaten seit 

Beginn der Information keinen Widerspruch erhoben hat. Aussenstehende kön-

nen jedoch auch noch nach Ablauf dieser Frist der Rechtseinräumung widerspre-

chen. Ein Widerspruch vor Ablauf dieser Frist («Ex-ante-Widerspruch») hat zur 

Folge, dass die Rechtseinräumung nicht wirksam wird (Wirkung ex tunc); die vom 

Widerspruch betroffenen Werke dürfen also nicht genutzt werden. Ein Wider-

spruch nach Ablauf der Frist («Ex-post-Widerspruch») lässt die Wirksamkeit der 

Rechtseinräumung für die Vergangenheit unberührt (Wirkung ex nunc). 

Abs. 2 stellt sicher, dass die Informationen über die Erteilung kollektiver Lizenzen 

mit erweiterter Wirkung dauerhaft auf der Internetseite der Verwertungsgesell-

schaft verfügbar sind. Dies gewährleistet, dass die Aussenstehenden dauerhaft die 

Möglichkeit haben, von der Rechtseinräumung zu erfahren und ihr zu widerspre-

chen und Ansprüche gegen die Verwertungsgesellschaft auf Zahlung anteiliger 

Vergütung geltend zu machen. 
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Zu Art. 42c – Repräsentativität der Verwertungsgesellschaft 

Abs. 1 enthält in Umsetzung von Art. 12 Abs. 3 Bst. a DSM-RL eine Definition für 

die Repräsentativität von Verwertungsgesellschaften. Erforderlich ist hiernach, 

dass die Verwertungsgesellschaft für eine ausreichend grosse Zahl von Rechtsin-

habern Rechte wahrnimmt, die Gegenstand des Vertrags mit erweiterter Wirkung 

sein sollen.88 Für die Repräsentativität einer Verwertungsgesellschaft im Sinne die-

ser Vorschrift ist nur eine Rechtewahrnehmung relevant, der ein Vertragsverhält-

nis zugrunde liegt. Hierbei wird es sich oft um einen Wahrnehmungsvertrag zwi-

schen einem Rechtsinhaber und der Verwertungsgesellschaft handeln, die mit 

erweiterter Wirkung lizenzieren möchte. Von Bedeutung sind aber auch Repräsen-

tationsvereinbarungen nach Art. 39 VGG, also beispielsweise Gegenseitigkeitsver-

träge mit ausländischen Schwestergesellschaften. 

Abs. 1 gilt über den Verweis in Art. 42e Abs. 1 Bst. a VGG auch für den Spezialfall 

der kollektiven Lizenzierung mit erweiterter Wirkung für nicht verfügbare Werke; 

insoweit setzt diese Bestimmung zugleich Art. 8 Abs. 1 Bst. a DSM-RL um. 

Abs. 2 enthält eine widerlegbare Vermutung zur Frage, wann eine Verwertungs-

gesellschaft als repräsentativ gilt. Insoweit stellt die Richtlinie klar, dass die Mit-

gliedstaaten hinsichtlich den Anforderungen an die Repräsentativität Flexibilität 

besitzen, solange eine beträchtliche Zahl von Rechtsinhabern der Verwertungsge-

sellschaft ein Mandat erteilt hat.89 Davon ist auszugehen, wenn nur eine Verwer-

tungsgesellschaft existiert, die über eine Konzession nach Art. 64 VGG für die Er-

teilung kollektiver Lizenzen mit erweiterter Wirkung verfügt. Denn diese Erlaubnis 

setzt voraus, dass die Rechtswahrnehmung eine entsprechende wirtschaftliche 

Grundlage hat. Deshalb kann widerlegbar vermutet werden, dass solchen Verwer-

tungsgesellschaften eine erhebliche Anzahl von Rechtsinhabern Rechte zur 

                                                      
88 Vgl. Erwägungsgrund 48 Satz 3 DSM-RL. 
89 Vgl. Erwägungsgrund 33 Satz 2 DSM-RL. 
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Wahrnehmung eingeräumt hat. Die Regelung soll absichern, dass Verwertungsge-

sellschaften von dem Recht, allgemeine Kollektivlizenzen mit erweiterter Wirkung 

zu vergeben, tatsächlich Gebrauch machen. 

Zu Art. 42d – Kollektive Lizenzen mit erweiterter Wirkung für nicht verfügbare 

Werke 

Abs. 1 setzt Art. 8 Abs. 1 DSM-RL um. Die Vorschrift enthält die gesetzliche Berech-

tigung der Verwertungsgesellschaft zur Einräumung von Rechten auch an Werken 

von Aussenstehenden. Welche Arten inländischer Einrichtungen des Kulturerbes 

berechtigt sind, von der Nutzung nicht verfügbarer Werke Gebrauch zu machen, 

ergibt sich aus der Legaldefinition dieser Einrichtungen in Art. 26h Abs. 2 Bst. b 

URG. Entsprechend der Präzisierung in Art. 2 Ziff. 3 DSM-RL können sich also öf-

fentlich zugängliche Bibliotheken und öffentlich zugängliche Museen darauf beru-

fen. Archive und im Bereich des Film- oder Tonerbes tätige Einrichtungen sind 

ebenfalls privilegiert, unabhängig davon, ob sie öffentlich zugänglich sind oder 

nicht. Verwertungsgesellschaften unterliegen grundsätzlich einem Abschluss-

zwang, sind also gehalten, den privilegierten Einrichtungen des Kulturerbes zu an-

gemessenen Bedingungen die Rechte an Werken solcher Rechtsinhaber, die ent-

sprechende Wahrnehmungsrechte vertraglich übertragen haben, einzuräumen. 

Ist dies der Fall, so hat die Verwertungsgesellschaft (gemäss Art. 42d Abs. 1 VGG) 

zugleich die Rechte an den nicht verfügbaren Werken von Aussenstehenden mit 

einzuräumen.  

Diese Regelung stellt sicher, dass repräsentative Verwertungsgesellschaften die 

Nutzung nicht verfügbarer Werke Aussenstehender ermöglichen müssen. Ande-

renfalls nämlich könnten sie den Zugang zu diesen Werken unterbinden. Art. 8 

Abs. 1 und 2 DSM-RL will jedoch in jedem Fall den Zugang zu nicht verfügbaren 

Werken sicherstellen. 
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Abs. 2 setzt das Widerspruchsrecht des Aussenstehenden aus Art. 8 Abs. 4 DSM-

RL um und entspricht strukturell Art. 42a Abs. 4 VGG. Adressat des Widerspruchs 

ist das EUIPO. 

Abs. 3 enthält das Gleichbehandlungsgebot aus Art. 8 Abs. 1 Bst. b DSM-RL: Der 

Aussenstehende darf also im Vergleich zu den Wahrnehmungsberechtigten der 

Verwertungsgesellschaft nicht benachteiligt oder bevorzugt werden. 

Zu Art. 42e – Wirksamkeit der Rechtseinräumung und dauerhafte Information 

bei nicht verfügbaren Werken 

Abs. 1 bestimmt die gesetzlichen Wirksamkeitsvoraussetzungen für die erweiterte 

Wirkung der kollektiven Lizenzen für nicht verfügbare Werke. Art. 8 Abs. 1 DSM-

RL lässt Exklusivlizenzen nicht zu; die Verwertungsgesellschaft darf also nur nicht 

ausschliessliche Nutzungsrechte einräumen. Bst. a setzt Art. 8 Abs. 1 Bst. a DSM-

RL um, sie setzt Repräsentativität der Verwertungsgesellschaft voraus. Die Vermu-

tungsregelung in Art. 42c Abs. 2 VGG kommt für die erweiterten kollektiven Lizen-

zen für nicht verfügbare Werke ebenfalls zur Anwendung, um dem Ziel der DSM-

RL Rechnung zu tragen, dass nicht verfügbare Werke als wichtiger Teil des kultu-

rellen Erbes tatsächlich genutzt werden. 

Bst. b beruht auf Art. 8 Abs. 1 DSM-RL. Gegenstand der Einräumung von Rechten 

an den Werken Aussenstehender dürfen demnach lediglich die Rechte der Verviel-

fältigung, der Verbreitung, der öffentlichen Zugänglichmachung und der sonstigen 

öffentlichen Wiedergabe sein. Die Vorschrift begrenzt zudem die Einräumung von 

Rechten an nicht verfügbaren Werken auf nicht kommerzielle Zwecke und setzt 

damit Art. 8 Abs. 1 DSM-RL um. 

Bst. c setzt Art. 8 Abs. 1 DSM-RL um. Erwägungsgrund 29 DSM-RL benennt Bei-

spiele, unter welchen Voraussetzungen Werke zum Bestand einer Einrichtung des 

Kulturerbes gehören. Das ist insbesondere dann der Fall, wenn die Einrichtung des 
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Kulturerbes dauerhafte Besitzerin entsprechender Werkexemplare ist, etwa weil 

sie diese Exemplare erworben oder als Dauerleihgabe im Bestand hat. 

Bst. d regelt die Informationspflichten, die kumulativ über das zentrale Portal des 

Amtes der Europäischen Union für geistiges Eigentum (EUIPO) zu erfüllen sind. Die 

Bestimmung setzt Art. 10 Abs. 1 Unterabs. 1 und 2 DSM-RL um. Diese Informati-

onspflicht dient dazu, dass die Rechtsinhaber ihr Werk identifizieren und gegebe-

nenfalls der Nutzung auf Basis der Rechtseinräumung widersprechen können.90 

Diese Informationen sind zumindest sechs Monate vor Beginn der Rechtseinräu-

mung zugänglich zu machen. Unbenommen bleibt die Möglichkeit, die Informati-

onen vorab auch über einen längeren Zeitraum bekannt zu machen. 

Bekannt zu geben sind nach Bst. d Ziff. 1 Informationen über das betreffende 

Werk, das die Einrichtung des Kulturerbes nutzen möchte. Die Informationen zur 

Identifizierung der Werke sind in angemessener Form bekannt zu geben.91 Diese 

Massgabe ist insbesondere für die erforderliche Detailtiefe der Angaben auf der 

Webseite von Bedeutung. Insoweit ist zu berücksichtigen, dass die Art. 8 bis 10 

DSM-RL zum Ziel haben, Massen-Digitalisierungsprojekte zu ermöglichen92, dass 

die Einrichtungen des Kulturerbes auch ganze Werkreihen nutzen können (Art. 8 

Abs. 5 Unterabs. 2 Satz 2 DSM-RL) und dass die Richtlinie die Nutzung einer gros-

sen Vielfalt von Werken ermöglichen will.93 Der Eintrag eines Werkes in das On-

line-Portal als solcher, begründet keine Vermutungswirkung, dass das Werk tat-

sächlich nicht verfügbar ist. 

                                                      
90 Vgl. Erwägungsgrund 41 Unterabs. 1 Satz 4 DSM-RL. 
91 Vgl. Erwägungsgrund 41 Unterabs. 1 Satz 1 DSM-RL. 
92 Vgl. Erwägungsgrund 30 Satz 2 DSM-RL. 
93 Vgl. Erwägungsgrund 37 Satz 1 DSM-RL. 
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Nach Ziff. 2 ist über die Vertragsparteien, die Nutzungen, die lizenziert werden 

sollen, und den Geltungsbereich der kollektiven Lizenz zu informieren. Dies um-

fasst auch den räumlichen Geltungsbereich. 

Anders als Art. 42b Abs. 1 Bst. c VGG stehen die Art. 42d und 42e VGG der Einräu-

mung von Rechten für Nutzungen auch ausserhalb des Fürstentums Liechtenstein 

nicht entgegen. Damit wird Art. 9 Abs. 1 DSM-RL umgesetzt. Der Geltungsbereich 

der Lizenz darf hinsichtlich der Wirkung für Aussenseiter folglich Nutzungen in ein-

zelnen oder allen Mitgliedstaaten des Europäischen Wirtschaftsraums umfassen. 

Voraussetzung dafür ist, dass die Verwertungsgesellschaft für Nutzungen in diesen 

Ländern repräsentativ ist, weil ihr ihre Mitglieder die Rechte für Nutzungen in die-

sen Ländern eingeräumt haben. 

Ziff. 3 bestimmt, dass die Verwertungsgesellschaft über das Widerspruchsrecht 

der Aussenstehenden informieren muss. 

Bst. e regelt, dass die Rechtseinräumung nur dann wirksam ist, wenn der Aussen-

stehende, dessen Werk genutzt werden soll, innerhalb der Sechsmonatsfrist nach 

Bst. d nicht widersprochen hat. Anders als nach der allgemeinen Bestimmung für 

kollektive Lizenzen mit erweiterter Wirkung gibt die DSM-RL für nicht verfügbare 

Werke eine konkrete Frist vor. 

Abs. 2 beruht auf Art. 10 Abs. 1 Unterabs. 1 DSM-RL. Danach darf erst nach sechs 

Monaten mit der Verbreitung, öffentlichen Zugänglichmachung oder sonstigen öf-

fentlichen Wiedergabe begonnen werden. Im Umkehrschluss sind Vervielfälti-

gungshandlungen schon vor Ablauf dieser Frist zulässig. Deshalb kann das Recht 

der Vervielfältigung schon vor Ablauf der sechsmonatigen Transparenzfrist wirk-

sam eingeräumt werden. Ob von dieser Möglichkeit Gebrauch gemacht wird, ent-

scheiden Verwertungsgesellschaft und Einrichtungen des Kulturerbes in den zu-

grundeliegenden Verträgen. Sinnvoll kann diese Vorgehensweise etwa dann sein, 
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wenn Massen-Digitalisierungen einen erheblichen internen Vorlauf vor der Zu-

gänglichmachung der lizenzierten Inhalte benötigen und zugleich keine allzu ho-

hen Kosten verursachen, die im Falle eines Widerspruchs vergeblich aufgewendet 

wären. 

Abs. 3 setzt Art. 10 Abs. 1 Unterabs. 1 DSM-RL um und stellt sicher, dass die Infor-

mationen über die Erteilung kollektiver Lizenzen mit erweiterter Wirkung dauer-

haft im Online-Portal des EUIPO verfügbar ist. Nur so ist gesichert, dass sich die 

Aussenstehenden verlässlich über die Rechtseinräumung informieren und ihr ge-

gebenenfalls widersprechen oder Ansprüche auf Zahlung von anteiligen Einnah-

men geltend machen können. 

Zu Art. 42f – Nicht verfügbare Werke 

Art. 42f regelt, wann ein Werk nicht verfügbar ist. Der in der englischen Sprachfas-

sung der DSM-RL verwendete Begriff «out of commerce» ist in der deutschen Fas-

sung mit «vergriffen» übersetzt. Der Begriff «vergriffen» eignet sich jedoch nicht 

für Werke, die niemals im Handel erhältlich waren. Nach Art. 8 Abs. 5 DSM-RL sol-

len aber auch diese Werke als wichtiger Teil des kulturellen Erbes zugänglich ge-

macht werden dürfen.94 Zu denken ist beispielsweise an politische Plakate oder 

Flugblätter, oder aber an Sammlungen von Fotografien, etwa Ansichten histori-

scher Stadtlandschaften oder (zufällige) private Aufnahmen politisch bedeutsa-

mer Ereignisse. Abs. 1 enthält eine Definition nicht verfügbarer Werke und setzt 

damit in sprachlich gestraffter Form Art. 8 Abs. 5 DSM-RL um. Abs. 2 enthält eine 

Vermutungsregelung. Sie berücksichtigt, dass eine Einrichtung des Kulturerbes 

nicht mehrfach zu prüfen hat, ob ein Werk nicht verfügbar ist.95 Sie kann auch 

einen Dritten mit der Prüfung beauftragen beziehungsweise die Prüfungsabläufe 

                                                      
94 Vgl. Erwägungsgrund 37 Satz 1 DSM-RL. 
95 Vgl. Erwägungsgrund 38 Satz 3 DSM-RL. 
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automatisieren. Kollektive Lizenzen mit erweiterter Wirkung können grundsätzlich 

für nicht verfügbare Werke aller Art erteilt werden.96  

Zu Art. 42g – Repräsentativität der Verwertungsgesellschaft bei Werkreihen aus 

Drittstaaten 

Art. 42g beschränkt den Anwendungsbereich der kollektiven Lizenzen mit erwei-

terter Wirkung für nicht verfügbare Werke und setzt damit Art. 8 Abs. 7 Unter-

abs. 2 DSM-RL um. Die Vorschrift betrifft Werkreihen, die überwiegend aus Wer-

ken bestehen, die aus Drittstaaten stammen. Dies sind etwa Zeitschriftenbände, 

die zuerst ausserhalb Europas erschienen sind. Solche Werkreihen dürfen nur 

dann lizenziert werden, wenn die Verwertungsgesellschaft auch für Werke aus 

dem jeweils betroffenen Drittstaat repräsentativ ist. Dies kann insbesondere dann 

der Fall sein, wenn sie Gegenseitigkeitsvereinbarungen mit Verwertungsgesell-

schaften aus den betreffenden Staaten geschlossen hat. Die Vorschrift enthält 

eine Legaldefinition der Drittstaaten und hat Bedeutung insbesondere für soge-

nannte Exilliteratur, also Werke, die infolge von Auswanderung, Flucht und Emig-

ration zuerst im aussereuropäischen Ausland veröffentlicht wurden. 

Zu Art. 42h – Anwendung auf verwandte Schutzrechte 

Dieser Artikel erstreckt die Geltung dieses Abschnittes (Art. 42a bis 42g VGG) auch 

auf verwandte Schutzrechte. Die Vorschrift dient damit insbesondere der Umset-

zung von Art. 8 Abs. 1 sowie Art. 12 Abs. 1 DSM-RL, wonach die Bestimmungen für 

kollektive Lizenzen nicht nur für Werke sondern auch für sonstige Schutzgegen-

stände anzuwenden sind. 

                                                      
96 Vgl. Erwägungsgrund 37 Satz 1 DSM-RL. 
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Zu Art. 64 Abs. 1 Bst. c – Konzessionspflicht 

Mit Einführung von Art. 14a URG und 41b URG, wonach jeweils eine Geltendma-

chung von Vergütungsansprüchen verankert ist, ist Art. 64 Abs. 1 Bst. c entspre-

chend zu ergänzen. 

Zu II. – Inkrafttreten 

Hiermit wird das Inkrafttreten geregelt. 

6. VERFASSUNGSMÄSSIGKEIT / RECHTLICHES 

Beide Richtlinien befinden sich noch im Übernahmeverfahren ins EWR-Abkom-

men. Da mit den zu fassenden EWR-Übernahmebeschlüssen Verpflichtungen ge-

mäss Art. 8 Abs. 2 der Landesverfassung eingegangen werden, bedürfen diese zu 

einem späteren Zeitpunkt der Zustimmung des Landtags. Zu diesem Zwecke wird 

ein entsprechender Bericht und Antrag nach Art. 103 des EWR-Abkommens er-

stellt und dem Hohen Landtag zur Beschlussfassung vorgelegt werden. Weiter 

wirft die Vorlage keine verfassungsmässigen Fragen auf. 

7. AUSWIRKUNGEN AUF VERWALTUNGSTÄTIGKEIT UND RESSOURCENEIN-

SATZ 

7.1 Neue und veränderte Kernaufgaben 

Die Umsetzung der Richtlinien (EU) 2019/790 und (EU) 2019/789 bringt keine 

neuen Kernaufgaben für das Amt für Volkswirtschaft mit sich. Im Rahmen der Tä-

tigkeit als Aufsichtsbehörde wird das Amt für Volkswirtschaft jedoch weiterhin da-

rauf achten, dass die Verwertungsgesellschaften ihre auferlegten Aufgaben und 

Pflichten gemäss den neuen Bestimmungen ordnungsgemäss erfüllen. 
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7.2 Personelle, finanzielle, organisatorische und räumliche Auswirkungen 

Mit dem Vollzug der Richtlinien (EU) 2019/790 und (EU) 2019/789 wird zum jetzi-

gen Zeitpunkt kein Mehraufwand bei der Aufsichtstätigkeit beim Amt für Volks-

wirtschaft erwartet. 

7.3 Betroffene UNO-Nachhaltigkeitsziele und Auswirkungen auf deren Um-

setzung 

Mit der Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/790 und der Richtlinie (EU) 2019/789 

sind folgende UNO-Nachhaltigkeitsziele (Sustainable Development Goals -SDG) 

betroffen: 

SDG 4 (Hochwertige Bildung) soll gleichberechtigte und hochwertige Bildung ge-

währleisten und Möglichkeiten des lebenslangen Lernens für alle fördern. Mit Um-

setzung der Rechtsvorschriften erhalten Bildungseinrichtungen uneingeschränkte 

Rechtssicherheit, wenn sie Werke oder sonstige Schutzgegenstände bei digital un-

terstützten Lehrtätigkeiten verwenden. Dergestalt wird die Verwendung von Wer-

ken oder sonstigen Schutzgegenständen mittels digitaler Werkzeuge und Ressour-

cen in einen rechtssicheren Rahmen gebettet. Zudem vereinfachen es die neuen 

Regelungen den Bildungseinrichtungen, qualitativ hochwertige Bildung auch on-

line und grenzüberschreitend bereitzustellen. Auf diese Weise wird der Zugang zu 

inklusiver, gleichberechtigter und hochwertiger Bildung wesentlich erleichtert und 

die Schaffung nachhaltiger Entwicklung und innovativer Lösungen gefördert. 

SDG 8 (Menschenwürdige Arbeit und Wirtschaftswachstum): Mit der Einführung 

von Lizenzvergabeverfahren und Ausnahmen oder Beschränkung für die Nutzung 

(vergriffener) Werke oder sonstiger Schutzgegenstände wird das Unterziel 8.3 ge-

fördert, welches verlangt, produktive Tätigkeiten, Unternehmertum, Kreativität 

und Innovation zu unterstützen und die Formalisierung und das Wachstum von 

Kleinst-, Klein- und Mittelunternehmen zu begünstigen. Die Möglichkeit 
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beispielsweise zur Erteilung kollektiver Lizenzen bei Erfüllung bestimmter gesetz-

licher Vorgaben verschafft dem Nutzer ein möglichst vollständiges Repertoire von 

Nutzungsrechten. Mittels Einräumung angemessener Schutzbestimmungen für 

Rechtsinhaber (Haftungsregelungen von Onlinediensteanbietern für die Nutzung 

von Inhalten auf deren Plattformen, Einführung eines Leistungsschutzrechtes für 

Presseverleger) wird zudem Chancengleichheit gewährleistet. 

SDG 9 (Industrie, Innovation und Infrastruktur): Die Anpassung bestimmter grund-

legender Ausnahmen des Urheberrechts an das digitale und grenzüberschreitende 

Umfeld, die Verbesserung der Lizenzierungsverfahren und Sicherstellung eines 

einfacheren Zugangs zu Inhalten und die Erreichung eines gut funktionierenden 

Urheberrechtsmarkts sind die Hauptziele der DSM-RL. Mit Umsetzung der genann-

ten Richtlinie wird durch die Vereinfachung der Nutzung urheberrechtlich ge-

schützter Werke für verschiedene Zwecke, vor allem im Zusammenhang mit Zu-

gang zu Wissen mittels Einführung verbindlicher Ausnahmen des Urheberrechts, 

die wissenschaftliche Forschung verbessert und teilweise überhaupt erst durch-

führbar. Dadurch werden Innovationen unterstützt und technologischer Fort-

schritt – auch für die Erreichung von Umweltzielen – ermöglicht. 

Es ist davon auszugehen, dass sich die Umsetzung der beiden Richtlinien auf die 

obgenannten SDGs positiv auswirken wird. Gleichzeitig wird nicht mit negativen 

Auswirkungen auf die SDGs gerechnet. Zielkonflikte liegen gegenständlich keine 

vor. Die Regierung kommt deshalb zum Schluss, dass die Vorlage die nachhaltige 

Entwicklung im Sinne der SDGs verbessert. 

7.4 Evaluation 

Mit der Umsetzung der beiden Richtlinien werden keine neuen Massnahmen oder 

Instrumente eingeführt, deren Wirksamkeit zu evaluieren ist. Daher kann auf eine 

Evaluierung verzichtet werden. 
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II. ANTRAG DER REGIERUNG 

Aufgrund der vorstehenden Ausführungen unterbreitet die Regierung dem Land-

tag den 

A n t r a g ,  

der Hohe Landtag wolle diesen Bericht und Antrag zur Kenntnis nehmen und die 

beiliegenden Gesetzesvorlagen in Behandlung ziehen. 

Genehmigen Sie, sehr geehrter Herr Landtagspräsident, sehr geehrte Frauen und 

Herren Abgeordnete, den Ausdruck der vorzüglichen Hochachtung. 

REGIERUNG DES 
FÜRSTENTUMS LIECHTENSTEIN 

gez. Dr. Daniel Risch 
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III. REGIERUNGSVORLAGEN 

1. URHEBERRECHTS-DIENSTEANBIETER-GESETZ (URDAG) 

Gesetz  

vom …. 

über die urheberrechtliche Verantwortlichkeit von 

Diensteanbietern für das Teilen von Online-Inhalten 

(Urheberrechts-Diensteanbieter-Gesetz; URDAG) 

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich Meine Zu-

stimmung: 

I. Allgemeine Bestimmungen 

Art. 1 

Gegenstand und Zweck 

1) Dieses Gesetz regelt: 

a) die urheberrechtliche Verantwortlichkeit von Diensteanbietern für das Tei-

len von Online-Inhalten; 

b) die Rechte der Nutzer von Diensten nach Bst. a; 
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c) die Vergütungsansprüche der Urheber für die Nutzung von Diensten nach 

Bst. a. 

2) Es dient der Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/790 über das Urheber-

recht und die verwandten Schutzrechte im digitalen Binnenmarkt.1 

3) Die gültige Fassung der EWR-Rechtsvorschriften, auf die in diesem Gesetz 

Bezug genommen wird, ergibt sich aus der Kundmachung der Beschlüsse des Ge-

meinsamen EWR-Ausschusses im Liechtensteinischen Landesgesetzblatt nach Art. 

3 Bst. k des Kundmachungsgesetzes. 

Art. 2 

Anwendung auf verwandte Schutzrechte 

Dieses Gesetz ist auf verwandte Schutzrechte im Sinne des Urheberrechts-

gesetzes und ihre Inhaber sinngemäss anzuwenden. 

Art. 3 

Zwingendes Recht 

Von den Vorschriften dieses Gesetzes kann durch Vertrag nicht abgewichen 

werden. 

Art. 4 

Begriffsbestimmungen und Bezeichnungen 

1) Im Sinne dieses Gesetzes gelten als: 

                                                      
1 Richtlinie (EU) 2019/790 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. April 2019 über das Urheber-

recht und die verwandten Schutzrechte im digitalen Binnenmarkt und zur Änderung der Richtlinien 96/9/EG 
und 2001/29/EG (ABl. L 130 vom 17.5.2019, S. 92) 
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a) «Diensteanbieter»: Anbieter von Diensten im Sinne des Art. 1 Abs. 1 Bst. b 

der Richtlinie (EU) 2015/15352, die: 

1. es als Hauptzweck ausschliesslich oder zumindest auch verfolgen, eine 

grosse Menge an von Dritten hochgeladenen urheberrechtlich ge-

schützten Inhalten zu speichern und öffentlich zugänglich zu machen; 

2. die Inhalte nach Ziff. 1 organisieren; 

3. die Inhalte nach Ziff. 1 zum Zweck der Gewinnerzielung bewerben; und 

4. mit Online-Inhaltediensten um dieselben Zielgruppen konkurrieren; 

b) «Startup-Diensteanbieter»: Diensteanbieter mit einem jährlichen Umsatz 

innerhalb des Europäischen Wirtschaftsraums von bis zu 10 Millionen Euro 

oder den Gegenwert in Schweizer Franken, deren Dienste der Öffentlichkeit 

im Europäischen Wirtschaftsraum seit weniger als drei Jahren zur Verfügung 

stehen; 

c) «kleine Diensteanbieter»: Diensteanbieter mit einem jährlichen Umsatz in-

nerhalb des Europäischen Wirtschaftsraums von bis zu 1 Million Euro oder 

den Gegenwert in Schweizer Franken. 

2) Im Übrigen finden die Begriffsbestimmungen der Richtlinie (EU) 2019/790 

ergänzend Anwendung. 

3) Unter den in diesem Gesetz verwendeten Personenbezeichnungen sind 

alle Personen unabhängig ihres Geschlechts zu verstehen, sofern sich die Perso-

nenbezeichnungen nicht ausdrücklich auf ein bestimmtes Geschlecht beziehen. 

                                                      
2 Richtlinie (EU) 2015/1535 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. September 2015 über ein 

Informationsverfahren auf dem Gebiet der technischen Vorschriften und der Vorschriften für die Dienste 
der Informationsgesellschaft (ABl. L 241 vom 17.9.2015, S. 1) 
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Art. 5 

Öffentliche Wiedergabe; Verantwortlichkeit des Diensteanbieters 

1) Ein Diensteanbieter gibt Werke öffentlich wieder, wenn er der Öffentlich-

keit Zugang zu urheberrechtlich geschützten Werken verschafft, die von Nutzern 

des Dienstes hochgeladen worden sind. 

2) Erfüllt der Diensteanbieter seine Pflichten gemäss Art. 7 und 10 bis 14 

nach Massgabe hoher branchenüblicher Standards unter Beachtung des Grund-

satzes der Verhältnismässigkeit, so ist er für die öffentliche Wiedergabe urheber-

rechtlich nicht verantwortlich. Hierbei sind insbesondere zu berücksichtigen: 

a) die Art, das Publikum und der Umfang des Dienstes; 

b) die Art der von den Nutzern des Dienstes hochgeladenen Werke; 

c) die Verfügbarkeit geeigneter Mittel zur Erfüllung der Pflichten;  

d) die Kosten, die dem Diensteanbieter für Mittel nach Bst. c entstehen. 

3) Ein Diensteanbieter, dessen Hauptzweck es ist, sich an Urheberrechtsver-

letzungen zu beteiligen oder sie zu erleichtern, kann sich auf Abs. 2 nicht berufen. 

Art. 6 

Nicht erfasste Dienste 

Dieses Gesetz gilt insbesondere nicht für: 

a) nicht gewinnorientierte Online-Enzyklopädien; 

b) nicht gewinnorientierte bildungsbezogene oder wissenschaftliche Reposito-

rien; 

c) Entwicklungs- und Weitergabe-Plattformen für quelloffene Software; 
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d) Anbieter elektronischer Kommunikationsdienste nach Art. 2 Ziff. 4 der Richt-

linie (EU) 2018/19723; 

e) Online-Marktplätze; 

f) Cloud-Dienste, die zwischen Unternehmen erbracht werden; 

g) Cloud-Dienste, die ihren Nutzern das Hochladen von Inhalten für den Eigen-

gebrauch ermöglichen. 

II. Erlaubte Nutzungen 

Art. 7 

Pflicht zum Erwerb vertraglicher Nutzungsrechte; Direktvergütungsanspruch des 

Urhebers 

1) Ein Diensteanbieter ist verpflichtet, bestmögliche Anstrengungen zu un-

ternehmen, um die vertraglichen Nutzungsrechte für die öffentliche Wiedergabe 

urheberrechtlich geschützter Werke zu erwerben. Der Diensteanbieter erfüllt 

diese Pflicht, sofern er Nutzungsrechte erwirbt, die: 

a) ihm angeboten werden; 

b) über repräsentative Rechtsinhaber verfügbar sind, die der Diensteanbieter 

kennt; oder 

c) über im Inland tätige Verwertungsgesellschaften oder abhängige Verwer-

tungseinrichtungen erworben werden können. 

2) Nutzungsrechte nach Abs. 1 Satz 2 müssen: 

                                                      
3 Richtlinie (EU) 2018/1972 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2018 über den 

europäischen Kodex für die elektronische Kommunikation (ABl. L 321 vom 17.12.2018, S. 36) 
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a) für Inhalte gelten, die der Diensteanbieter ihrer Art nach offensichtlich in 

mehr als geringfügigen Mengen öffentlich wiedergibt; 

b) in Bezug auf Werke und Rechtsinhaber ein erhebliches Repertoire umfassen; 

c) den Geltungsbereich dieses Gesetzes abdecken; und 

d) die Nutzung zu angemessenen Bedingungen ermöglichen. 

3) Hat der Urheber das Recht der öffentlichen Wiedergabe eines Werkes ei-

nem Dritten eingeräumt, so hat der Diensteanbieter für vertragliche Nutzungen 

gleichwohl dem Urheber eine angemessene Vergütung für die öffentliche Wieder-

gabe des Werkes zu zahlen. 

Art. 8 

Gesetzlich erlaubte Nutzungen; Vergütung des Urhebers 

1) Zulässig ist die öffentliche Wiedergabe von urheberrechtlich geschützten 

Werken und Teilen von Werken durch den Nutzer eines Diensteanbieters zu fol-

genden Zwecken: 

a) für Zitate nach Art. 27 des Urheberrechtsgesetzes; 

b) für Parodien oder mit ihnen vergleichbaren Abwandlungen des Werkes nach 

Art. 12 Abs. 3 des Urheberrechtsgesetzes; und 

c) für von Bst. a und b nicht erfasste gesetzlich erlaubte Fälle der öffentlichen 

Wiedergabe nach Art. 22 bis 31d des Urheberrechtsgesetzes. 

2) Für die öffentliche Wiedergabe nach Abs. 1 hat der Diensteanbieter dem 

Urheber eine angemessene Vergütung zu zahlen. Der Vergütungsanspruch ist 

nicht verzichtbar und im Voraus nur an eine Verwertungsgesellschaft abtretbar. 
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3) Der Diensteanbieter hat den Nutzer auf die gesetzlichen Erlaubnisse nach 

Abs. 1 in seinen Allgemeinen Geschäftsbedingungen hinzuweisen. 

Art. 9 

Erstreckung von Erlaubnissen 

1) Ist dem Diensteanbieter die öffentliche Wiedergabe eines Werkes erlaubt, 

so wirkt diese Erlaubnis auch zugunsten des Nutzers, sofern dieser nicht kommer-

ziell handelt oder keine erheblichen Einnahmen erzielt. 

2) Verfügt der Nutzer über eine Erlaubnis, ein Werk über einen Dienstean-

bieter öffentlich wiederzugeben, so wirkt diese Erlaubnis auch zugunsten des 

Diensteanbieters. 

III. Unerlaubte Nutzungen 

Art. 10 

Qualifizierte Blockierung 

1) Der Diensteanbieter ist nach Massgabe von Art. 5 Abs. 2 verpflichtet, 

durch Sperrung oder Entfernung (Blockierung) bestmöglich sicherzustellen, dass 

ein Werk nicht öffentlich wiedergegeben wird und hierfür auch künftig nicht ver-

fügbar ist, sobald der Rechtsinhaber dies verlangt und die hierfür erforderlichen 

Informationen zur Verfügung stellt. 

2) Massnahmen nach Abs. 1 dürfen nicht dazu führen, dass von Nutzern 

hochgeladene Inhalte, deren Nutzung gesetzlich erlaubt ist oder bei denen kein 

Verstoss gegen das Urheberrecht vorliegt, nicht verfügbar sind. Beim Einsatz au-

tomatisierter Verfahren sind die Art. 12 bis 14 anzuwenden. Satz 2 ist nicht 
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anzuwenden auf Nutzungen von Filmwerken oder Laufbildern bis zum Abschluss 

ihrer erstmaligen öffentlichen Wiedergabe, insbesondere während der zeitglei-

chen Übertragung von Sportveranstaltungen, soweit der Rechtsinhaber dies vom 

Diensteanbieter verlangt und die hierfür erforderlichen Angaben macht. 

3) Der Diensteanbieter informiert den Nutzer sofort über die Blockierung 

des von ihm hochgeladenen Inhalts und weist ihn auf das Recht hin, nach Art. 17 

Beschwerde einzulegen. 

4) Startup-Diensteanbieter sind nicht nach Abs. 1 verpflichtet, solange die 

durchschnittliche monatliche Anzahl unterschiedlicher Besucher der Internetsei-

ten des Dienstes 5 Millionen nicht übersteigt. 

5) Es wird widerlegbar vermutet, dass kleine Diensteanbieter im Hinblick auf 

den Grundsatz der Verhältnismässigkeit nicht nach Abs. 1 verpflichtet sind. 

Art. 11 

Einfache Blockierung 

1) Der Diensteanbieter ist nach Massgabe von Art. 5 Abs. 2 verpflichtet, die 

öffentliche Wiedergabe eines Werkes durch Blockierung zu beenden, sobald der 

Rechtsinhaber dies verlangt und einen hinreichend begründeten Hinweis auf die 

unerlaubte öffentliche Wiedergabe des Werkes gibt. 

2) Art. 10 Abs. 2 Satz 1 und Abs. 3 ist entsprechend anzuwenden. 

3) Zur Blockierung künftiger unerlaubter Nutzungen des Werkes ist der 

Diensteanbieter nach Massgabe von Art. 10 erst verpflichtet, nachdem der Rechts-

inhaber die hierfür erforderlichen Informationen zur Verfügung stellt. 
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IV. Mutmasslich erlaubte Nutzungen 

Art. 12 

Grundsatz 

1) Um unverhältnismässige Blockierungen beim Einsatz automatisierter Ver-

fahren zu vermeiden, ist die öffentliche Wiedergabe bei mutmasslich erlaubten 

Nutzungen bis zum Abschluss eines Beschwerdeverfahrens (Art. 17) zulässig. 

2) Für nutzergenerierte Inhalte, die: 

a) weniger als die Hälfte eines Werkes eines Dritten oder mehrerer Werke Drit-

ter enthalten; 

b) die Werkteile nach Bst. a mit anderem Inhalt kombinieren; und 

c) Werke Dritter nur geringfügig nutzen (Art. 13) oder als gesetzlich erlaubt ge-

kennzeichnet sind (Art. 14), 

wird widerlegbar vermutet, dass ihre Nutzung nach Art. 8 gesetzlich erlaubt ist 

(mutmasslich erlaubte Nutzungen). Abbildungen dürfen nach Massgabe von 

Art. 13 und 14 vollständig verwendet werden. 

3) Der Diensteanbieter informiert den Rechtsinhaber sofort über die öffent-

liche Wiedergabe und weist ihn auf das Recht hin, nach Art. 17 Beschwerde einzu-

legen, um die Vermutung nach Abs. 2 überprüfen zu lassen. 
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Art. 13 

Geringfügige Nutzungen 

Die folgenden Nutzungen von Werken Dritter gelten als geringfügig im Sinne 

des Art. 12 Abs. 2 Satz 1 Bst. c, sofern sie nicht zu kommerziellen Zwecken oder 

nur zur Erzielung unerheblicher Einnahmen dienen: 

a) Nutzungen bis zu 15 Sekunden je Filmwerk oder Laufbild; 

b) Nutzungen bis zu 15 Sekunden je Tonspur; 

c) Nutzungen bis zu 160 Zeichen je Text; und 

d) Nutzungen bis zu 125 Kilobyte je Lichtbildwerk, Lichtbild oder Grafik. 

Art. 14 

Kennzeichnung als erlaubte Nutzung 

1) Soll ein nutzergenerierter Inhalt beim Hochladen automatisiert blockiert 

werden und handelt es sich nicht um eine geringfügige Nutzung nach Art. 13, so 

ist der Diensteanbieter verpflichtet: 

a) den Nutzer über das Blockierverlangen des Rechtsinhabers zu informieren; 

b) den Nutzer zugleich mit der Information nach Bst. a auf die Erforderlichkeit 

einer gesetzlichen Erlaubnis nach Art. 8 für eine öffentliche Wiedergabe hin-

zuweisen; und 

c) es dem Nutzer zu ermöglichen, die Nutzung als nach Art. 8 gesetzlich erlaubt 

zu kennzeichnen. 

2) Soll ein nutzergenerierter Inhalt erst nach dem Hochladen automatisiert 

blockiert werden, so findet Abs. 1 mit der Massgabe Anwendung, dass der Inhalt 
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auch ohne Vorliegen einer Kennzeichnung nach Abs. 1 Bst. c für 48 Stunden als 

mutmasslich erlaubt gilt. 

Art. 15 

Vergütung durch Diensteanbieter; Verantwortlichkeit 

1) Für die öffentliche Wiedergabe bei mutmasslich erlaubten Nutzungen 

nach Art. 12 bis 14 hat der Diensteanbieter dem Urheber eine angemessene Ver-

gütung zu zahlen. Art. 8 Abs. 2 Satz 2 ist entsprechend anzuwenden. 

2) Für die öffentliche Wiedergabe bei mutmasslich erlaubten Nutzungen 

nach Art. 12 bis 14 ist der Diensteanbieter bis zum Abschluss eines Beschwerde-

verfahrens, längstens aber bis zum Ablauf der Frist zur Entscheidung über die Be-

schwerde (Art. 17 Abs. 3 Bst. c) urheberrechtlich nicht verantwortlich. Nach der 

Entscheidung über die Beschwerde haftet der Diensteanbieter nur dann urheber-

rechtlich auf Schadenersatz, wenn er bei der Durchführung des Beschwerdever-

fahrens schuldhaft gegen die Pflichten nach Art. 17 verstossen hat. Ansprüche auf 

Unterlassung und Beseitigung bleiben unberührt. 

3) Im Falle einer geringfügigen Nutzung (Art. 13) ist der Nutzer für die öffent-

liche Wiedergabe bei mutmasslich erlaubten Nutzungen bis zum Abschluss eines 

Beschwerdeverfahrens nach Art. 17 urheberrechtlich nicht verantwortlich. 
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V. Rechtsschutz 

Art. 16 

Rechtsbehelfe; Zugang zu den Gerichten 

1) Für Nutzer und Rechtsinhaber ist die Teilnahme an einem Beschwerde-

verfahren (Art. 17) freiwillig. 

2) Für Nutzer, Rechtsinhaber und Diensteanbieter ist die Teilnahme an aus-

sergerichtlichen Streitbeilegungen nach Art. 18 freiwillig. 

3) Der Schutz des Urhebers vor Entstellung des Werkes nach Art. 12 Abs. 2 

des Urheberrechtsgesetzes bleibt unberührt. Der Urheber kann hierzu auch im An-

wendungsbereich der Art. 12 bis 14 die einfache Blockierung nach Art. 11 verlan-

gen. 

4) Das Recht, die Gerichte anzurufen, bleibt unberührt. 

Art. 17 

Internes Beschwerdeverfahren 

1) Der Diensteanbieter muss den Nutzern und den Rechtsinhabern ein wirk-

sames, kostenfreies und zügiges Beschwerdeverfahren über die Blockierung und 

über die öffentliche Wiedergabe von geschützten Werken zur Verfügung stellen. 

2) Beschwerden sind zu begründen. 

3) Der Diensteanbieter ist verpflichtet, unverzüglich: 

a) die Beschwerde allen Beteiligten mitzuteilen; 

b) allen Beteiligten Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben; und 
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c) über die Beschwerde zu entscheiden; die Entscheidung hat spätestens inner-

halb einer Woche nach Einreichung der Beschwerde zu erfolgen. 

4) Erklärt ein vertrauenswürdiger Rechtsinhaber nach Prüfung durch eine 

natürliche Person, dass die Vermutung nach Art. 12 Abs. 2 zu widerlegen ist und 

die fortdauernde öffentliche Wiedergabe die wirtschaftliche Verwertung des Wer-

kes erheblich beeinträchtigt, so ist der Diensteanbieter in Abweichung von Art. 12 

Abs. 1 zur sofortigen Blockierung bis zum Abschluss des Beschwerdeverfahrens 

verpflichtet. 

5) Entscheidungen über Beschwerden müssen von natürlichen Personen ge-

troffen werden, die unparteiisch sind. 

Art. 18 

Aussergerichtliche Streitbeilegung 

1) Zur aussergerichtlichen Beilegung von Streitigkeiten über die Blockierung 

und öffentliche Wiedergabe eines geschützten Werkes durch einen Diensteanbie-

ter sowie über Auskunftsrechte können Rechtsinhaber und Nutzer eine Schlich-

tungsstelle anrufen. 

2) Die Schlichtungsstelle hat zur Aufgabe, im Streitfall zwischen den Parteien 

auf geeignete Weise zu vermitteln und auf diese Weise eine Einigung zwischen 

den Parteien herbeizuführen. 

3) Kann keine Einigung zwischen den Parteien erzielt werden, so sind sie auf 

den ordentlichen Rechtsweg zu verweisen. 

4) Die Regierung kann das Nähere, insbesondere die organisatorische Aus-

gestaltung, die Zusammensetzung und das Verfahren, mit Verordnung regeln. 
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VI. Massnahmen gegen Missbrauch, Auskunftsrechte und 

Zustellungsbevollmächtigter 

Art. 19 

Massnahmen gegen Missbrauch 

1) Verlangt ein vermeintlicher Rechtsinhaber vom Diensteanbieter wieder-

holt die Blockierung eines fremden Werkes als eigenes Werk oder eines gemein-

freien Werkes, so hat der Diensteanbieter den vermeintlichen Rechtsinhaber für 

einen angemessenen Zeitraum von den Verfahren nach Art. 10 und 11 auszu-

schliessen. 

2) Verlangt ein vermeintlicher Rechtsinhaber vorsätzlich oder fahrlässig vom 

Diensteanbieter die Blockierung eines fremden Werkes als eigenes Werk oder ei-

nes gemeinfreien Werkes, so ist er dem Diensteanbieter und dem betroffenen 

Nutzer zum Ersatz des daraus entstandenen Schadens verpflichtet. 

3) Der Rechtsinhaber ist für einen angemessenen Zeitraum vom jeweiligen 

Verfahren auszuschliessen, wenn er wiederholt fälschlicherweise verlangt: 

a) die sofortige Blockierung mutmasslich erlaubter Nutzungen während des 

Beschwerdeverfahrens nach Art. 17 Abs. 4; oder 

b) die einfache Blockierung nach Art. 11 wegen einer Entstellung seines Werkes 

(Art. 12 Abs. 2 des Urheberrechtsgesetzes). 

4) Der Diensteanbieter hat nach einem missbräuchlichen Blockierverlangen 

im Hinblick auf gemeinfreie Werke oder solche, deren unentgeltliche Nutzung 

durch jedermann erlaubt ist, nach Massgabe von Art. 5 Abs. 2 bestmöglich sicher-

zustellen, dass diese Werke nicht erneut blockiert werden. 
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5) Kennzeichnet ein Nutzer eine Nutzung wiederholt fälschlicherweise als er-

laubt, so hat der Diensteanbieter den Nutzer für einen angemessenen Zeitraum 

von der Möglichkeit zur Kennzeichnung erlaubter Nutzungen auszuschliessen. 

Art. 20 

Auskunftsrechte 

1) Der Rechtsinhaber kann vom Diensteanbieter Auskunft über die nach Art. 

7 vertraglich erlaubte Nutzung seines Repertoires verlangen. 

2) Der Rechtsinhaber kann vom Diensteanbieter angemessene Auskunft 

über die Funktionsweise der Verfahren zur Blockierung unerlaubter Nutzungen 

seines Repertoires nach Art. 10 und 11 verlangen. 

3) Der Diensteanbieter gewährt Berechtigten nach Art. 26h Abs. 2 Bst. a des 

Urheberrechtsgesetzes zum Zweck der Forschung Zugang zu Daten über den Ein-

satz von Verfahren zur automatisierten und nicht automatisierten Erkennung und 

Blockierung von Inhalten, soweit überwiegende schutzwürdige Interessen des 

Diensteanbieters nicht entgegenstehen. Der Diensteanbieter hat Anspruch auf Er-

stattung der hierdurch entstandenen Kosten in angemessener Höhe. 

Art. 21 

Inländischer Zustellungsbevollmächtigter 

Diensteanbieter, die über keine Abgabestelle im Inland verfügen, sind ver-

pflichtet, für alle hängigen oder anhängig zu machenden Verwaltungs- und Ge-

richtsverfahren bei den dafür zuständigen Verwaltungs- oder Gerichtsbehörden 

unverzüglich einen Zustellungsbevollmächtigten namhaft zu machen. Im Übrigen 

ist Art. 12 des Zustellgesetzes sinngemäss anzuwenden. 
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VII. Schlussbestimmung 

Art. 22 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt gleichzeitig mit dem Beschluss des Gemeinsamen EWR-

Ausschusses Nr. … vom … zur Änderung von Anhang XVII (Geistiges Eigentum) des 

EWR-Abkommens in Kraft.
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2. ABÄNDERUNG URHEBERRECHTSGESETZ (URG) 

Gesetz 

vom … 

über die Abänderung des Urheberrechtsgesetzes 

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich Meine Zu-

stimmung: 

I. 

Abänderung bisherigen Rechts 

Das Gesetz vom 19. Mai 1999 über das Urheberrecht und verwandte Schutz-

rechte (Urheberrechtsgesetz, URG), LGBl. 1999 Nr. 160, in der geltenden Fassung, 

wird wie folgt abgeändert: 

Art. 5 Abs. 1 Bst. e 

1) Durch das Urheberrecht nicht geschützt sind: 

e) Vervielfältigungen gemeinfreier Werke nach Art. 2 Abs. 2 Bst. c und g, soweit 

sie nicht als Werke zweiter Hand im Sinne von Art. 3 gelten. 
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Überschrift vor Art. 12a 

1a. Vergütungsanspruch der Urheberin 

Art. 12a 

Angemessene Vergütung 

1) Die Urheberin hat für die Einräumung von Nutzungsrechten und die Er-

laubnis zur Werknutzung Anspruch auf die vertraglich vereinbarte Vergütung. Ist 

die Höhe der Vergütung nicht bestimmt, gilt die angemessene Vergütung als ver-

einbart. Soweit die vereinbarte Vergütung nicht angemessen ist, kann die Urhebe-

rin von ihrer Vertragspartnerin die Einwilligung in die Änderung des Vertrages ver-

langen, durch die der Urheberin die angemessene Vergütung gewährt wird. 

2) Bestehen zwischen Vereinigungen von Urheberinnen und Werknutzerin-

nen gemeinsame Vergütungsregeln, so gilt die danach ermittelte Vergütung als 

angemessen. Im Übrigen ist die Vergütung angemessen, wenn sie im Zeitpunkt des 

Vertragsabschlusses dem entspricht, was im Geschäftsverkehr nach Art und Um-

fang der eingeräumten Nutzungsmöglichkeit, insbesondere nach Dauer, Häufig-

keit, Ausmass und Zeitpunkt der Nutzung, unter Berücksichtigung aller Umstände 

üblicher- und redlicherweise zu leisten ist. Eine pauschale Vergütung muss eine 

angemessene Beteiligung der Urheberin am voraussichtlichen Gesamtertrag der 

Nutzung gewährleisten und durch die Besonderheiten der Branche gerechtfertigt 

sein. 

3) Eine gemeinsame Vergütungsregel kann zur Ermittlung der angemesse-

nen Vergütung auch bei Verträgen herangezogen werden, die vor ihrem zeitlichen 

Anwendungsbereich abgeschlossen wurden. 
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4) Auf eine Vereinbarung, die zum Nachteil der Urheberin von den Abs. 1 bis 

3 abweicht, kann sich die Vertragspartnerin nicht berufen. 

5) Die Urheberin hat keinen Anspruch nach Abs. 1 Satz 3, soweit die Vergü-

tung für die Nutzung ihrer Werke nach einem Tarif bestimmt ist. 

6) Dieser Artikel findet keine Anwendung auf Computerprogramme. 

Art. 12b 

Weitere Beteiligung der Urheberin 

1) Hat die Urheberin einer anderen ein Nutzungsrecht zu Bedingungen ein-

geräumt, die dazu führen, dass die vereinbarte Gegenleistung sich unter Berück-

sichtigung der gesamten Beziehungen der Urheberin zu der anderen als unverhält-

nismässig niedrig im Vergleich zu den Erträgen und Vorteilen aus der Nutzung des 

Werkes erweist, so ist die andere auf Verlangen der Urheberin verpflichtet, in eine 

Änderung des Vertrages einzuwilligen, durch die der Urheberin eine den Umstän-

den nach weitere angemessene Beteiligung gewährt wird. Ob die Vertragspartne-

rin die Höhe der erzielten Erträge oder Vorteile vorhergesehen hat oder hätte vor-

hersehen können, ist unerheblich. 

2) Hat die andere das Nutzungsrecht übertragen oder weitere Nutzungs-

rechte eingeräumt und ergibt sich die unverhältnismässig niedrige Vergütung der 

Urheberin aus den Erträgnissen oder Vorteilen einer Dritten, so haftet diese der 

Urheberin unmittelbar nach Massgabe von Abs. 1 unter Berücksichtigung der ver-

traglichen Beziehungen in der Lizenzkette. Die Haftung der anderen entfällt. 

3) Auf die Ansprüche nach Abs. 1 und 2 kann im Voraus nicht verzichtet wer-

den. Die Anwartschaft hierauf unterliegt nicht der Zwangsvollstreckung. Eine Ver-

fügung über die Anwartschaft ist unwirksam. 
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4) Die Urheberin hat keinen Anspruch nach Abs. 1, soweit die Vergütung 

nach einer gemeinsamen Vergütungsregel oder nach einem Tarif bestimmt wor-

den ist und ausdrücklich eine weitere angemessene Beteiligung für den Fall nach 

Abs. 1 vorsieht. Art. 12a Abs. 3 ist entsprechend anzuwenden. 

5) Dieser Artikel findet keine Anwendung auf Computerprogramme. 

Art. 12c 

Auskunft und Rechenschaft der Vertragspartnerin 

1) Bei entgeltlicher Einräumung eines Nutzungsrechts erteilt die Vertrags-

partnerin der Urheberin mindestens einmal jährlich Auskunft über den Umfang 

der Werknutzung und die hieraus gezogenen Erträge und Vorteile. Die Auskunft 

erfolgt auf der Grundlage der Informationen, die im Rahmen eines ordnungsge-

mässen Geschäftsbetriebes üblicherweise vorhanden sind. Die Auskunft ist erst-

mals ein Jahr nach Beginn der Werknutzung und nur für die Zeit der Werknutzung 

zu erteilen. 

2) Auf Verlangen der Urheberin hat die Vertragspartnerin Auskunft über Na-

men und Anschriften ihrer Unterlizenznehmerin zu erteilen sowie Rechenschaft 

über die Auskunft nach Abs. 1 abzulegen. 

3) Abs. 1 und 2 sind nicht anzuwenden, soweit: 

a) die Urheberin einen lediglich nachrangigen Beitrag zu einem Werk, einem 

Produkt oder einer Dienstleistung erbracht hat, es sei denn, die Urheberin 

legt aufgrund nachprüfbarer Tatsachen klare Anhaltspunkte dafür dar, dass 

sie die Auskunft für eine Vertragsanpassung (Art. 12b Abs. 1 und 2) benötigt. 

Nachrangig ist ein Beitrag insbesondere dann, wenn er den Gesamteindruck 

eines Werkes oder die Beschaffenheit eines Produktes oder einer 
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Dienstleistung wenig prägt, etwa weil er nicht zum typischen Inhalt eines 

Werkes, eines Produktes oder einer Dienstleistung gehört; oder 

b) die Inanspruchnahme der Vertragspartnerin aus anderen Gründen unver-

hältnismässig ist, insbesondere wenn der Aufwand für die Auskunft ausser 

Verhältnis zu den Einnahmen aus der Werknutzung steht. 

4) Von Abs. 1 bis 3 kann nur durch eine Vereinbarung abgewichen werden, 

die auf einer gemeinsamen Vergütungsregel oder einem Tarif beruht. In diesen 

Fällen wird vermutet, dass die kollektiven Vereinbarungen der Urheberin zumin-

dest ein vergleichbares Mass an Transparenz wie die gesetzlichen Bestimmungen 

gewährleisten. 

5) Dieser Artikel findet keine Anwendung auf Computerprogramme. 

Art. 12d 

Auskunft und Rechenschaft Dritter in der Lizenzkette 

1) Hat die Vertragspartnerin der Urheberin das Nutzungsrecht übertragen 

oder weitere Nutzungsrechte eingeräumt, so kann die Urheberin Auskunft und Re-

chenschaft im Umfang von Art. 12c Abs. 1 bis 3 auch von denjenigen Dritten ver-

langen: 

a) die die Nutzungsvorgänge in der Lizenzkette wirtschaftlich wesentlich be-

stimmen; oder 

b) aus deren Erträgnissen oder Vorteilen sich die unverhältnismässig niedrige 

Vergütung der Urheberin nach Art. 12b Abs. 2 ergibt. 

2) Ansprüche nach Abs. 1 kann die Urheberin nur geltend machen, soweit 

ihre Vertragspartnerin ihrer Auskunftspflicht nach Art. 12c nicht innerhalb von drei 

Monaten ab Fälligkeit nachgekommen ist oder die Auskunft nicht hinreichend 
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über die Werknutzung Dritter und die hieraus gezogenen Erträge und Vorteile in-

formiert. 

3) Für die Geltendmachung der Ansprüche nach Abs. 1 genügt es, dass auf-

grund nachprüfbarer Tatsachen klare Anhaltspunkte für deren Voraussetzungen 

vorliegen. 

4) Art. 12c Abs. 4 ist anzuwenden. 

5) Dieser Artikel findet keine Anwendung auf Computerprogramme. 

Art. 12e 

Mediation und aussergerichtliche Konfliktbeilegung 

1) Die Urheberin bzw. Werknutzerin kann insbesondere bei Streitigkeiten 

über Rechte und Ansprüche nach Art. 12a bis 12d sowie bei Streitigkeiten über die 

Lizenzierung audiovisueller Werke für die Zugänglichmachung über Videoabruf-

dienste eine Mediation oder ein anderes freiwilliges Verfahren der aussergericht-

lichen Konfliktbeilegung einleiten. 

2) Auf eine Vereinbarung, die zum Nachteil der Urheberin von Abs. 1 ab-

weicht, können sich die Vertragspartnerin der Urheberin oder andere Werknutze-

rinnen nicht berufen. 

Art. 12f 

Zwingende Anwendung 

Art. 12a bis 12e finden zwingend Anwendung, wenn: 

a) auf den Nutzungsvertrag mangels einer Rechtswahl liechtensteinisches 

Recht anzuwenden wäre; oder 
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b) Gegenstand des Vertrages massgebliche Nutzungshandlungen im Geltungs-

bereich dieses Gesetzes sind. 

Art. 12g 

Rückrufsrecht wegen Nichtausübung 

1) Übt die Inhaberin eines ausschliesslichen Nutzungsrechts dieses Recht 

nicht oder nur unzureichend aus, so kann die Urheberin entweder nur die Aus-

schliesslichkeit des Nutzungsrechts oder das Nutzungsrecht insgesamt zurückru-

fen. Dies gilt nicht, wenn die Nichtausübung oder die unzureichende Ausübung 

des Nutzungsrechts überwiegend auf Umständen beruht, deren Behebung der Ur-

heberin zuzumuten ist. 

2) Das Rückrufsrecht kann nicht vor Ablauf von zwei Jahren seit Einräumung 

oder Übertragung des Nutzungsrechts oder, wenn das Werk später abgeliefert 

wird, seit der Ablieferung geltend gemacht werden. Bei einem Beitrag zu einer 

Zeitung beträgt die Frist drei Monate, bei einem Beitrag zu einer Zeitschrift, die 

monatlich oder in kürzeren Abständen erscheint, sechs Monate und bei einem Bei-

trag zu anderen Zeitschriften ein Jahr. 

3) Das Rückrufsrecht kann erst erklärt werden, nachdem die Urheberin der 

Inhaberin des Nutzungsrechts unter Ankündigung des Rückrufs eine angemessene 

Nachfrist zur zureichenden Ausübung des Nutzungsrechts bestimmt hat. Der Be-

stimmung einer Nachfrist bedarf es nicht, wenn die Ausübung des Nutzungsrechts 

seiner Inhaberin unmöglich ist oder von ihr verweigert wird oder wenn durch die 

Gewährung einer Nachfrist überwiegende Interessen der Urheberin gefährdet 

würden. 
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4) Von Abs. 1 bis 3 kann zum Nachteil der Urheberin nur durch eine Verein-

barung abgewichen werden, die auf einer gemeinsamen Vergütungsregel oder ei-

nem Tarif beruht. 

5) Die Urheberin hat die Betroffene zu entschädigen, falls und soweit es der 

Billigkeit entspricht. 

6) Rechte und Ansprüche der Beteiligten nach anderen gesetzlichen Vor-

schriften bleiben unberührt. 

7) Dieser Artikel findet keine Anwendung auf Computerprogramme. 

Art. 12h 

Anspruch auf Auskunftserteilung 

1) Wer als Werknutzerin einer Urheberin in mehreren gleich oder ähnlich 

gelagerten Fällen Auskünfte nach Art. 12c oder 12d verweigert, kann auf Erteilung 

derselben in Anspruch genommen werden. 

2) Für die Geltendmachung des Anspruchs nach Abs. 1 genügt es, dass auf-

grund nachprüfbarer Tatsachen klare Anhaltspunkte für seine Voraussetzungen 

vorliegen. 

3) Der Anspruch nach Abs. 1 ist ausgeschlossen, wenn die Pflicht zur Aus-

kunftserteilung nach Art. 12c oder 12d in einer Vereinbarung geregelt ist, die auf 

einer gemeinsamen Vergütungsregel oder einem Tarif beruht. 
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Art. 14a 

Zugänglichmachung von audiovisuellen Werken 

1) Wer ein audiovisuelles Werk erlaubterweise so zugänglich macht, dass 

Personen von Orten und Zeiten ihrer Wahl Zugang dazu haben, schuldet den Ur-

heberinnen, die das audiovisuelle Werk geschaffen haben, hierfür eine Vergütung. 

2) Keine Vergütung ist geschuldet, wenn: 

a) die Urheberin oder deren Erbinnen das ausschliessliche Recht auf Zugäng-

lichmachung persönlich verwerten; oder 

b) es sich bei dem audiovisuellen Werk um Folgendes handelt: 

1. Firmenportraits, Industriefilme, Werbe- oder Promotionsfilme, Com-

puterspiele, Dienst- oder Auftragswerke von Sendeunternehmen oder 

andere journalistische Dienst- und Auftragswerke; 

2. verwaiste Werke (Art. 31a ff). 

3) Der Vergütungsanspruch ist unübertragbar und unverzichtbar und steht 

nur den Urheberinnen zu; er tritt an die Stelle einer Vergütung für die vertraglich 

vereinbarte Verwendung des audiovisuellen Werks. Er kann nur von einer in Liech-

tenstein zugelassenen Verwertungsgesellschaft (Art. 50) geltend gemacht werden. 

4) Urheberinnen eines audiovisuellen Werks, das nicht von einer Person mit 

gewöhnlichem Aufenthalt bzw. Sitz in Liechtenstein produziert wurde, steht ein 

Anspruch auf Vergütung nur zu, wenn der Staat, in dem das audiovisuelle Werk 

produziert wurde, für dessen Zugänglichmachung ebenfalls einen kollektiv wahr-

zunehmenden Vergütungsanspruch für Urheberinnen vorsieht. 
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5) Dieser Artikel ist nicht anwendbar auf in audiovisuellen Werken enthal-

tene Musik. Die Urheberinnen von Werken der Musik haben Anspruch auf einen 

angemessenen Anteil aus dem Erlös ihrer kollektiv verwerteten ausschliesslichen 

Rechte. 

Art. 14b 

Der bisherige Art. 14a wird neu zu Art. 14b. 

Art. 22 Abs. 1 Bst. b und Abs. 1a 

1) Veröffentlichte Werke dürfen für besondere Zwecke verwendet werden. 

Als besonderer Zweck gilt: 

b) die Verwendung des Werkes insbesondere in digitaler Form zur Veranschau-

lichung im Unterricht, soweit die Verwendung zur Verfolgung nicht kommer-

zieller Zwecke gerechtfertigt ist und: 

1. unter der Verantwortung einer Bildungseinrichtung in ihren Räumlich-

keiten oder an anderen Orten oder in einer gesicherten elektronischen 

Umgebung stattfindet, zu denen bzw. zu der nur die Schülerinnen, die 

Studierenden und das Lehrpersonal der Bildungseinrichtung Zugang 

haben; und 

2. mit Quellenangabe erfolgt, indem unter anderem der Name der Urhe-

berin angegeben wird, ausser in Fällen, in denen sich dies als unmög-

lich erweist; 

1a) Werden Werke in gesicherten elektronischen Umgebungen für die in 

Abs. 1 Bst. b genannten Zwecke in EWR-Mitgliedstaaten genutzt, so gilt diese Nut-

zung nur als in dem EWR-Mitgliedstaat erfolgt, in dem die Bildungseinrichtung ih-

ren Sitz hat. 
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Art. 26g 

Text und Data Mining 

1) Text und Data Mining ist die automatisierte Analyse von einzelnen oder 

mehreren digitalen oder digitalisierten Werken, um daraus Informationen insbe-

sondere über Muster, Trends und Korrelationen zu gewinnen. 

2) Zulässig sind Vervielfältigungen von rechtmässig zugänglichen Werken für 

das Text und Data Mining. Die Vervielfältigungen sind zu löschen, wenn sie für das 

Text und Data Mining nicht mehr erforderlich sind. 

3) Nutzungen nach Abs. 2 Satz 1 sind nur zulässig, wenn die Rechtsinhaberin 

sich diese nicht vorbehalten hat. Ein Nutzungsvorbehalt bei online zugänglichen 

Werken ist nur dann wirksam, wenn er in maschinenlesbarer Form erfolgt. 

Art. 26h 

Text und Data Mining für Zwecke der wissenschaftlichen Forschung 

1) Forschungsorganisationen und Einrichtungen des Kulturerbes dürfen zum 

Zweck der nicht kommerziellen wissenschaftlichen Forschung ein Werk vervielfäl-

tigen, wenn die Vervielfältigung durch die Anwendung eines technischen Verfah-

rens bedingt ist und zu den zu vervielfältigenden Werken ein rechtmässiger Zu-

gang besteht.  

2) Im Sinne von Abs. 1 gelten als: 

a) «Forschungsorganisationen»: Einrichtungen, die wissenschaftliche For-

schung betreiben und damit nicht kommerzielle Zwecke verfolgen, sämtli-

che Gewinne in die wissenschaftliche Forschung reinvestieren oder im 
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Rahmen eines staatlich anerkannten Auftrags im öffentlichen Interesse tätig 

sind; 

b) «Einrichtungen des Kulturerbes»: öffentlich zugängliche Bibliotheken und 

Museen sowie Archive und im Bereich des Film- und Tonerbes tätige Einrich-

tungen. 

3) Die im Rahmen von Abs. 1 angefertigten Vervielfältigungen dürfen nach 

Abschluss der wissenschaftlichen Forschung zu Archivierungs- und Sicherungszwe-

cken aufbewahrt werden, wenn eine sichere Aufbewahrung gewährleistet ist und 

es der Zweck erfordert. 

Art. 31b Abs. 5 und 6 

5) Das Amt für Volkswirtschaft leitet die Information nach Abs. 4 unverzüg-

lich an das Amt der Europäischen Union für geistiges Eigentum (EUIPO) weiter. 

6) Einer sorgfältigen Suche bedarf nicht es für Bestandsinhalte, die bereits in 

der Datenbank des Amtes der Europäischen Union für geistiges Eigentum (EUIPO) 

als verwaist erfasst sind. 

Sachüberschrift vor Art. 31e 

Nicht verfügbare Werke 

Art. 31e 

a) Grundsatz 

1) Einrichtungen des Kulturerbes im Sinne von Art. 26h Abs. 2 Bst. b dürfen 

nicht verfügbare Werke (Art. 42f VGG) aus ihrem Bestand vervielfältigen oder ver-

vielfältigen lassen sowie der Öffentlichkeit zugänglich machen. Dies gilt nur, wenn 
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keine Verwertungsgesellschaft besteht, die diese Rechte für die jeweiligen Arten 

von Werken wahrnimmt und insoweit repräsentativ ist. Nutzungen nach Satz 1 

sind nur zu nicht kommerziellen Zwecken zulässig. Die öffentliche Zugänglichma-

chung ist nur auf nicht kommerziellen Internetseiten erlaubt. 

2) Die Rechtsinhaberin kann der Nutzung nach Abs. 1 jederzeit gegenüber 

dem Amt der Europäischen Union für geistiges Eigentum (EUIPO) widersprechen. 

3) Die Einrichtung des Kulturerbes informiert während der gesamten Nut-

zungsdauer im Online-Portal des Amtes der Europäischen Union für geistiges Ei-

gentum (EUIPO) über die betreffenden Werke, deren Nutzung und das Recht zum 

Widerspruch. Die öffentliche Zugänglichmachung darf erst erfolgen, wenn die 

Rechtsinhaberin der Nutzung innerhalb von sechs Monaten seit Beginn der Be-

kanntgabe der Informationen nach Satz 1 nicht widersprochen hat. 

4) Die Nutzung nach Abs. 1 in EWR-Mitgliedstaaten gilt nur als in dem EWR-

Mitgliedstaat erfolgt, in dem die Einrichtung des Kulturerbes ihren Sitz hat. Abs. 1 

ist nicht auf Werkreihen anzuwenden, die überwiegend Werke aus Drittstaaten 

enthalten. 

Art. 31f 

b) Information über nicht verfügbare Werke 

Verwertungsgesellschaften, Einrichtungen des Kulturerbes und das Amt der 

Europäischen Union für geistiges Eigentum (EUIPO) dürfen Werke vervielfältigen 

und der Öffentlichkeit zugänglich machen, soweit dies erforderlich ist, um im On-

line-Portal des Amtes darüber zu informieren, dass die Verwertungsgesellschaft 

Rechte an diesem Werk (Art. 42d VGG) einräumt oder eine Einrichtung des Kultur-

erbes dieses Werk nach Art. 31e nutzt. 
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Art. 37b 

Angemessene Vergütung der ausübenden Künstlerinnen 

Art. 12a bis 12h sind auf ausübende Künstlerinnen entsprechend anzuwen-

den. 

Art. 41b 

Zugänglichmachung von Darbietungen in audiovisuellen Werken 

1) Wer ein audiovisuelles Werk erlaubterweise so zugänglich macht, dass 

Personen von Orten und Zeiten ihrer Wahl Zugang dazu haben, schuldet den aus-

übenden Künstlerinnen, die an einer darin enthaltenen Darbietung mitgewirkt ha-

ben, hierfür eine Vergütung. 

2) Keine Vergütung ist geschuldet, wenn: 

a) die ausübenden Künstlerinnen oder deren Erbinnen das ausschliessliche 

Recht persönlich verwerten; oder 

b) es sich bei dem audiovisuellen Werk um Folgendes handelt: 

1. Firmenportraits, Industriefilme, Werbe- oder Promotionsfilme, Com-

puterspiele, Musikvideos, Konzertaufnahmen, Dienst- oder Auftrags-

werke von Sendeunternehmen oder andere journalistische Dienst- 

und Auftragswerke; 

2. verwaiste Werke (Art. 31a ff.). 

3) Der Vergütungsanspruch ist unübertragbar und unverzichtbar und steht 

nur den ausübenden Künstlerinnen zu. Er tritt an die Stelle einer Vergütung für die 

vertraglich vereinbarte Verwendung der Darbietung. Er kann nur von einer in 
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Liechtenstein zugelassenen Verwertungsgesellschaft (Art. 50) geltend gemacht 

werden. 

4) Ausübenden Künstlerinnen steht für ihre Darbietungen in einem audiovi-

suellen Werk, das nicht von einer Person mit gewöhnlichem Aufenthalt bzw. Sitz 

in Liechtenstein produziert wurde, ein Anspruch auf Vergütung nur zu, wenn der 

Staat, in dem das audiovisuelle Werk produziert wurde, für dessen Zugänglichma-

chung ebenfalls einen kollektiv wahrzunehmenden Vergütungsanspruch für aus-

übende Künstlerinnen vorsieht. 

Art. 42a 

Weitersendung 

1) Das Recht, ein gesendetes Werk im Rahmen eines zeitgleich, unverändert 

und vollständig weiterübertragenen Programms weiterzusenden (Weitersen-

dung), kann nur durch eine Verwertungsgesellschaft geltend gemacht werden. 

Dies gilt nicht für Rechte, die ein Sendeunternehmen in Bezug auf seine Sendun-

gen geltend macht. 

2) Bei der Weitersendung über einen Internetzugangsdienst ist Abs. 1 nur 

anzuwenden, wenn die Betreiberin des Weitersendedienstes ausschliesslich be-

rechtigten Nutzerinnen in einer gesicherten Umgebung Zugang zum Programm 

bietet. 

3) Internetzugangsdienst im Sinne von Abs. 2 ist ein Dienst nach Art. 2 Abs. 

2 Ziff. 2 der Verordnung (EU) 2015/2120.1 

                                                      
1  Verordnung (EU) 2015/2120 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. November 2015 über 

Massnahmen zum Zugang zum offenen Internet und zur Änderung der Richtlinie 2002/22/EG über den 
Universaldienst und Nutzerrechte bei elektronischen Kommunikationsnetzen und –diensten sowie der 
Verordnung (EU) Nr. 531/2012 über das Roaming in öffentlichen Mobilfunknetzen in der Union (ABl. L 310 
vom 26.11.2015, S. 1) 
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4) Hat die Urheberin das Recht der Weitersendung einem Sendeunterneh-

men oder einer Tonträger- oder Filmproduzentin eingeräumt, so hat der Weiter-

sendedienst gleichwohl der Urheberin eine angemessene Vergütung für die Wei-

tersendung zu zahlen. Auf den Vergütungsanspruch kann nicht verzichtet werden. 

Er kann im Voraus nur an eine Verwertungsgesellschaft abgetreten und nur durch 

eine solche geltend gemacht werden. Diese Regelung steht Tarifen, Betriebsver-

einbarungen und gemeinsamen Vergütungsregeln von Sendeunternehmen nicht 

entgegen, soweit dadurch der Urheberin eine angemessene Vergütung für jede 

Weitersendung eingeräumt wird. 

Art. 42b 

Europäischer ergänzender Online-Dienst 

1) Ein ergänzender Online-Dienst eines Sendeunternehmens ist: 

a) die Sendung von Programmen im Internet zeitgleich mit ihrer Sendung in 

anderer Weise; 

b) die öffentliche Zugänglichmachung bereits gesendeter Programme im Inter-

net, die für einen begrenzten Zeitraum nach der Sendung abgerufen werden 

können, auch mit ergänzenden Materialien. 

2) Die Vervielfältigung und die öffentliche Wiedergabe von Werken zur Aus-

führung eines ergänzenden Online-Dienstes eines Sendeunternehmens in einem 

EWR-Mitgliedstaat gelten ausschliesslich als in dem EWR-Mitgliedstaat erfolgt, in 

dem das Sendeunternehmen seine Hauptniederlassung hat. Die Rechtsinhaberin 

und das Sendeunternehmen können den Umfang von Nutzungsrechten für ergän-

zende Online-Dienste des Sendeunternehmens beschränken. 

3) Abs. 2 gilt bei Fernsehprogrammen nur für Eigenproduktionen des Sen-

deunternehmens, die vollständig von ihm finanziert wurden, sowie für 
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Nachrichtensendungen und die Berichterstattung über Tagesereignisse, nicht aber 

für die Übertragung von Sportveranstaltungen. 

Art. 42c 

Direkteinspeisung 

Überträgt ein Sendeunternehmen die programmtragenden Signale an eine 

Signalverteilerin, ohne sie gleichzeitig selbst öffentlich wiederzugeben (Direktein-

speisung), und gibt die Signalverteilerin diese programmtragenden Signale öffent-

lich wieder, so gelten das Sendeunternehmen und die Signalverteilerin als Betei-

ligte einer einzigen öffentlichen Wiedergabe. 

Art. 44a Abs. 4 

4) Soweit die Rechtsinhaberin technische Massnahmen nach Massgabe die-

ses Gesetzes anwendet, ist sie verpflichtet, den durch Art. 22 Abs. 1, Art. 26c, 26d, 

26e, 26g, 26h und 27 Begünstigten die notwendigen Mittel zur Verfügung zu stel-

len, um die Werkverwendung in dem erforderlichen Masse zu ermöglichen. Ent-

gegenstehende Vereinbarungen sind unwirksam. Die Begünstigten haben einen 

durchsetzbaren Anspruch auf Verwirklichung der erlaubten Werkverwendung. 

Art. 48 Abs. 1 Bst. b, d und e 

1) Die rechtmässige Benutzerin einer der Öffentlichkeit – in welcher Weise 

auch immer – zur Verfügung gestellten Datenbank kann ohne Genehmigung der 

Produzentin der Datenbank in folgenden Fällen einen wesentlichen Teil des Inhalts 

der Datenbank entnehmen und/oder weiterverwenden: 

b) für eine Entnahme zur Veranschaulichung im Unterricht insbesondere in di-

gitaler Form, soweit dies nicht zu kommerziellen Zwecken erfolgt, die 
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entsprechenden Quellen angegeben werden und ein kontrollierter Zugang 

unter Verantwortung der Bildungseinrichtung für die am Unterricht beteilig-

ten Personen sichergestellt ist; 

d) für eine Entnahme und Vervielfältigung zur automatisierten Analyse von 

Texten und Daten, sofern ein rechtmässiger Zugang dazu besteht und kein 

ausdrücklicher, in angemessener Weise angebrachter Nutzungsvorbehalt 

entgegensteht. Diese Entnahmen und Vervielfältigungen dürfen solange 

aufbewahrt werden, wie für den Zweck der automatisierten Analyse erfor-

derlich; 

e) für eine Entnahme und Vervielfältigung zur automatisierten Analyse von 

Texten und Daten durch Forschungsorganisationen und Einrichtungen des 

Kulturerbes zum Zweck der nicht kommerziellen wissenschaftlichen For-

schung und der Erhaltung des Kulturerbes, sofern ein rechtmässiger Zugang 

dazu besteht. Diese Entnahmen und Vervielfältigungen dürfen zu Archivie-

rungs- und Sicherungszwecken aufbewahrt werden, wenn eine sichere Auf-

bewahrung gewährleistet ist. 

Überschrift vor Art. 49a 

IVa. Schutz der Presseverlegerin 

Art. 49a 

Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieses Kapitels gelten als: 

a) «Presseveröffentlichung»: eine hauptsächlich aus Schriftwerken journalisti-

scher Art bestehende Sammlung, die auch sonstige Werke oder nach diesem 

Gesetz geschützte Schutzgegenstände enthalten kann, und die: 
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1. eine Einzelausgabe in einer unter einem einheitlichen Titel periodisch 

erscheinenden oder regelmässig aktualisierten Veröffentlichung, etwa 

Zeitungen oder Magazinen von allgemeinem oder besonderem Inte-

resse, darstellt; 

2. dem Zweck dient, die Öffentlichkeit über Nachrichten oder andere 

Themen zu informieren; und 

3. unabhängig vom Medium auf Initiative einer Presseverlegerin nach 

Bst. b unter seiner redaktionellen Verantwortung und Aufsicht veröf-

fentlicht wird. 

Periodika, die für wissenschaftliche oder akademische Zwecke verlegt wer-

den, sind keine Presseveröffentlichungen; 

b) «Presseverlegerin»: eine Person, die eine Presseveröffentlichung herstellt. 

Ist die Presseveröffentlichung in einem Unternehmen hergestellt worden, so 

gilt die Inhaberin des Unternehmens als Herstellerin; 

c) «Dienste der Informationsgesellschaft»: Dienste im Sinne von Art. 1 Abs. 1 

Bst. b der Richtlinie (EU) 2015/1535.2 

Art. 49b 

Rechte der Presseverlegerin 

1) Eine Presseverlegerin hat das ausschliessliche Recht, ihre Presseveröffent-

lichung im Ganzen oder in Teilen für die Online-Nutzung durch Anbieterinnen von 

Diensten der Informationsgesellschaft öffentlich zugänglich zu machen und zu ver-

vielfältigen. 

                                                      
2  Richtlinie (EU) 2015/1535 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. September 2015 über ein 

Informationsverfahren auf dem Gebiet der technischen Vorschriften und der Vorschriften für die Dienste 
der Informationsgesellschaft (ABl. L 241 vom 17.9.2015, S. 1) 
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2) Die Rechte der Presseverlegerin umfassen nicht: 

a) die Nutzung der in einer Presseveröffentlichung enthaltenen Tatsachen; 

b) die private oder nicht kommerzielle Nutzung einer Presseveröffentlichung 

durch einzelne Nutzerinnen; 

c) das Setzen von Hyperlinks auf eine Presseveröffentlichung; und 

d) die Nutzung einzelner Wörter oder sehr kurzer Auszüge aus einer Pressever-

öffentlichung. 

3) Die Rechte der Presseverlegerin sind übertragbar. 

4) Die Rechte der Presseverlegerin erlöschen zwei Jahre nach der erstmali-

gen Veröffentlichung der Presseveröffentlichung. 

Art. 49c 

Ausübung der Rechte der Presseverlegerin 

1) Die Rechte der Presseverlegerin dürfen nicht zum Nachteil der Urheberin 

oder der Leistungsschutzberechtigten geltend gemacht werden, deren Werk oder 

deren anderer nach diesem Gesetz geschützter Schutzgegenstand in der Presse-

veröffentlichung enthalten ist. 

2) Die Rechte der Presseverlegerin dürfen nicht zu dem Zweck geltend ge-

macht werden, Dritten die Nutzung von nach diesem Gesetz nicht mehr geschütz-

ten Werken oder anderen Schutzgegenständen zu untersagen, die in die Presse-

veröffentlichung aufgenommen wurden. 
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Art. 49d 

Beteiligungsanspruch 

Die Urheberin sowie die Rechtsinhaberin verwandter Schutzrechte sind an 

den Einnahmen der Presseverlegerin aus der Nutzung ihrer Rechte nach Art. 49b 

Abs. 1 angemessen, mindestens zu einem Drittel, zu beteiligen. 

II. 

Änderung von Bezeichnungen 

1) In Art. 14 Abs. 4, Art. 15 Abs. 4, Art. 15f, Art. 23 Abs. 4, Art. 25 Abs. 1, Art. 

26b Abs. 1, Art. 26c Abs. 4, Art. 41 Abs. 4 und Art. 41a Abs. 4 ist der Klammeraus-

druck «(Art. 50 ff.)» bzw. «(Art. 50 bis 53)» durch den Klammerausdruck «(Art. 

50)» zu ersetzen. 

2) In Art. 11 Abs. 4 Einleitungssatz ist der Klammerausdruck «(Art. 54)» durch 

den Klammerausdruck «(Art. 68 VGG)» zu ersetzen. 

3) In Art. 15g Abs. 1 ist die Bezeichnung «Art. 53» durch die Bezeichnung 

«Art. 37 des Verwertungsgesellschaftengesetzes» zu ersetzen. 

III. 

Umsetzung von EWR-Rechtsvorschriften 

Dieses Gesetz dient der Umsetzung folgender EWR-Rechtsvorschriften: 

a) Richtlinie (EU) 2019/790 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

17. April 2019 über das Urheberrecht und die verwandten Schutzrechte im 
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digitalen Binnenmarkt und zur Änderung der Richtlinien 96/9/EG und 

2001/29/EG (ABl. L 130 vom 17.5.2019, S. 92); 

b) Richtlinie (EU) 2019/789 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

17. April 2019 mit Vorschriften für die Ausübung von Urheberrechten und 

verwandten Schutzrechten in Bezug auf bestimmte Online-Übertragungen 

von Sendeunternehmen und die Weiterverbreitung von Fernseh- und Hör-

funkprogrammen und zur Änderung der Richtlinie 93/83/EWG des Rates 

(ABl. L 130 vom 17.5.2019, S. 82). 

IV. 

Übergangsbestimmung 

Art. 14a und 41b sind nicht anwendbar auf Verträge, die vor Inkrafttreten 

dieses Gesetzes abgeschlossen wurden. 

V. 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt gleichzeitig mit dem Urheberrechts-Diensteanbieter-Ge-

setz vom … in Kraft.
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3. ABÄNDERUNG VERWERTUNGSGESELLSCHAFTENGESETZ (VGG) 

Gesetz 

vom … 

über die Abänderung des Verwertungsgesellschaftengesetzes 

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich Meine Zu-

stimmung: 

I. 

Abänderung bisherigen Rechts 

Das Gesetz vom 29. März 2018 über die Wahrnehmung von Urheberrechten 

und verwandten Schutzrechten durch Verwertungsgesellschaften (Verwertungs-

gesellschaftengesetz; VGG), LGBl. 2018 Nr. 111, wird wie folgt abgeändert: 

Art. 2 

Umsetzung von EWR-Rechtsvorschriften 

1) Dieses Gesetz dient der Umsetzung folgender EWR-Rechtsvorschriften: 
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a) Richtlinie 2014/26/EU über die kollektive Wahrnehmung von Urheber- und 

verwandten Schutzrechten und die Vergabe von Mehrgebietslizenzen für 

Rechte an Musikwerken für die Online-Nutzung im Binnenmarkt1; 

b) Richtlinie (EU) 2019/790 über das Urheberrecht und die verwandten Schutz-

rechte im digitalen Binnenmarkt2. 

2) Die gültige Fassung der EWR-Rechtsvorschriften, auf die in diesem Gesetz 

Bezug genommen wird, ergibt sich aus der Kundmachung der Beschlüsse des Ge-

meinsamen EWR-Ausschusses im Liechtensteinischen Landesgesetzblatt nach Art. 

3 Bst. k des Kundmachungsgesetzes. 

Art. 3 Abs. 1 Bst. i 

1) Im Sinne dieses Gesetzes gelten als: 

i) Aussenstehender: ein Rechtsinhaber, der im Hinblick auf die betreffende 

Nutzung nicht in einem vertraglichen Wahrnehmungsverhältnis zu einer 

Verwertungsgesellschaft steht. 

                                                      
1 Richtlinie 2014/26/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014 über die kollektive 

Wahrnehmung von Urheber- und verwandten Schutzrechten und die Vergabe von Mehrgebietslizenzen für 
Rechte an Musikwerken für die Online-Nutzung im Binnenmarkt (ABl. L 84 vom 20.3.2014, S. 72) 

2 Richtlinie (EU) 2019/790 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. April 2019 über das Urheber-
recht und die verwandten Schutzrechte im digitalen Binnenmarkt und zur Änderung der Richtlinien 96/9/EG 
und 2001/29/EG (ABl. L 130 vom 17.5.2019, S. 92) 
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Überschrift vor Art. 42a 

Cbis. Kollektive Lizenzen mit erweiterter Wirkung 

Art. 42a 

Erweiterte Kollektivlizenzen 

1) Eine Verwertungsgesellschaft kann für die Verwendung einer grösseren 

Anzahl veröffentlichter Werke und geschützter Leistungen die ausschliesslichen 

Rechte, für deren Verwertung sie nicht der Konzessionspflicht von Art. 64 unter-

steht, auch für Rechtsinhaber wahrnehmen, die nicht von ihr vertreten werden, 

sofern die folgenden Voraussetzungen erfüllt sind: 

a) Die lizenzierte Verwendung beeinträchtigt nicht die normale Verwertung 

von geschützten Werken und geschützten Leistungen. 

b) Die Verwertungsgesellschaft vertritt im Anwendungsbereich der Lizenz eine 

massgebende Anzahl von Rechtsinhabern. 

2) Werke, die sich in Beständen öffentlicher oder öffentlich zugänglicher Bib-

liotheken, Archive oder anderer Gedächtnisinstitutionen befinden, gelten als ver-

öffentlicht im Sinne von Abs. 1. 

3) Die Verwertungsgesellschaften machen die erweiterten Kollektivlizenzen 

vor deren Inkrafttreten in geeigneter Weise, insbesondere durch Veröffentlichung 

an leicht zugänglicher und auffindbarer Stelle, bekannt. 

4) Rechtsinhaber und Inhaber einer ausschliesslichen Lizenz können von der 

Verwertungsgesellschaft, die eine erweiterte Kollektivlizenz erteilt, verlangen, 

dass ihre Rechte von einer bestimmten Kollektivlizenz ausgenommen werden; die 

Anwendbarkeit dieser Kollektivlizenz auf die betreffenden geschützten Werke 
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oder die betreffenden geschützten Leistungen endet mit dem Zugang der Ausnah-

meerklärung. 

5) Auf erweiterte Kollektivlizenzen finden weder die Vorschriften über die 

Tarife (Art. 33 und 34) noch die Vorschriften über die Aufsicht über die Tarife (Art. 

35 und 36) Anwendung; hingegen sind Erlöse aus diesen Verwertungen nach den 

Grundsätzen von Art. 19 zu verteilen. Die Verwertung aufgrund des vorliegenden 

Artikels untersteht der Aufsicht nach Art. 68 und 69. 

Art. 42b 

Wirksamkeit der Rechtseinräumung und dauerhafte Information 

1) Die Einräumung von Rechten am Werk eines Aussenstehenden ist unter 

folgenden Voraussetzungen wirksam: 

a) die Verwertungsgesellschaft ist repräsentativ (Art. 42c); 

b) die Einholung der Nutzungserlaubnis von allen betroffenen Aussenstehen-

den durch den Nutzer oder die Verwertungsgesellschaft ist unzumutbar; 

c) die Rechtseinräumung beschränkt sich auf Nutzungen im Inland; 

d) die Verwertungsgesellschaft informiert während einer angemessenen Frist 

von mindestens drei Monaten vor der Rechtseinräumung auf ihrer Internet-

seite: 

1. darüber, dass sie in der Lage ist, kollektive Lizenzen mit erweiterter 

Wirkung zu erteilen; 

2. über die Wirkungen kollektiver Lizenzen mit erweiterter Wirkung für 

Aussenstehende; 
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3. über die Nutzungsarten, Werkarten und Gruppen von Rechtsinhabern, 

die in die kollektiven Lizenzen mit erweiterter Wirkung einbezogen 

werden sollen; 

4. über das Recht der Aussenstehenden zum Widerspruch; 

e) der Aussenstehende hat innerhalb der von Bst. d bestimmten Frist der 

Rechtseinräumung nicht widersprochen. 

2) Die Verwertungsgesellschaft stellt die Informationen nach Abs. 1 Bst. d 

dauerhaft auf ihrer Internetseite zur Verfügung. 

Art. 42c 

Repräsentativität der Verwertungsgesellschaft 

1) Eine Verwertungsgesellschaft ist repräsentativ, wenn sie für eine ausrei-

chend grosse Zahl von Rechtsinhabern Rechte, die Gegenstand der kollektiven Li-

zenz sein sollen, auf vertraglicher Grundlage wahrnimmt. 

2) Nimmt nur eine Verwertungsgesellschaft, der eine Konzession (Art. 64) 

erteilt wurde, Rechte nach Abs. 1 wahr, so wird widerlegbar vermutet, dass sie 

repräsentativ ist. 

Art. 42d 

Kollektive Lizenzen mit erweiterter Wirkung für nicht verfügbare Werke 

1) Schliesst eine Verwertungsgesellschaft einen Vertrag über Nutzungen von 

Werken ihres Repertoires, die nicht verfügbar sind (Art. 42f), mit einer inländi-

schen Einrichtung des Kulturerbes (Art. 26h Abs. 2 Bst. b URG), so hat sie entspre-

chende Nutzungsrechte nach Massgabe der nachfolgenden Bestimmungen auch 

am Werk eines Aussenstehenden einzuräumen. 
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2) Der Aussenstehende kann der Rechtseinräumung jederzeit gegenüber 

dem Amt der Europäischen Union für geistiges Eigentum (EUIPO) widersprechen. 

3) In Bezug auf die Rechtseinräumung hat der Aussenstehende im Verhältnis 

zur Verwertungsgesellschaft die gleichen Rechte und Pflichten wie bei einer Wahr-

nehmung auf vertraglicher Grundlage. 

Art. 42e 

Wirksamkeit der Rechtseinräumung und dauerhafte Information bei nicht 

verfügbaren Werken 

1) Die Einräumung von Rechten am Werk eines Aussenstehenden nach Art. 

42d ist unter folgenden Voraussetzungen wirksam: 

a) die Verwertungsgesellschaft ist repräsentativ (Art. 42c); 

b) die Rechtseinräumung beschränkt sich auf die Vervielfältigung, Verbreitung, 

öffentliche Zugänglichmachung und sonstige öffentliche Wiedergabe zu 

nicht kommerziellen Zwecken; 

c) das betreffende Werk befindet sich im Bestand der Einrichtung des Kultur-

erbes; 

d) die Verwertungsgesellschaft informiert sechs Monate vor Beginn der 

Rechtseinräumung im Online-Portal des Amtes der Europäischen Union für 

geistiges Eigentum (EUIPO) über: 

1. das betreffende Werk; 

2. die Vertragsparteien sowie die betroffenen Nutzungsrechte und deren 

Geltungsbereich; 

3. das Recht des Aussenstehenden zum Widerspruch; 
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e) der Aussenstehende hat innerhalb der von Bst. d bestimmten Frist der 

Rechtseinräumung nicht widersprochen. 

2) Die Einräumung des Rechts der Vervielfältigung ist abweichend von Abs. 

1 Bst. e bereits mit Beginn der Bekanntgabe der Informationen im Online-Portal 

des Amtes der Europäischen Union für geistiges Eigentum (EUIPO) zulässig. 

3) Die Verwertungsgesellschaft belässt die Informationen nach Abs. 1 Bst. d 

dauerhaft im Online-Portal des Amtes der Europäischen Union für geistiges Eigen-

tum (EUIPO). 

Art. 42f 

Nicht verfügbare Werke 

1) Nicht verfügbar ist ein Werk, das der Allgemeinheit auf keinem üblichen 

Vertriebsweg in einer vollständigen Fassung angeboten wird. 

2) Es wird unwiderlegbar vermutet, dass ein Werk nicht verfügbar ist, wenn 

die Einrichtung des Kulturerbes zeitnah vor der Information nach Art. 42e Abs. 1 

Bst. d mit einem vertretbaren Aufwand erfolglos versucht hat, Angebote nach Abs. 

1 zu ermitteln. 

Art. 42g 

Repräsentativität der Verwertungsgesellschaft bei Werkreihen aus Drittstaaten 

Soll die beabsichtigte Nutzung Werkreihen umfassen, die überwiegend 

Werke aus Staaten enthalten, bei denen es sich weder um EWR-Mitgliedstaaten 

noch um die Schweiz handelt (Drittstaaten), so ist die Rechtseinräumung nach Art. 

42d nur wirksam, wenn die Verwertungsgesellschaft repräsentativ auch für 

Rechtsinhaber des jeweiligen Drittstaates ist. 
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Art. 42h 

Anwendung auf verwandte Schutzrechte 

Die Bestimmungen dieses Abschnitts sind auch auf verwandte Schutzrechte 

im Sinne des Urheberrechtsgesetzes und ihre Inhaber anzuwenden. 

Art. 64 Abs. 1 Bst. c 

1) Verwertungsgesellschaften bedürfen einer Konzession für die Wahrneh-

mung folgender Tätigkeiten: 

c) Geltendmachung von Vergütungsansprüchen nach Art. 14, 14a, 15, 23, 26c, 

26e Abs. 1 und 2 sowie Art. 41 bis 41b des Urheberrechtsgesetzes. 

II. 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt gleichzeitig mit dem Urheberrechts-Diensteanbieter-Ge-

setz vom … in Kraft. 
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